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Manfred Görtemaker

Reagan-Amerika und Westeuropa

Plädoyer für eine konstruktive Zusammenarbeit

Die hier vorgelegte Ausgabe von „Aus Politik und Zeitgeschichte"steht in einer 
engen inhaltlichen Verbindung zu in dieser Zeitschrift bereits veröffentlichten 
und demnächst erscheinenden Arbeiten.
Zu nennen wären u. a. die Studien von AJois Riklin (Audiatur et altera pars — 
Dreifache militärische Lagebeurteilung), Dieter S. Lutz (Kriegsgefahr und Kriegs-
verhütung in den 80er Jahren), Fritz Birnstil (Krieg oder Frieden in Europa?), alle 
erschienen in der B 3/81, ferner die Arbeit von Klaus Bloemer (Gibt es eine Alter-
native zum militärindustriellen Wirtschaftskrieg?), veröffentlicht in der B 22/81, 
sowie die Arbeiten von Gerhard Wettig (Der Wandel der Rahmenbedingungen 
für Sicherheitsvereinbarungen in Europa), Reinhardt Rummel (Für eine westeuro-
päische Mittelostpolitik — Überlegungen zu einem Konzept westlicher Arbeits-
teilung), beide veröffentlicht in der B 26/81, und als vorerst jüngste Veröffentli-
chungen die Aufsätze von Manfred G. Schmidt (Bestimmungsfaktoren des Rü-
stungswettlaufs zwischen Ost und West), Frank Barnaby (Zum Stand der globalen 
Rüstung. Ergebnisse des SLPRf-Jahrbuches 1981), Hans Rattinger (Strategieinter-
pretationen und Rüstungskontrollkonzepte — Anmerkungen zum NATO-Dop-
pelbeschluß), alle publiziert in der B 28/81.
Den hier genannten Untersuchungen ist gemeinsam, daß sie den Themenkom-
plex Sicherheits- und Rüstungspolitik im Zusammenhang mit dem Verhältnis der 
beiden Großmächte zueinander analysieren. Um die oft recht unterschiedlichen 
Einschätzungen sichtbar zu machen und durch ein weiterführendes Informations-
angebot die Komplexität des Themenfeldes selbst sowie die Spannweite der wis-
senschaftlichen Diskussion darzustellen, konzentrieren sich die Aufsätze des vor-
liegenden Heftes im wesentlichen auf die Untersuchung der amerikanischen 
Außenpolitik und des amerikanisch-westeuropäischen Verhältnisses. Zwei wei-
tere Analysen werden in Kürze folgen — die eine von C.-H. Lüders über das 
Thema „Ideologie und Machtdenken in der sowjetischen Außenpolitik" sowie 
mehrere Arbeiten über die sowjetische Innen- und Außenpolitik aus dem Bun-
desinstitut für ostwissenschaftliche Studien in Köln.

Die USA haben zu altem Selbstvertrauen zu- 
ückgefunden. Die Jahre des Selbstzweifels, 
ler Führungsschwäche und außenpolitischen 
Agonie scheinen vorüber. Die Wahl Ronald 
Reagans zum Präsidenten der Vereinigten 
Staaten und der Gewinn der Mehrheit im Se-
nat durch die Republikanische Partei (sowie 
die Verringerung der demokratischen Mehr- 
neit im Repräsentantenhaus) am 4. November 
1980 bedeuteten ein überzeugendes Mandat 
für eine konservative Politik der Konsolidie-
rung. Sie sind Ausdruck einer Veränderung 
des politischen Klimas der USA, das nach den 
Erschütterungen durch Vietnam und Water-
gate und den daraus resultierenden, oft quä-
lenden Bemühungen um Selbsterkennung und 
Selbstreinigung nun jene Kräfte begünstigt, 
die Selbstanerkennung und Stärkung im In-
nern und nach außen versprechen.

Amerika ist heute weithin „Reagan-Land“1). 
Das Ostküsten-Establishment hat an Boden 
verloren. Die Binnenwanderung der amerika-
nischen Bevölkerung vom „frost-belt" des 
Nordostens zum „sun-belt" des Südens und 
Westens findet politisch ihren Niederschlag 
— eine Entwicklung, die seit langem im Gange 
ist: John F. Kennedy war der letzte Präsident, 
der von der Ostküste stammte; Lyndon B. 
Johnson war Texaner, Richard M. Nixon Kali- 
fornier, Gerald R. Ford ein in Michigan aufge-
wachsener Mittelwestler aus Nebraska und 
Jimmy Carter Südstaatler aus Georgia. Doch 
keiner von ihnen verkörperte wie Ronald 
Reagan das einfache Amerika des John Smith, 
in dem religiöse und sittliche Werte noch ih- *
1) Vgl. Sheldon S. Wolin, Reagan Country, in: The 
New York Review of Books, 18. Dezember 1980,
S. 9 ff.



ren festen Platz haben und Patriotismus kein 
Fremdwort ist, in dem die „Main Street" mehr 
gilt als „Wall Street" und der Blick auf die Welt 
sich durch jene Klarheit auszeichnet, die sich 
daraus ergibt, daß Freunde eben Freunde und 
Feinde eben Feinde sind.
Die Reagan-Administration hat sich nach ih-
rem Amtsantritt am 20. Januar 1981 in der In-
nen- wie in der Außenpolitik rasch den Re-
spekt zu verschaffen gewußt, den die einen er-
hofft und andere gefürchtet hatten. Mit siche-
rem Gespür für die Machtverhältnisse und die 
Stimmung im Lande ist sie dabei nicht vorsich-
tig und behutsam, sondern robust und ent-
schlossen zu Werke gegangen. Innerhalb we-
niger Monate wurde ein umfassendes Pro-
gramm zur Sanierung und Stabilisierung der 
amerikanischen Wirtschaft ausgearbeitet, das 
durch Steuersenkungen zu Investitionen anre-
gen und die wirtschaftliche Aktivität erhöhen 
soll und gleichzeitig durch Streichungen und 
Kürzungen in allen Etats — mit Ausnahme 
des Verteidigungsbudgets — mittelfristig ei-
nen Ausgleich der öffentlichen Haushalte und 
eine Reduzierung der Inflation anstrebt2). Bei 
der Durchsetzung dieses Programms im Kon-
greß bewies die republikanische Administra-
tion ihre Fähigkeit, konservative Demokraten 
für die Regierungsvorlage zu gewinnen und 
ihre Blockierung durch das mehrheitlich wei-
terhin demokratische Repräsentantenhaus zu 
verhindern. Widerstand gegen die beträchtli-
chen sozialen Auswirkungen der Verringe-
rung staatlicher Leistungen formiert sich erst 
allmählich.

2) Einzelheiten in: Excerpts From a White House 
,Fact Sheet' Describing the Economic Program, in: 
The New York Times, 19. Februar 1981.
3) Vgl. Arnaud de Borchgrave und Michael Ledeen, 
An Interview with Alexander Haig, in: The New Re-
public, 7. Februar 1981, S. 18 ff.

Im außenpolitischen Bereich rückte der Kon-
flikt mit der Sowjetunion wieder in den Mittel-
punkt des Interesses. Die Nord-Süd-Problema-
tik wird gegenüber dem Ost-West-Gegensatz 
vernachlässigt und im wesentlichen unter 
dem Gesichtspunkt der Eindämmung des 
Kommunismus und internationalen Terroris-
mus interpretiert3). Die Verteidigungsausga-

ben werden drastisch erhöht, um die militäri-
sche Position der USA zu konsolidieren unc 
die Voraussetzungen für die Eindämmung des 
sowjetischen und kubanischen Expansionis- 
mus zu schaffen. Entspannung und Rüstungs-
kontrolle sollen erst fortgesetzt werden, wenr 
die USA in der Lage sind, aus einer Positior 
der Stärke zu verhandeln4). Präsident Carters 
Betonung der Menschenrechte als Maßstak 
bei der Führung der amerikanischen Außen-
politik wurde aufgegeben. Die Unterschei-
dung zwischen (abzulehnenden) „totalitären* 
Systemen mit weltanschaulichem Absolut-
heitsanspruch, wie den kommunistischen Län-
dern, und (gegebenenfalls unterstützungswür-
digen) „autoritären" Regimen, wie Südkorea, 
Südafrika, den Philippinen oder lateinameri-
kanischen Diktaturen, wird den Umgang mit 
problematischen Verbündeten erleichtern 
und sie für die Auseinandersetzung mit der 
Sowjetunion und Kuba nutzbar machen, an-
statt sie, wie zuletzt unter Carter, der Verlet-
zung von Menschenrechten zu bezichtigen, in-
ternational abzuwerten

5
 und als Alliierte zu 

verunsichern ).
Was bedeutet dieser Richtungswechsel der 
amerikanischen Politik für das Verhältnis der 
USA zu Westeuropa? Welchen Stellenwert 
nehmen die westeuropäischen Verbündeten 
in der weltpolitischen Konzeption der Reagan-
Administration ein? Und welche Konflikten 
Belastungen und Möglichkeiten der Zusam-
menarbeit gibt es?

4) Ein Beispiel hierfür war die amerikanische Reak-
tion auf die Rede Leonid I. Breschnews vor dem 
XXVI. Parteitag der KPdSU am 23. Februar 1981, in 
der er die sowjetische Bereitschaft zur Fortsetzung 
der Rüstungskontrollverhandlungen und zur Ver- 
besserung der Beziehungen mit den USA erklärte! 
Vgl. Excerpts From Address by Brezhnev to the So- 
viet Communist Party Congress, in: The New York 
Times, 24. Februar 1981. Zur amerikanischen Ant- 
wort vgl. The New York Times, 25. Februar 1981, so-) 
wie An Interview with Haig, in: Time, 16. März 1981, 
S. 25.
5) Grundlegend bei der Formulierung dieser Posi- 
tion war der Beitrag von Jeane Kirkpatrick, Dicta- 
torships and Double Standards, in: Commentary, 
November 1979, S. 34 ff. Kritisch dazu Tom J. Farer, 
Reagan s Latin America, in: The New York Review 
of Books, 19. März 1981, S. lOff.



I. Von Carter zu Reagan: Ende eines Traumas
Die grundlegende Veränderung der weltpoli-
tischen Szene, die für das amerikanisch- 
westeuropäische Verhältnis bestimmend sein 
wird, vollzog sich nicht erst mit dem Wechsel 
ron Carter zu Reagan, sondern bereits ein Jahr 
rorher: mit dem am 12. Dezember 1979 auf ei-

ner Sondersitzung der Außen- und Verteidi- 
gungsminister der NATO in Brüssel gefaßten 
Jeschluß über die Modernisierung des 
NATO-Potentials an nuklearen Mittelstrek- 
kensystemen und dem Einmarsch sowjeti- 
scher Truppen in Afghanistan zwei Wochen 
Später.
Beide Entwicklungen gehören in den gleichen 
Sachzusammenhang. Die sowjetische Inter- 
vention in Afghanistan war das vorläufig 
etzte Glied einer langen, in dieser Form zu- 
nindest bis Angola 1974/75 zurückreichenden 
Kette von Aktionen zur Ausdehnung des so- 
wjetischen Einflusses in der Welt. Und der 
NATO-Beschluß war eine Reaktion auf die so- 
wjetische Offensive. Er markierte das Ende 
ier westlichen Unentschlossenheit gegenüber 
der sowjetischen Expansionspolitik und si- 
gnalisierte die Bereitschaft der USA und der 
westeuropäischen Länder, durch verstärkte ei-
gene Rüstungsanstrengungen die weitere Ero-
sion der Mächtebalance zu verhindern und 
las militärische Gleichgewicht zwischen Ost 
md West wiederherzustellen. Dabei war die-
ser „Nachrüstungsbeschluß", wie man ihn im 
Westen auch nennt, das typische Produkt ei- 
ner Übergangszeit: ein Doppel-Beschluß, der 
die Ankündigung westlicher Rüstungsmaß- 
nahmen — die Stationierung von 108 Per- 
shing-II-Mittelstreckenraketen und 464 bo-
dengestützten Marschflugkörpern (cruise mis- 
siles) in Westeuropa — mit der Aufforderung 
an die Sowjetunion verband, in Verhandlun-
gen über die Kontrolle und Begrenzung der 
eurostrategischen Waffen einzutreten und 
durch östliche Abrüstung die westliche Nach-
rüstung entbehrlich zu machen6).

6) Vgl. Europa-Archiv 2/1980, S. D 35 ff.
5

‘Afghanistan erschwerte die Durchführung 
dieser besonnen kalkulierten, komplexen 
Strategie, weil der sowjetische Einmarsch 
nicht nur ein weiteres Mal die expansionisti-
sche Haltung Moskaus bestätigte, sondern 
durch den direkten und massiven Einsatz so-
wjetischer Truppen die internationale Lage 
qualitativ veränderte. Die Intervention diskre-
ditierte die sowjetische Außenpolitik, ließ sie 
als aggressive Gewaltpolitik erscheinen und 5

beseitigte damit die Voraussetzungen der Ent-
spannungspolitik auf nicht absehbare Zeit. 
Vor allem in den USA wurde dies so gesehen. 
Der bereits vorhandene Antikommunismus 
und Antisowjetismus und die verbreitete au-
ßenpolitische Unzufriedenheit besonders 
nach den Entwicklungen im Iran — dem 
Nachbarland Afghanistans — steigerten sich 
zu dem Ruf nach Gegenmaßnahmen, nach 
Vergeltung.

1. Inkonsistenz und Inkohärenz der Außen-
politik unter Carter

Präsident Carter trug den veränderten Gege-
benheiten Rechnung, als er zu Beginn des Jah-
res 1980 als Reaktion auf den sowjetischen 
Einmarsch in Afghanistan die Politik gegen-
über der Sowjetunion spontan revidierte und 
drastische Sanktionen verhängte, zu denen 
u. a. der Aufschub der Ratifizierungsdebatte 
für das SALT-II-Abkommen im amerikani-
schen Senat, die Einstellung der Lieferung 
hochentwickelter Technologie an die Sowjet-
union und das Ultimatum eines Boykotts der 
für den Sommer 1980 in Moskau geplanten 
Olympischen Spiele gehörten7). Diese außen-
politische Schwenkung, die für viele westeuro-
päische Regierungen zu plötzlich und unvor-
bereitet kam, als daß sie ihr sogleich hätten 
folgen können oder wollen, war nicht nur ein 
Zeichen persönlicher Enttäuschung Carters, 
nachdem alle verfügbaren Kräfte der Admi-
nistration seit Monaten um die Zustimmung 
der Senatoren zum SALT-II-Vertrag gerungen 
hatten und eine positive, nun natürlich hinfäl-
lige Abstimmung für Ende Januar 1980 intern 
erwartet worden war, sondern auch eine Folge 
des zunehmenden innenpolitischen Drucks in 
den USA, die Haltung gegenüber der Sowjet-
union zu verschärfen. Carter, der um seine er-
neute Nominierung als Präsidentschaftskandi-
dat der Demokraten und um seine Wieder-
wahl bangen mußte, beugte sich diesem Druck 
aus außenpolitischer Einsicht wie aus innen-
politischer Notwendigkeit.

Doch Carters Amtsführung war seit ihrem Be-
ginn im Januar 1977 widersprüchlich gewesen; 
mehrfach hatte er in wichtigen Fragen Taktik 
und Richtung gewechselt — in der umstritte-
nen Menschenrechtskampagne ebenso wie 
bei Rüstungsentscheidungen und bei den 
SALT-Verhandlungen mit Moskau. Sein Kurs

7) Vgl. Europa-Archiv 4/1980, S. Z 39. 



erschien vielen Beobachtern weder beständig 
noch folgerichtig, sondern unklar, verschwom-
men, unsicher, ja sogar unzuverlässig8). Weder 
Gegner noch Verbündete wußten oft, woran 
sie mit diesem Präsidenten waren. Daher 
wurde auch die antisowjetische Wendung 
Carters nach der Afghanistan-Intervention 
eher als erneute, vielleicht sogar als voreilige 
taktische Schwenkung und nicht als weitrei-
chende strategische Kursänderung interpre-
tiert. Der Versuch, nach Jahren des Schwan-
kens und zahlreicher Fehlschläge endlich 
Härte und Standfestigkeit zu demonstrieren, 
wurde nicht mehr ernst genommen, sondern 
weithin als störende, überdies gefährliche 
Überreaktion empfunden, die auf Konfronta-
tion mit der Sowjetunion abzielte, ohne Lö-
sungsmöglichkeiten für die Probleme der Ost- 
West-Beziehungen zu enthalten. Sowohl die 
Bundesrepublik als auch Frankreich began-
nen, nach eigenen Wegen für einen Dialog mit 
der Sowjetunion zu suchen, der weitere Afgha-
nistans verhindern und zugleich die positiven 
Ergebnisse der Entspannung sichern sollte9).

12) The New York Times, 21. Mai 1980.
13) Vgl. ebenda.
14) Zum Beispiel von William Pfaff, in: The New 
Yorker, 1. September 1980, S. 30 ff. Aber auch Au-
ßenminister Haig erklärte noch im Februar 1981: 
„The whole world is in fact NATO's concern." Vgl. 
Borchgrave/Ledeen, a. a. O. (s. Anm. 3), S. 20.
15) Vgl. Theodore Draper, The Western Misal-, 
liance, in: The Washington Quarterly, Vol. 4, Nr. 1,1 
Winter 1981, S. 13ff., hier bes. S. 15f.

In den USA wurden die mangelnde Unterstüt-
zung der amerikanischen Politik durch die 
Verbündeten und die außenpolitischen Al-
leingänge wichtiger NATO-Partner mit ver-
störtem Mißfallen betrachtet. Bereits am 
14 . November 1979 hatte James Reston in der 
New York Times mit Blick auf die Besetzung 
der amerikanischen Botschaft und die Geisel-
nahme in Teheran gefragt: „Wo sind die Alli-
ierten?"10 ) Am 10. April 1980 erklärte auch Prä-
sident Carter seine Enttäuschung: Es sei le-
benswichtig, daß die Last der amerikanischen 
Vergeltungsmaßnahmen gegen den Iran und 
die Sowjetunion von den Verbündeten und an-
deren Staaten mitgetragen werde, aber er 
wisse nicht, „was jene Alliierten und unsere 
anderen Freunde tatsächlich zu tun bereit 
sind"11 ). Die New York Times griff wenig spä-
ter die Carter-Äußerung auf und faßte sie in 
dem Vorwurf zusammen, die USA würden „re-
gelmäßig von ihren Hauptverbündeten miß-

8) Den Versuch einer abschließenden Bilanz und 
Würdigung der Außenpolitik Carters nach dem 
Ende seiner Präsidentschaft unternahm Stanley 
Hoffmann, Requiem, in: Foreign Policy, Nr. 42, Früh-
jahr 1981, S. 3 ff.
9) Vgl. Andre Fontaine, Transatlantic Doubts and 
Dreams, in: Foreign Affairs, Vol. 59, Nr. 3, 1981, 
S. 578 ff.
10) The New York Times, 14. November 1979.
11) Remarks and a Question-and-Answer Session at 
the Annual Convention of the American Society of 
Newspaper Editors, April 10, 1980, in: Weekly Com-
pilation of Presidential Documents, Vol. 16, Nr. 15, 
Washington, D. C„ 14. April 1980, S. 638. 

achtet und herausgefordert"12 ); wenn dieser 
Trend anhalte, werde die Grundlage der mili-
tärischen Allianz zwischen den USA und 
Westeuropa ausgehöhlt13 ).
Ähnliche Klagen und Warnungen waren in je-
nen Monaten in den USA weit verbreitet. Sie 
spiegelten die Enttäuschung wider, die aus 
dem Eindruck entstand, von den Verbündeten 
im Stich gelassen zu werden, denen man jahr-
zehntelang politischen, wirtschaftlichen und 
militärischen Beistand geleistet hatte. Nun, da 
die USA zum ersten Mal wirklich auf die Hilfe 
der Westeuropäer (und Japaner) angewiesen: 
waren, wurde diese Unterstützung unter Aus-; 
flüchten verweigert, erwiesen sich die Allier-
ten als undankbar, selbstgerecht und nur auf 
ihr Eigeninteresse fixiert.
Theodore Draper hat aufgezeigt, daß die in der 
amerikanischen Diskussion 1979/80 häufig ge-
zogene Verbindung zwischen dem Verhalten: 
der Verbündeten gegenüber den gegenwärti-
gen Krisen der Weltpolitik und dem weiteren 
Schicksal des militärischen Bündnisses zwi-
schen Nordamerika und Westeuropa14) auf 
falschen Prämissen beruhte15 ). Die NATO, 
wurde 1949 nicht gegründet, um weltweit 
amerikanische Interessen durchzusetzen und 
demokratische Werte zu verteidigen, sondern 
sie wurde als reines Sicherheitsbündnis im 
nordatlantischen Raum konzipiert; gemein-
same Verteidigung, nicht gemeinsame Politik 
sei ihr Ziel. Artikel 2 des Vertrages sieht ledig-
lich die Förderung von „Stabilität und Wohl-
ergehen" und „wirtschaftliche Zusammenar-
beit" vor. Weitergehende Bestimmungen wur-
den seinerzeit von der amerikanischen Ver-
handlungsdelegation unter Dean Acheson ab-
gelehnt, der befürchtete, der amerikanische 
Senat werde sonst seine Zustimmung verwei-
gern. Eine automatische Anwendung des Ver-
trages wurde — wiederum auf Drängen Ache-
sons — ausgeschlossen. Das Bündnisgebietl 
wurde geographisch begrenzt. Es umfaßt Eu-
ropa und Nordamerika sowie den Raum nörd-
lich des Wendekreises des Krebses und — seitl 
dem Beitritt Griechenlands und der Türkei 
1952 — das Gebiet nördlich der Linie, die vom 
der Ostgrenze der Türkei bis zur Bering--



Straße reicht. Alle Krisenzonen der jüngsten 
Vergangenheit — Angola, Äthiopien, der Süd- 
Jemen, Indochina, Iran, Afghanistan, Pakistan, 
das Gebiet des iranisch-irakischen Krieges 
oder der Mittlere Osten und der Indische 
Ozean — liegen außerhalb des im NATO-Ver- 
(trag definierten Territoriums. „Die USA mögen 
Grund haben, die Unterstützung Westeuropas 
für ihre Politik in den Krisen in Iran und Af-
ghanistan zu erwarten", folgerte deshalb Dra-
per, „aber nicht auf

16
 der Grundlage dieses 

Bündnisses" ).

Abgesehen von dieser Korrektur eines wichti-
gen Sachverhalts in einer oft emotional ge-
führten Diskussion bestritt Draper jedoch 
(nicht, daß amerikanische Klagen über die Hal-
tung der Verbündeten berechtigt waren. Tat-
sächlich monierten die Westeuropäer in den 
Jahren der Carter-Administration immer wie- 
Ider fehlendes amerikanisches Führungsver- 
(halten, taten selbst wenig, das entstandene 
Vakuum durch eigene Initiativen zu füllen, er- 
klärten sich aber für übergangen und nicht im-
stande, den USA zu folgen, als Carter Füh-
rungskraft zu beweisen suchte. Die Inkonsi-
stenz und Inkohärenz der amerikanischen Po-
litik — so sahen es in den USA selbst entschie- 
Hene Kritiker Carters — wurde noch übertrof-
fen von der Vielgesichtigkeit und mangelnden 
Verantwortungsbereitschaft der Westeuro-
päer.

2. Die Schwäche Westeuropas

■Als die amerikanische Außenpolitik Mitte der 
siebziger Jahre dem Vietnam-Trauma erlag 
und das Weiße Haus unter dem Schock von 
Watergate im Ringen mit dem Kongreß seine 
Stellung als unangefochtenes Führungszen-
trum der Außen- und Sicherheitspolitik verlor, 
bot sich den westeuropäischen Regierungen 
eine Gelegenheit, die sie seit dem Ende des 
Zweiten Weltkrieges nicht mehr besessen 
hatten: in der Weltpolitik eine maßgebliche 
und aktive Rolle zu spielen. Es zeigte sich je-
doch bald, daß Westeuropa mit dieser Aufgabe 
überfordert war, denn die Addition von Bevöl-
kerungszahlen und ökonomischen Potentialen 
ergibt noch keine Weltmacht.
Die Schwäche Westeuropas war freilich weni-
ger ein Willens- als ein Strukturproblem. Exi-
stierte „Westeuropa" politisch überhaupt? 
Wenn ja, was wäre darunter zu verstehen? 
Sind es die Länder der Europäischen Gemein-
schaft? Dann wäre das militärisch nicht pakt- 
gebundene Irland einbezogen, das NATO-Mit-

16) Ebenda, S. 17.

glied Norwegen aber ausgeschlossen gewe-
sen. Sind es alle der NATO angehörenden 
Länder Europas? Dann hätte Portugal dazuge-
rechnet werden müssen, vielleicht sogar die 
mit einem halben Bein in Europa stehende 
Türkei, aber das EG-Mitglied Irland wäre au-
ßerhalb geblieben, und Frankreich und Grie-
chenland, die zwar der politischen, nicht aber 
der militärischen Organisation der NATO an-
gehören, hätte man mit Fragezeichen verse-
hen müssen. Oder sind es gar alle europäi-
schen Länder mit Ausnahme des Ostblocks 
und der Neutralen? Das hätte die Konfusion 
nur noch mehr vergrößert.
In den USA begnügte man sich daher inoffi-
ziell mit einer Definition, die zwar ungenau ist, 
aber alle Vorzüge praktischer Anwendbarkeit 
besitzt: Westeuropa — das sind die Bundesre-
publik Deutschland, Frankreich und Großbri-
tannien. Den Rest bilden „lower countries", die 
im Kräftespiel der Machtpolitik vernachläs-
sigt werden können, bei aller Bedeutung, die 
einzelne dieser Länder, wie etwa Italien, gele-
gentlich erlangen. Die Europäische Gemein-
schaft, die sicherlich nach westeuropäischer 
Auffassung den wesentlichen Rahmen gegen-
wärtiger und vor allem zukünftiger westeuro-
päischer Politik absteckt, wird in den USA 
weiterhin als politische Einrichtung ignoriert 
und als reine Wirtschaftsgemeinschaft be-
trachtet — und meist auch so bezeichnet: als 
EEC (European Economic Community).
Doch die politische Zersplitterung war nicht 
das einzige Problem, das die westeuropäischen 
Länder in den siebziger Jahren daran hinderte, 
eine weltpolitische Ordnungsfunktion zu 
übernehmen. Großbritannien war mit der Lö-
sung seiner wirtschaftlichen Probleme, der Be-
wältigung des EG-Beitritts und der Abwick-
lung seines letzten großen kolonialen Erbes — 
Rhodesien/Zimbabwe — beschäftigt, so daß 
für die Suche nach einer gemeinsamen west-
europäischen Außenpolitik kein Raum mehr 
blieb; außerdem war die Distanz Großbritan-
niens zu Europa weiterhin so groß, daß man 
den Willen Londons zur Gemeinsamkeit 
ernsthaft bezweifeln mußte. Frankreich be-
trieb eine recht aktive Afrika-Politik, die im 
März 1977 und Mai 1978 — mit Unterstützung 
Marokkos und Belgiens — auch zum militäri-
schen Eingreifen in der Provinz Shaba in Zaire 
führte, wodurch ein zweites Angola in diesem 
Teil Afrikas verhindert werden konnte17 ). Die

17) Zu Hintergrund und Problematik der Entwick-
lung in Shaba vgl. Peter Mangold, Shaba I and Sha-
ba II, in: Survival, 21. Jg. (1979), H. 3 (Mai/Juni), 
S. 10711.



französische Außenpolitik war jedoch regional 
konzentriert, strikt an nationalen französi-
schen Interessen orientiert und jenen Be-
schränkungen unterworfen, die sich aus den 
begrenzten wirtschaftlichen und militärischen 
Möglichkeiten einer Mittelmacht ergaben.
Die Bundesrepublik betrat in den siebziger 
Jahren überhaupt zum ersten Mal in ihrer Ge-
schichte als eigenständiger Faktor die Bühne 
der Weltpolitik. Von den Fesseln der Deutsch-
land- und Berlin-Frage wenigstens teilweise 
befreit, nutzte sie den erweiterten diplomati-
schen Spielraum, den der Erfolg ihrer Ostpoli-
tik bot. In den Vereinten Nationen gelangte 
sie in den Weltsicherheitsrat; in Afrika betei-
ligte sie sich an der Suche nach einer Lösung 
für das Namibia-Problem; nach der Ölkrise 
von 1973 bemühte sie sich um eine Reform der 
Weltwirtschaftsordnung und bezog Position 
im Nord-Süd-Dialog (der frühere Bundeskanz-
ler Willy Brandt wurde Vorsitzender der 
Nord-Süd-Kommission); und im Ost-West- 
Verhältnis wurde sie zum wohl wichtigsten 
westlichen Verfechter der Entspannungspoli-
tik und zum größten Handelspartner der 
osteuropäischen Länder.
Dieser Wandel der westdeutschen Außenpoli-
tik war nicht radikal, aber groß genug, um in 
den USA und Westeuropa mit Aufmerksam-
keit registriert zu werden18 ). Da dieser Wan-
del außerdem durch eine solide wirtschaftli-
che Grundlage und — im Gegensatz zu vielen 
anderen westlichen Ländern — ein funktio-
nierendes Militärpotential untermauert war, 
schien es ein Gebot der Klugheit zu sein, in po-
litischen Angelegenheiten außerhalb Europas, 
z. B. im Mittleren Osten, Zurückhaltung zu 
üben, um die historisch bedingten Ressenti-
ments in Westeuropa gegenüber Deutschland 
nicht unnötig zu verstärken. Die militärischen 
Optionen der Bundesrepublik waren ohnehin 
durch Geschichte und Verfassung begrenzt.

18) Vgl. W. R. Smyser, German-American Relations, 
The Washington Papers Nr. 74, Beverly Hills und 
London 1980, sowie Fritz Stern, Germany in a Semi- 
Gaullist Europe, in: Foreign Affairs, Vol. 58, Nr. 4, 
1980, S. 867 ff.

19) Vgl. James O. Goldsborough, The New Entente 
Cordiale, in: The New York Times Magazine, 26. Au-
gust 1979, S. 15 ff.

Alle drei Länder spielten also ihre Rolle als 
Mittelmächte. Zur Erfüllung von Weltmacht-
aufgaben war, auf sich allein gestellt, keines 
von ihnen in der Lage. Zu einer umfassenden 
Koordinierung ihrer Politik kam es jedoch 
nicht, erst recht nicht zu einer gemeinsamen 
Außenpolitik der Europäischen Gemeinschaft. 
Lediglich die Abstimmung zwischen der Bun-
desrepublik und Frankreich war bis 1980 auf-
grund guter persönlicher Beziehungen zwi- 

sehen dem Bundeskanzler und dem französi-
schen Staatspräsidenten zufriedenstellend.19 )

Die weltpolitische Schwäche Westeuropas ist 
daher nicht schwer zu erklären. Sie beruhte 
auf der politischen Zerrissenheit, dem fehlen-
den weltpolitischen Bewußtsein, dem Mangel 
an globalen Perspektiven in der praktischen 
Politik und dem Nichtvorhandensein eines 
dem sowjetischen Potential ebenbürtigen mili-
tärischen Instrumentariums. Doch wer Einfluß 
besitzen oder erlangen will, muß zwei Bedin-
gungen genügen: Er muß den Willen haben, 
Macht auszuüben, und er muß über die Mittel 
verfügen, seinen Willen gegebenenfalls gegen 
den Willen anderer durchzusetzen. Westeu-
ropa mangelte es in den siebziger Jahren an 
beidem. Freundliche Worte in alle Richtungen 
mögen in ruhigen Zeiten ein Maximum an Be-
quemlichkeit gewährleisten; im Konfliktfall 
helfen sie wenig. Und die zweite Hälfte der 
siebziger Jahre brachte nach Jahren relativer 
Entspannung eine Vielzahl von Konflikten, 
die der Stabilisierung durch kalkulierten Ein-
satz politischer, wirtschaftlicher und militäri-
scher Macht bedurft hätten. Da weder die USA 
noch Westeuropa in der Lage waren, diese 
Ordnungsfunktion wahrzunehmen, lagen alle 
Vorteile auf Seiten der Sowjetunion, die dar-
aus beträchtlichen Nutzen zu ziehen ver-
stand.

3. Rückkehr zur Realpolitik unter Reagan

Das uneinige, strukturell vielgliedrige West-
europa sah sich also Mitte der siebziger Jahre 
nach dem Scheitern des amerikanischen Glo- 
balismus mit dem Problem einer zunehmend 
geringer werdenden Neigung der USA kon-
frontiert, sich weltpolitisch auf der Basis ver-
antwortungsbewußter, militärisch fundierter 
Machtpolitik zu engagieren. Dieser fortschrei-
tende Abbau der weltpolitischen Rolle der 
USA stand im diametralen Gegensatz zum 
amerikanischen Führungsanspruch in den 
fünfziger und sechziger Jahren und war nur 
vor dem Hintergrund des Fehlschlages der 
während der Kennedy-Administration auf die 
Dritte Welt ausgedehnten und seither über-
spannten Containment-Strategie zu erklären. 
Der Globalismus hatte nicht nur zur Nieder-
lage in Vietnam geführt, sondern darüber hin-
aus die amerikanische Währung zerrüttet, die 
wirtschaftliche Wettbewerbsfähigkeit der 
USA untergraben, den innenpolitischen Kon-



sens zerstört und das Verhältnis zu den Ver-
bündeten beeinträchtigt20 ). Was lag näher, als 
eine solchermaßen erfolglose, die eigenen In-
teressen schädigende Politik umzukehren, die 
Aufmerksamkeit nach innen zu lenken und 
die Welt sich selbst zu überlassen?

20) Vgl. Stanley Hoffmann, Primacy or World Order. 
American Foreign Policy since the Cold War, New 
York u. a. 1978.
21) Vgl. ebenda, bes. S. 33 ff.
22) Vgl. U. S. Foreign Policy for the 1970s: A New 
Strategy for Peace, A Report to the Congress by Ri- 
chard Nixon, President of the United States, 18. Fe-
bruar 1970, Washington, D. C. 1970.
23) So der Titel eines Buches von Arthur M. Schle-
singer, Jr., The Imperial Presidency, New York 
1973.

20)  Vgl. Richard Löwenthal, The Shattered Balance. 
Estimating the Dangers of War and Peace, in: En-
counter, November 1980, S. 9. Löwenthal argumen-
tiert hier, die Nixon/Kissinger-Politik der Entspan-
nung habe sich, ausgehend von einem Tiefpunkt der 
amerikanischen Stärke, das Ziel gesetzt, den durch 
den Vietnam-Krieg angerichteten Schaden soweit 
wie möglich zu beseitigen, um innerhalb der USA 
und in der Allianz ein gewisses Maß an Konsens 
über die Führung der Außenpolitik und gegenüber 
den kommunistischen Mächten ein gewisses Maß 
an Gleichgewicht wiederherzustellen.
2S) Vgl. World Armaments and Disarmament. SIPRI 
Yearbook 1974, Stockholm u. a. 1974, S. 209, sowie 
The International Institute for Strategie Studies, 
The Military Balance 1980—1981, London 1980, 
S. 96.
26) Vgl. The International Institute for Strategie Stu-
dies, The Military Balance 1979—1980, London 1979, 
S. 92.

Doch die USA wählten diesen Weg zunächst 
nicht. Zwar sah die a 25m .  Juli 1969 in Guam 
verkündete Nixon-Doktrin einen Abbau des 
amerikanischen Überengagements, die Stär-
kung regionaler Strukturen und internatio-
nale Lastenteilung vor. Aber Präsident Nixon 
und sein damaliger Sicherheitsberater und 
späterer Außenminister Henry A. Kissinger 
waren der Überzeugung, die Antwort auf den 
Fehlschlag des Globalismus dürfe nicht in ei-
ner Neuauflage des amerikanischen Isolatio-
nismus früherer Zeit bestehen; vielmehr 
komme es darauf an, die seit der Truman-Dok-
trin von 1947 gültige Strategie der Eindäm-
mung durch eine Strategie der Entspannung 
zu ersetzen21 ). Die Sowjetunion sollte in einer 
„Ära der Verhandlungen" in ein umfassendes 
Netzwerk internationaler Vereinbarungen 
und Verpflichtungen eingebunden werden; 
gemeinsam, so hoffte man in Washington, 
werde man den Rüstungswettlauf bremsen 
und die ideologische und machtpolitische 
Auseinandersetzung zwischen Ost und West 
entschärfen22 ). Die Watergate-Affäre mit ihrer 
anhaltenden Vereinnahmung und Lähmung 
der Administration und ihren schwerwiegen-
den Folgen für den Handlungsspielraum nicht 
nur Präsident Nixons, sondern auch seiner 
Nachfolger machte diese Strategie jedoch zu-
nichte und bewirkte, daß der Vietnam-Effekt 
sich in einem realen Machtverfall und fakti-
schen Rückzug der USA aus der Weltpolitik 
bemerkbar machte, den Nixon und Kissinger 
zu vermeiden gesucht hatten.
Das Ende der „imperialen Präsidentschaft“23 ), 
die sich durch eine allmähliche Vergrößerung 
der Machtbefugnisse des Weißen Hauses auf 
Kosten des Kongresses entwickelt und in den 
sechziger und siebziger Jahren unter Lyndon 
B. Johnson und Richard M. Nixon ihren Höhe-
punkt erreicht hatte, bedeutete zumindest vor-

übergehend auch das Ende einer imperialen 
Außenpolitik mit globalen Aspirationen und 
Optionen. Die USA waren auf sich selbst zu-
rückgeworfen — und zwar durch eigene Feh-
ler und Versäumnisse mehr als durch Einwir-
kung der Gegner.
Die Tragweite dieses Vorgangs wurde zu-
nächst vielfach unterschätzt, seine Entstehung 
auf falsche Ursachen zurückgeführt, vor allem 
auf eine angeblich „illusionäre Entspannungs-
euphorie" 24 ). In der Tat trug die Entspannung 
zwischen Ost und West dazu bei, den amerika-
nischen Rückzug zu rechtfertigen und seine 
längerfristigen negativen Auswirkungen zu 
verschleiern. So schien es 1973 nach einer 
Phase durchaus erfolgreicher Rüstungskon-
trollpolitik keineswegs abwegig, in den USA 
die allgemeine Wehrpflicht abzuschaffen. 
Auch die kontinuierliche Verringerung des 
Anteils der Verteidigungsausgaben am ameri-
kanischen Bruttosozialprodukt von 7,8 Pro-
zent im Jahre 1970 auf 5,2 Prozent 1979 ließ 
sich mit Blick auf die Entspannung begrün-
den25). Der eigentliche Grund für diese Maß-
nahmen war jedoch nicht die Entspannungs-
politik, sondern das Vietnam-Syndrom: eine 
allgemeine Verteidigungsmüdigkeit und die 
Unlust, sich militärisch außerhalb der Grenzen 
der USA mehr als unbedingt nötig zu profilie-
ren.
Die Zahl der amerikanischen Soldaten ging 
von 3,547 Millionen im Jahre 1968 — dem Hö-
hepunkt des Vietnam-Krieges — auf 2,022 Mil-
lionen 1979 zurück; die Mannschaftsstärke der 
sowjetischen Roten 
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Armee stieg dagegen im 
gleichen Zeitraum von 3,220 Millionen auf 
3,658 Millionen ). Während der Carter-Admi-
nistration standen den USA darüber hinaus 
nur etwa 800 000 Reservisten zur Verfügung, 
der Sowjetunion jedoch mehr als fünf Millio-



nen27). Die konventionelle Beweglichkeit der 
USA und ihre Interventionsmöglichkeiten 
außerhalb des Bündnisbereichs der NATO wa-
ren bis Ende der siebziger Jahre auf ein Maß 
geschrumpft, das es dem amerikanischen Prä-
sidenten nicht mehr erlaubte, bei der Führung 
der Außenpolitik im Bedarfsfall auf einen 
kurzfristig realisierbaren, nennenswerten Ein-
satz militärischer Machtmittel zu vertrauen. 
Die amerikanische Politik in Afrika und im 
Mittleren Osten war daher Beschränkungen 
unterworfen, die vom Standpunkt des ameri-
kanischen Weltmachtinteresses nicht zu ver-
antworten waren. Die gewaltigen Potentiale 
des Systems der nuklear-strategischen Ab-
schreckung nutzten den USA dabei wenig, 
denn diese Waffen sind aufgrund ihrer überdi-
mensionalen Vernichtungskraft und Eskala-
tionsgefahr für einen Einsatz in einem regio-
nal begrenzten Konflikt ungeeignet und des-
halb praktisch ohne Wert. Die Sowjetunion, 
der diese Schwäche natürlich nicht verborgen 
blieb, hatte somit relativ freie Hand.

27) Vgl. ebenda, S. 96.
28) Vgl. z. B. Raymond Aron, From Yankee Imperi- 
alism to Russian Hegemony?, in: Encounter, August 
1979.

29) Zu diesem außergewöhnlich komplexen Pro- 
blem sowjetischen Verhaltens vgl. Robert Legvold, 
Containment Without Confrontation, in: Foreign 
Policy, Nr. 40, Herbst 1980, S. 74 ff.
30) Vgl. Inaugural Address of President Ronald
Reagan, in: Weekly Compilation of Presidential Do-:
cuments, Vol. 17, Nr. 4, Washington, D. C., 26. Januar

Die hauptsächlichen Beispiele für den sowjeti-
schen (und kubanischen) Expansionismus der 
zweiten Hälfte der siebziger Jahre sind oft 
genannt und beschrieben worden: Angola, 
Äthiopien, Süd-Jemen, Afghanistan28 ). Dane-
ben gab es einen schleichenden sowjetischen 
und kubanischen Einflußgewinn in einer Viel-
zahl anderer Länder Afrikas, des Nahen und 
Mittleren Ostens und der Karibik. Es ist eine 
offene Frage, ob es sich dabei um wirkliche Er-
folge oder um kostspielige Pyrrhus-Siege han-
delte, die langfristig zur wirtschaftlichen Er-
schöpfung und politischen Diskreditierung 
der Sowjetunion führen werden, wie der Glo- 
balismus am Ende die Möglichkeiten der USA 
überstieg und in Überforderung und Nieder-
lage mündete. Aber kurzfristig war die Sowjet-
union in diesen Jahren in der Lage, ihren Ein-
fluß in der Welt auf Kosten des Westens zu 
vergrößern und die Gewichte in der interna-
tionalen Politik zu ihren Gunsten zu verschie-
ben.
Diese Störung der Ost-West-Balance und ihre 
politische und ideologische Ausnutzung durch 
die Sowjetunion hatte jedoch eine Nebenwir-
kung, die von sowjetischer Seite vermutlich 
nicht beabsichtigt war und vielleicht auch 
nicht vorhergesehen worden ist: die Beseiti-
gung der Voraussetzungen der Entspannungs-

politik29). Widerstand gegen die Politik de: 
Zuammenarbeit zwischen antagonistische! 
Mächten hatte es von Anfang an auf beider 
Seiten gegeben, in der Sowjetunion ebens< 
wie in den USA und in der Bundesrepublik, wc 
sich die Kritik an der neuen Ostpolitik entzün 
dete. Zur ersten wirklichen Krise kam es, al: 
sich die durch Watergate geschwächte ameri 
kanische Administration 1973/74 nicht geger 
das Jackson/Vanik-Amendment des Kongres-
ses behaupten konnte und daraufhin die Auf 
kündigung des sowjetisch-amerikanischer 
Handelsvertrages von 1972 hinnehmen mußte 
Aber dann wuchs die Abneigung des Westens 
gegen die Enspannung proportional zur sowje 
tischen Rüstungsexpansion und zur sowjeti 
sehen Offensive in Afrika und Asien, geger 
die es kein Mittel zu geben schien und bei dei 
sich die Sowjetunion offensichtlich in keine: 
Weise durch entspannungspolitische Rück 
sichtnahme bremsen ließ. Es war nur eine 
Frage der Zeit, wann das sowjetische Verhak 
ten unmittelbar auf die amerikanisch-sowjeti-
schen Beziehungen und auf Europa zurückwir-
ken und das Ende der Entspannung herbeifüh-
ren würde.
Nachdem der Westen mit dem Nachrüstungs-
beschluß schon seine Besorgnis zum Ausdruck 
gebracht hatte, wurde mit der Afghanistan-In-
tervention die Schwelle endgültig überschrit-
ten. Doch erst Präsident Reagan besaß die Au 
torität und Überzeugungskraft, die Richtung 
der Ost-West-Beziehungen grundlegend zu 
ändern. Er hatte den Wahlkampf mit dem Ver-
sprechen einer Stärkung Amerikas bestritten 
und damit vielen Amerikanern aus dem Her-
zen gesprochen, die es leid waren, die Welt-
macht USA herumgestoßen zu sehen und im-
mer neue Hiobsbotschaften über die Verlet-
zung amerikanischer Interessen durch die So-
wjetunion, Kuba oder — es erschien wie eine 
sich ausbreitende Seuche — wen auch immer 
hören zu müssen. Als Reagan sein Amt mit ei-
nem Appell an die nationale Würde Amerikas, 
einer scharfen Verurteilung der sowjetischen 
Führer (die für sich das Recht in Anspruch 
nähmen, „jedes Verbrechen zu begehen, zu lü-
gen, zu betrügen, um-ihre Ziele zu erreichen") 
und raschen Beschlüssen zur Verbesserung 
der militärischen Position der USA antrat,i 
fand er damit breite Zustimmung30). Reagan 



verlieh der Veränderung des politischen Kli-
mas in den USA Stimme und außenpolitisches 
Gewicht. Seine Administration ist realpoli-
tisch geprägt, nicht idealistisch wie diejenige 
Präsident Carters. Reagan befreite die USA 
vom Vietnam-Trauma. Erst mit ihm gingen die 
Nach-Vietnam-Ära und die Nach-Watergate- 
Ära der amerikanischen Politik zu Ende31 )-

33) Vgl. ebenda, S. 3.
34) Besonders umfassend in der Umgebung der Zeit-
schrift der Neokonservativen, Commentary, und ih-
rem Herausgeber Norman Podhoretz, dessen Buch 
The Present Danger. „Do we have the will to reverse 
the decline of American power?", New York 1980, als 
frühe außenpolitische Programmschrift gelten 
kann.

Der neue Realismus der amerikanischen Poli-
tik führt in die Zeit des Containment zurück. 
Aber die Strategie, auf der diese Politik beruht, 
hält Eindämmung nicht für eine Alternative, 
sondern für eine Voraussetzung der Entspan-
nung: Erst wenn die USA ihren Platz in der 
Welt zurückerobert hätten, den sie in einer 
Kombination außergewöhnlicher Umstände 
im vergangenen Jahrzehnt verloren, sei eine 
Verständigung mit dem Gegner wieder mög-
lich. Erst dann, so wird unterstellt, sei. dieser 
Gegner an wirklicher Verständigung und 
nicht nur an einseitigen Zugeständnissen in-
teressiert32 ).
Die Westeuropäer und alle diejenigen, die 
eine Politik der Rüstungskontrolle und Ent-
spannung für ein wichtiges Erfordernis zur Zu-

kunftssicherung halten, müßten diese Ent-
wicklung begrüßen, denn ohne ein weltpoli-
tisch aktives Amerika, das bereit ist, mit sei-
nen politischen, wirtschaftlichen und militäri-
schen Möglichkeiten eine ordnende Rolle zu 
spielen, kann es auf Dauer — wie die siebziger 
Jahre unmißverständlich gezeigt haben — 
kein stabiles Gleichgewicht der Mächte ge-
ben, das eine entscheidende Vorbedingung 
der Entspannung ist. Westeuropa war in der 
Zeit relativer amerikanischer Schwäche nicht 
in der Lage, die amerikanische Rolle zu über-
nehmen. Und nichts deutet darauf hin, daß 
dies in der näheren Zukunft anders sein wird. 
Nur eine Zusammenarbeit zwischen den USA 
und Westeuropa läßt deshalb auf die Wieder-
herstellung einer Konstellation.hoffen, die ei-
nen Dialog mit der Sowjetunion nicht aus ei-
ner Position der Unterlegenheit, sondern auf 
der Basis der Gleichheit und die Bewältigung 
der anstehenden schwierigen ökonomischen 
Aufgaben ermöglicht. Die Reagan-Administra-
tion hat die westeuropäischen Verbündeten 
wiederholt aufgefordert, diesen Weg der Zu-
sammenarbeit zu beschreiten33 ).

Die Bemühungen der Reagan-Administration 
gelten vorrangig drei Problembereichen: den 
Ost-West-Beziehungen und dem Verhältnis 
zur Sowjetunion, der Stabilisierung des Kri- 
sengebietes im Nahen und Mittleren Osten 
sowie der Bewältigung der wirtschaftlichen 
Probleme, die von der Überwindung der Re-
zession und der Verringerung der Inflation in 
den USA bis zur Sicherung der Energie- und 
Rohstoffversorgung und zur Konsolidierung 
der internationalen Währungs- und Wirt-
schaftsordnung reichen. In allen drei Berei-
chen ist Westeuropa zentral betroffen bzw. 
aufgrund sachlicher Überschneidungen von 
vornherein in die Thematik einbezogen. Es ist

1981, S. 3 f., sowie The President's News Conference 
□f January 29,1981, in: Weekly Compilation of Presi- 
dential Documents, Vol. 17, Nr. 5, Washington, D. C., 
2. Februar 1981, S. 66 f.
31) Kritisch dazu Stanley Hoffmann, The New Or- 
thodoxy, in: The New York Review of Books, 
16. April 1981, S. 22 ff., sowie Michael M. Harrison, 
Reagans World, in: Foreign Policy, Nr. 43, Sommer 
1981. S.3ff.
32) Vgl. Address by Secretary Haig before the Ame-
rican Society of Newspaper Editors in Washington, 
0. C., 24. April 1981: A New Direction in U. S. For- 
eign Policy, in: Current Policy, Nr. 275, United States 
Department of State, Bureau of Public Affairs, 
Washington, D. C. o. J. (1981), S. 2.

II. Gebot zur Zusammenarbeit
daher nicht nur zu empfehlen, sondern im In-
teresse beider Seiten unbedingt erforderlich, 
daß Westeuropa und die USA bei der Lösung 
der genannten Aufgaben so eng wie möglich 
zusammenarbeiten.

1. Grundlinien der neuen amerikanischen 
Außenpolitik und die Rolle West-
europas

Die Konturen der neuen amerikanischen Au-
ßenpolitik haben sich im ersten Halbjahr der 
Reagan-Administration erst allmählich her-
ausgebildet, obwohl der Richtungswechsel in-
tellektuell seit langem vorbereitet worden 
war34 ). Die neue Politik versucht, das Ver-
trauen in die amerikanische Führungskraft 
wiederherzustellen und den Gefahren und 
Möglichkeiten der internationalen Lage mit 
einem realistischen Konzept zu begegnen: 



Ihre Ziele bestehen darin, die Sowjetunion 
einzudämmen bzw. „in die Schranken zu ver-
weisen", wie man jetzt sagt35 ), die Allianzen 
wiederzubeleben, die Freunde zu stärken und 
die Entwicklungsländer zu ermutigen, Freiheit 
und Entwicklung, politische Stabilität und 
wirtschaftlichen Fortschritt zu kombinieren 
und sich damit in die internationale Ordnung 
einzufügen, anstatt sie durch eine neue, noch 
ungewisse Ordnung ersetzen zu wollen.

35) Anstelle des Begriffs „to contain" wird im Ameri-
kanischen die Bezeichnung „to restrain" gewählt.
36) Address by Secretary Haig, a. a. O. (s. Anm. 32), 
S. 2.
37) Vgl. ebenda.

38) Vgl. ebenda. Eine Analyse dieses Aspektes de 
neuen amerikanischen Außenpolitik unternimm 
Dimitri K. Simes, Disciplining Soviet Power, in: For 
eign Policy, Nr. 43, Sommer 1981, S. 33 ff.
39) Vgl. Address by Secretary Haig, a. a. O
(s. Anm. 32), S. 2 f.

Die Begrenzung der sowjetischen Macht ge-
nießt oberste Priorität, weil ihre Ausweitung 
nach gegenwärtiger amerikanischer Auffas-
sung „die Hauptquelle der heutigen interna-
tionalen Unsicherheit" darstellt, wie Außenmi-
nister Alexander Haig am 24. April 1981 in ei-
ner programmatischen Rede in Washington 
erklärte36 ). Die sowjetische Politik versuche, 
Hoffnungen auf Wandel zu nutzen, um Kon-
flikte zu schaffen, in denen sie den Gebrauch 
von Gewalt und sogar das Mittel der Invasion 
rechtfertige. Moskau unterstütze kontinuier-
lich internationalen Terrorismus und Stellver-
treterkriege. In Gebieten, in denen westliche 
Interessen auf dem Spiel stünden, sei die So-
wjetunion darauf aus, Schwierigkeiten zu be-
reiten, obwohl schwerlich sowjetische Sicher-
heitsinteressen berührt seien. Kurz: Die so-
wjetische Begünstigung von Gewalt als Instru-
ment des Wandels bilde die größte Gefahr für 
den Weltfrieden37 ).
Um die Aussicht auf eine friedliche Lösung 
der Konflikte zu erneuern, soll der Sowjet-
union gezeigt werden, daß aggressives und ge-
walttätiges Betragen auch Moskaus eigene In-
teressen bedroht. Der Umsturz von Regierun-
gen durch von der Sowjetunion oder ihren 
Helfern unterstützte bewaffnete Interventio- 
nen, wie in El Salvador, soll nicht länger gedul-
det, die sowjetische Besetzung anderer Län-
der, wie Afghanistan, nicht mehr einfach hin-
genommen werden. Nur die USA, so glaubt 
man, hätten die nötige Stärke, die Sowjetunion 
davon zu überzeugen, daß Gewalt ihrer Sache 
nicht diene. Nur die USA könnten die sowjeti-
schen Führer zur Einsicht bringen, daß bessere 
Beziehungen zwischen den USA und der So-
wjetunion dem Interesse beider Länder nütze. 
Daher habe man nicht nur das Recht, sondern 
sogar die Pflicht, auf die Sowjetunion in dieser 
Richtung einzuwirken. Voraussetzung dafür 

sei jedoch die Wiedererlangung einer ausrei-
chenden militärischen Stärke der USA, da nur 
sie den Argumenten den nötigen Nachdruck 
verleihen könne, wie die Entwicklung in den 
siebziger Jahren bewiesen habe38 ).
Hohe Priorität besitzt in der neuen amerikani-
schen Außenpolitik ebenfalls die Stärkung der 
Allianzsysteme, denen die USA als Mitglied 
angehören und die in den vergangenen Jahren 
zunehmendem Verfall ausgesetzt waren. Die 
Wiedererrichtung der Bündnissolidarität gilt 
als Vorbedingung für die Beseitigung des mili-
tärischen Ungleichgewichts zwischen Ost und 
West und die Mäßigung des sowjetischen in-
ternationalen Verhaltens. Die Konsultation 
zwischen den Verbündeten soll nicht nur — 
wie so oft in der Vergangenheit am Beginn 
neuer Administrationen — rhetorisch be-
schworen, sondern faktisch verbessert werden 
und zu gemeinsamen politischen Strategien 
und Aktionen führen. Dabei denkt man in Wa-
shington natürlich vor allem an die NATO, 
aber auch an andere Vereinigungen, wie die 
ASEAN-Gruppe oder das pazifische Bündnis i 
der USA mit Australien und Neuseeland (AN-I 
ZUS), wie Reisen und Besprechungen Außen- 
minister Haigs Mitte Juni 1981 gezeigt haben 
und sogar an Einrichtungen wie den „Welt- 
wirtschaftsgipfel“, der seit seinem ersten Tref- 
fen im November 1975 in Rambouillet jährlich 
einmal getagt hat, zuletzt im Juli 1981 in Otta 
wa. Eine Zusammenfassung aller westlich 
orientierten Kräfte und ihre Ausrichtung aut 
gemeinsame Ziele soll die eigene Position 
stärken und es ermöglichen, der Herausforde- 
rung des sowjetischen Expansionismus, der 
Folgen regionaler Instabilität und den Pro: 
blemen wirtschaftlicher Interdependenz zu 
begegnen39 ).
über die Alliierten hinaus sollen auch jene 
Freunde der USA gestärkt werden, die nicht iri 
Bündnisse eingebunden sind. Notwendig er 
scheint dies im Augenblick vor allem im Nas 
hen und Mittleren Osten, der besonders instas 
bil und daher für Krisenentwicklungen anfäli 
lig ist. Dieser Aspekt der neuen amerikanü 
sehen Außenpolitik betrifft deshalb zur Zeit iii 
erster Linie Israel, Ägypten, Saudi-Arabier 
und Pakistan, gilt aber als Leitlinie amerikanü 
sehen Verhaltens auch für andere Länder in 
Asien, Afrika und Lateinamerika. Stärkung 



meint politische ebenso wie wirtschaftliche 
und militärische Unterstützung, wobei das 
Schwergewicht bisher auf Waffenlieferungen 
liegt, die schnell zu realisieren sind und unmit-
telbare Wirkung im amerikanischen Interesse 
versprechen.
Der Dritten Welt als dem unterentwickelten 
Bereich, der umfassendere Hilfe von Seiten 
der fortgeschrittenen Industrieländer bedarf, 
wird schließlich unter Reagan erheblich weni-
ger Aufmerksamkeit gewidmet als während 
der Carter-Administration, in der sogar die 
Überzeugung vorherrschte, der Nord-Süd- 
Konflikt habe den Ost-West-Konflikt an Be-
deutung überholt. Dieses Urteil wurde revi-
diert. Man erkennt allerdings, daß in den Ent-
wicklungsländern aufgrund schwerwiegender 
wirtschaftlicher und politischer Probleme die 
Möglichkeiten zur Einflußnahme für die So-
wjetunion und ihre Verbündeten besonders 
groß sind. Die USA möchten dieser Gefahr be-
gegnen, indem sie, wie Außenminister Haig 
erklärte, „zeigen, daß Freunde der Vereinigten 
Staaten von dieser Freundschaft profitieren, 
sogar im Angesicht sowjetisch unterstützter 
Intervention"40 ).

41) Vgl. Robert G. Kaiser, U.S.-Soviet Relations: 
Goodbye to Dtente, in: Foreign Affairs, Vol. 59, 
Nr. 3, 1980, S. 500f., Stanley Hoffmann, The Crisis in 
the West, in: The New York Review of Books, 
17. Juli 1980, S. 41ff„ sowie Josef Joffe, European- 
American Relations: The Enduring Crisis, in: For-
eign Affairs, Vol. 59, Nr. 4, 1981, S. 835 ff.
42) Vgl. Fontaine, a. a. O. (s. Anm. 9), S. 579 ff.

Die Richtung der neuen amerikanischen Poli-
tik ist also festgelegt; ihre Hauptziele — Stär-
kung des Westens und Eindämmung der So-
wjetunion — sind nicht debattierbar. Aber bei 
der bevorstehenden Implementierung dieser 
Politik fällt Westeuropa eine wichtige Rolle 
zu, die Raum zur Mitentscheidung schafft. Die 
USA benötigen die Unterstützung der westeu- 
ropäischen Regierungen bei der Vergrößerung 
der westlichen Verteidigungsfähigkeit, der 
'Konsolidierung der NATO, der Stabilisierung 
der Golf-Region und der Bewältigung der wirt- 
ischaftlichen Probleme. Ohne Westeuropa wä-
ren die Ziele der amerikanischen Politik nicht 
erreichbar. Die amerikanische Regierung 
kann Beispiele geben, wie sie es mit den Be-
schlüssen zur Erhöhung der Verteidigungs-
ausgaben und der Änderung ihrer Haltung ge-
genüber der Sowjetunion getan hat. Aber sie 
ist nicht mehr, wie vielleicht vor dreißig Jah-
ren, in der Position, eine Pax Americana zu ok-
troyieren, sondern bedarf der Verbündeten, 
die ihrerseits prüfen müssen, inwieweit sie 
sich die amerikanischen Ziele zu eigen ma- 
chen wollen, taktische Änderungen für not- 
wendig halten oder eine unabhängige Politik 
anstreben wollen.

40) Ebenda, S. 3.

2. Die Ost-West-Beziehungen und das Ver-
hältnis zur Sowjetunion

Die Frage der zukünftigen Entwicklung des 
Ost-West-Verhältnisses, die auch die Frage 
der Zukunft der Rüstungskontroll- und Ent-
spannungspolitik einschließt, ist der Bereich, 
in dem die Meinungen der Westeuropäer und 
Amerikaner in den vergangenen eineinhalb 
Jahren besonders weit auseinandergingen41 ). 
Während die USA eine zunehmend härtere 
Position gegenüber der Sowjetunion einnah-
men, versuchten die westeuropäischen Län-
der, auch nach Afghanistan von der Entspan-
nung so viel wie möglich zu retten und die in 
langen Jahren mühsamer Verhandlungen 
durchgesetzten Verbesserungen im politi-
schen, wirtschaftlichen und humanitären Be-
reich zu bewahren. Das überraschende Treffen 
des französischen Staatspräsidenten Valery 
Giscard d'Estaing mit Leonid Breshnew in 
Warschau kurz nach der Afghanistan-Inter-
vention und die (allerdings schon vor Afghani-
stan geplante) Reise Bundeskanzler Helmut 
Schmidts nach Moskau wenig später waren 
Beispiele für diesen Versuch, der in den USA 
wenig Beifall fand42 ). Mit dem Antritt der Rea-
gan-Administration hat sich diese Frage so 
weit zugespitzt, daß es gelegentlich scheint, 
als hätten die Westeuropäer nur noch die 
Wahl, ihre Politik zu ändern und auf die ameri-
kanische Linie einzuschwenken oder einen of-
fenen Bruch mit den USA zu riskieren.
Dieser Eindruck ist zutreffend. Wenn damit 
gleichzeitig unterstellt wird, die Westeuro-
päer seien bedingungslose Entspannungsbe-
fürworter und die Amerikaner bedingungslose 
Kalte Krieger, wird das Bild jedoch grotesk 
verzerrt. Weder wollen die Westeuropäer eine 
Politik einseitiger Zugeständnisse im Rahmen 
einer falsch verstandenen Entspannung; viel-
mehr bekennen sie sich seit dem Harmel-Be-
richt vom Dezember 1967 zu einer Politik der 
Ausgewogenheit, die militärische Sicherheit 
und politische Entspannung auf der Basis von 
Stabilität und Gleichgewicht als Einheit be-
trachtet. Noch wollen die Amerikaner eine 
Rückkehr zum Kalten Krieg mit Wettrüsten, 
Wirtschaftsembargo und politischer und ideo-
logischer Konfrontation; vielmehr streben sie 



die Wiederherstellung des auch von 
den Westeuropäern befürworteten Ost-West- 
Gleichgewichts an, das in den siebziger Jahren 
zunehmend verlorengegangen ist, um danach 
die Verhandlungen mit der Sowjetunion auf 
der Basis der Gleichheit wieder aufnehmen zu 
können.
Die Unterschiede zwischen den USA und 
Westeuropa liegen im taktischen Vorgehen; 
sie müßten deshalb überwindbar sein. Im we-
sentlichen beziehen sie sich auf drei 
Komplexe:

a) TNF-Modernisierung und Rüstungskon-
trolle

Die Modernisierung der nuklearen Mittel-
streckenkapazität (Tactical Nuclear Force, 
TNF) in Westeuropa ist durch den Bau des so-
wjetischen Backfire-Bombers und die Erset-
zung sowjetischer SS-4- und SS-5-Raketen 
durch zielgenauere, bewegliche und außerdem 
mit Mehrfachgefechtsköpfen ausgestattete 
SS-20-Raketen erforderlich geworden43 ). Der 
NATO-Beschluß vom 12. Dezember 1979 hat 
den Weg dafür freigemacht. Streit ist in West-
europa jedoch darüber entbrannt, ob die TNF- 
Modernisierung auch dann durchgeführt wer-
den sollte, wenn die USA unter Reagan sich 
dem zweiten Teil des Doppelbeschlusses — 
der Aufnahme von Verhandlungen mit der So-
wjetunion über die Begrenzung landgestützter 
nuklearer Mittelstreckenraketen — widerset-
zen oder die Verhandlungen verzögern bzw. 
obstrurieren sollten.

45) The New York Times, 20. Juni 1981.
46) Vgl. William G. Hyland, The Atlantic Crisis, in
Daedalus, Vol. 110, Nr. 1, Winter 1981, S. 41 ff.

A
Tatsächlich ist die Reagan-Administration zu 
solchen Verhandlungen bereit, wie Bundes-
kanzler Schmidt bei seinen Gesprächen mit 
Präsident Reagan am 21./22. Mai 1981 in Wa-
shington noch einmal versichert wurde44 ). 
Diese Bereitschaft wurde in einem Brief 
Reagans an Schmidt bestätigt, den letzterer 
unmittelbar vor dem Beginn des Wirtschafts-
gipfeltreffens in Ottawa erhielt. Erste Kon-
takte mit Moskau über diese Frage haben be-
reits stattgefunden und werden Ende dieses 
Jahres voraussichtlich in Vorverhandlungen 
einmünden. Der stellvertretende amerikani-
sche Außenminister für europäische Angele-
genheiten, Lawrence S. Eagleburger, teilte

43) Vgl. Raymond L. Garthoff, The TNF Tangle, in: 
Foreign Policy, Nr. 41, Winter 1980—81, S. 82 ff., so-
wie Pierre Lellouche, Europe and Her Defense, in: 
Foreign Affairs, Vol. 59, Nr. 4, 1981, S. 822 f.
44) Vgl. Excerpts From a Statement on Reagan and 
Schmidt Discussions, in: The New York Times, 
23. Mai 1981.

Mitte Juni 1981 auf einem europäisch-ameri-
kanischen Workshop über Sicherheitsfrager
den versammelten Parlamentariern und Mili-
tär- und Abrüstungsspezialisten verschiede-
ner NATO-Länder mit, die USA suchten das
Gespräch mit Moskau über die nuklearen Mit-
telstreckenraketen, und wenn die Gespräche
fehlschlügen, dann deshalb, weil die Russen
nicht gewillt seien, ihre „absolute Vorherr-
schaft im kritischen Ber

45
eich der nuklearen

Mittelstreckenwaffen" aufzugeben ).
Da nicht abzusehen ist, ob die Sowjetunion au-
ßer zu Verhandlungen auch zu Zugeständnis-
sen bereit ist, die einen erfolgreichen Ab-
schluß der Gespräche erlauben, ist die Gefahr 
eines Scheiterns selbst bei gutem Willen der 
Amerikaner nicht auszuschließen. In diesem 
Fall würde das Mißtrauen in die Glaubwürdig-
keit der amerikanischen Entspannungsbereit-
schaft in Westeuropa aber sicher wieder 
wachsen und die Durchführung des Nachrü-
stungsbeschlusses erschweren. Die USA 
könnten dem begegnen, indem sie nicht nur 
im TNF-Bereich, wo sie unter dem Druck der 
Westeuropäer stehen, sondern auf allen Ebe- 
nen der Rüstungskontrollpolitik — also auch 
bei SALT — dokumentieren, daß Stärkung des 
Westens nur ein Teil der neuen amerikani- 
sehen Strategie ist, die verantwortungsbewuß- 
te Suche nach einem Ausgleich mit Moskau
aber ein anderer, und daß beide Teile tatsäch- 
lieh zusammengehören. Sofern dies rechtzei-i 
tig geschieht, würde dies es den westeuropäi-i 
sehen Regierungen erleichtern, im Falle eines 
Scheiterns der Verhandlungen die TNF-Ent-i 
Scheidung trotz starken innenpolitischen Wi-i 
derstandes in ihren Ländern durchzusetzen.
Die Westeuropäer ihrerseits müssen beden- 
ken, daß der TNF-Modernisierung in den USA 
neben der militärischen Bedeutung auch ein 
hoher Signalwert beigemessen wird465). Dei 
stellvertretende Außenminister Eagleburger 
erklärte dazu, der Westen würde bei einer 
Zurücknahme des Nachrüstungsbeschlusses 
seine Glaubwürdigkeit gegenüber der Sowjet! 
union verlieren, der man damit demonstrie 
ren würde, „daß sie ein Veto über NATO-. 
Rüstungsentscheidungen" habe. Außerdem 
würde man bei vielen Amerikanern Zweife 
entstehen lassen, die nicht verstehen würden; 
warum die Verbündeten „weniger für ihre Si 
cherheit zu tun bereit sind als die Vereinigter 
Staaten“. Am schlimmsten aber: „Wir alle wä 
ren zutiefst verunsichert über unsere künftige



Fähigkeit, schwierige Entscheidungen ge-
meinsam zu tragen."47 )

47) The Military Balance 1980—1981, a. a. O. (s.
Anm. 25), S. 96.
54) Barry R. Posen und Stephen W. Van Evera, Over- 
arming and Underwhelming, in: Foreign Policy, 
Nr. 40, Herbst 1980, S. 101.
55) Zu den Hintergründen der polnischen Entwick-
lung und möglichen Folgen einer Invasion vgl. Se-
weryn Bialer, Poland and the Soviet Imperium, in: 
Foreign Affairs, Vol. 59, Nr. 3, 1981, S. 522ff„ sowie 
Tadeusz Szafar, Resolving the Polish Dilemma. Bet- 
ween Political Emergencies and Ideological Limits, 
in: Encounter, Mai 1981, S. 41 ff.
56) Vgl. z. B. Excerpts From a Statement on Reagan 
and Schmidt Discussions (am 21./22. Mai 1981 in 
Washington), a. a. O. (s. Anm. 44). Dort heißt es wört-
lich: „Der Präsident und der Bundeskanzler bekräf-
tigten unmißverständlich ihre Auffassung, daß jede 
äußere Intervention die schwerwiegendsten Folgen 
für die internationalen Beziehungen haben und die 
gesamte internationale Lage fundamental verän-
dern würde."

b) Erhöhung der Verteidigungsausgaben
Die neue amerikanische Ost-West-Strategie 
hält eine deutliche Anhebung der Verteidi-
gungsausgaben der westlichen Länder für un-
bedingt erforderlich, um der sowjetischen Rü-
stungsexpansion begegnen zu können. Schät-
zungen in den USA besagen, daß der Anteil 
der Militärausgaben am Bruttosozialprodukt 
in der Sowjetunion von 12—13 Prozent im 
Jahre 1970 auf etwa 18 Prozent 1980 gestiegen 
ist48 ). In den USA betrug der Anteil 1979 5,2 
Prozent ). Nach Angaben des Pentagon soll 
die Sowjetunion seit 1970 etwa 240 Milliarden 
Dollar mehr für Rüstung ausgegeben haben 
als die USA50 ). Die Reagan-Administration hat 
daher für den Zeitraum von 1981 bis 1986 Ver-
teidigungs-Mehrausgaben — zusätzlich zu 
den zuletzt unter Präsident Carter geplanten 
— in Höhe von 169,5 Milliarden Dollar be-
schlossen51 )- Insgesamt belaufen sich die Ver-
teidigungsausgaben in den USA in diesem 
Zeitraum damit auf 1,5 Billionen Dollar. Dies 
entspricht einer Ausweitung des amerikani-
schen Verteidigungshaushaltes um 158 Pro-
zent bis 198 526 gegenüber 1980 ).
Kritiker bezweifeln allerdings, daß sich das 
Programm in vollem Umfang finanzieren las-
sen wird. In jedem Fall ist eine solche enorme 
Verteidigungsanstrengung nur durch eine 
Umverteilung des Gesamthaushalts zu Lasten 
des sozialen Bereichs möglich und für die 
amerikanischen Bürger mit empfindlichen 
Einbußen öffentlicher Leistungen verbunden. 
Es ist deshalb verständlich, daß die USA dar-
auf drängen, daß auch die Verbündeten ihre 
Militärausgaben erhöhen, um eine gerechtere 
Lastenverteilung zu erreichen.
Der Anteil der Verteidigungsausgaben am 
Bruttosozialprodukt betrug 1979 in der Bun-
desrepublik 3,3 Prozent, in Italien 2,4 Prozent 
und in Japan sogar nur 0,9 Prozent; Großbri-
tannien mit 4,9 Prozent und Frankreich mit 3,9

17) The New York Times, 20. Juni 1981.
18) Vgl. William T. Lee, Soviet Defense Expendi- 
tures in the Era of SALT, United States Strategie In-
stitute Report 79—1, Washington, D. C. 1979, 
S. lOL
19) Vgl. The Military Balance 1980—1981, a. a. O. (s. 
Anm. 25), S. 96.
’°) Vgl. U. S. News & World Report, 16. Februar 1981, 
5. 34.
) Zahlenangabe ermittelt nach: Excerpts From a 
White House ,Fact Sheet', a. a. O. (s. Anm. 2).
’2) Vgl. A Bonanza for Defense, in: Time, 16. März 
1981, S. 31.

Prozent schnitten noch am besten ab53 ). Wür-
den alle NATO-Verbündeten und Japan ihre 
Militärausgaben auf einen Anteil von etwa 
fünf Prozent anheben, hätte dies eine Steige-
rung um 36 Prozent oder 67,6 Milliarden Dol-
lar zur Folge54 ). Sicherlich sind Verteidigungs-
ausgaben — ob in Prozenten oder absoluten 
Beträgen — nicht das alleinige Kriterium für 
Sicherheit. Aber es wird den Verbündeten 
schwerfallen, sich den amerikanischen Argu-
menten auf Dauer ganz zu entziehen.

c) Verhalten gegenüber Polen
Eine Zerschlagung der polnischen Reformbe-
wegung durch eine sowjetische Invasion hätte 
für die Polen wie für das Ost-West-Verhältnis 
Folgen, deren Ausmaß kaum hoch genug ver-
anschlagt werden kann55 ). Nur Mäßigung aller 
Beteiligten — der polnischen Reformer, der 
sowjetischen Kritiker und der westlichen Be-
obachter — wird die Entwicklung auf eine 
Weise verlaufen lassen, die Gewaltaktionen 
ausschließt und eine Fortsetzung des Ost- 
West-Dialogs erlaubt.
Die USA haben die Sowjetunion wiederholt 
vor einer Invasion gewarnt und dabei einen 
Ton gewählt, der manchen Westeuropäern als 
zu scharf erschien. Auf beiden Seiten des At-
lantik besteht jedoch Übereinstimmung, daß 
eine sowjetische Invasion in Polen das inter-
nationale Klima fundamental verändern und 
auf lange Zeit jeglichen Fortschritt in den Ost- 
West-Beziehungen unmöglich machen wür-
de 56 ).

3. Die Krise im Mittleren Osten

Der zweite wichtige Gegenstand der amerika-
nischen Außenpolitik — neben der Frage der 



Ost-West-Beziehungen — ist der Mittlere 
Osten, dessen Stabilität gegenwärtig im umge-
kehrten Verhältnis zu seiner politischen und 
wirtschaftlichen Bedeutung steht. Das wirt-
schaftliche überleben der westlichen Indu-
strieländer ist von Öleinfuhren aus diesem 
Raum abhängig. Die USA bezogen 1979 zwar 
nur noch 11 Prozent ihres Erdöls von dort, 
Westeuropa jedoch 55 Prozent und Japan so-
gar 78 Prozent57 ). Der politische Umbruch, in 
dem sich dieses Gebiet befindet, bedroht nicht 
nur den Fluß des Erdöls, sondern auch den 
Weltfrieden, weil die regionale Instabilität 
Großmachtinteressen berührt und mit Inter-
ventionismus einhergeht, der die Gefahr der 
Eskalation in sich birgt.

57) Zahlenangaben nach J. C. Hurewitz, The Middle 
East: A Year of Turmoil, in: Foreign Affairs, Vol. 59, 
Nr. 3, 1981, S. 554.

58) Eine Bilanz der Camp-David-Entwicklung zieh; 
Hermann Frederick Eilts, Improve The Framework! 
in: Foreign Policy, Nr. 41, Winter 1980—81, S. 3ff.
59) Vgl. Elliot Royce, Building the R. D. F., in: Har 
vard International Review, Vol. 3, Nr. 6, März 1981 
S. 14 ff., sowie Kenneth N. Waltz, A Strategy for the 
Rapid Deployment Force, in: International Security 
Vol. 5, Nr. 4, Frühjahr 1981, S. 49ff.

Vier Konflikte haben im vergangenen Jahr-
zehnt die politischen Bedingungen dieses 
Raumes verändert und die gegenwärtige Ver-
wirrung heraufbeschworen:
— das „traditionelle" Nahost-Problem zwi-
schen Israel und seinen arabischen Nachbarn, 
das seit 1947 zu mehreren Kriegen führte, des-
sen letzter — der Yom-Kippur-Krieg im Okto-
ber 1973 — die erste Ölkrise auslöste (eine Ne-
benfolge dieses Konflikts war die Zerrüttung 
des Libanon und seine teilweise Besetzung 
durch syrische Truppen);
— die iranische Revolution 1978/79 und die 
Vertreibung des Schah, mit dem die USA ihren 
„Protektor" am Persischen Golf und ihren Ein-
fluß im Iran verloren, den sie als regionale 
Vormacht zur Sicherung westlicher Interessen 
betrachtet und entsprechend mit Waffen aus-
gerüstet hatten (die Besetzung der amerikani-
schen Botschaft in Teheran und Geiselnahme 
der Botschaftsangehörigen am 12. November 
1979 — wenige Wochen vor dem sowjetischen 
Einmarsch in Afghanistan — verstärkten das 
Bewußtsein dieses Verlustes und demon-
strierten die neue Machtlosigkeit der USA, die 
völlig im Gegensatz zum vorherigen Einfluß 
stand);
— der Umsturz in Afghanistan im April 1978 
und die sowjetische Invasion im Dezember 
1979;
— der iranisch-irakische Krieg, der Ende 1980 
begann und einen Teil der Ölversorgung 
lahmlegte.
Außer der Tatsache einer allgemeinen Desta-
bilisierung der Region gab es zwischen diesen 
Konflikten auch konkrete Verbindungen. 
Nachdem die USA im Yom-Kippur-Krieg Is-

rael vor der Vernichtung der in Suez eingekes-
selten 3. ägyptischen Armee zum Waffenstill-
stand überredet (wenn nicht gezwungen) hat-
ten, gelang es einer geschickten amerikani-
schen Diplomatie, Israel und Ägypten zur An-
näherung und im September 1978 zur Unter-
zeichnung der Vereinbarungen von Camp Da-
vid zu bewegen, die den israelisch-ägyptischen 
Konflikt beenden sollen58 ). Der diplomatisches 
Akt hatte zur Folge, daß die Sowjetunion ihren 
Einfluß in Ägypten, der bereits seit 1972 im 
Schwinden begriffen war, endgültig verlor und 
sich nach neuen Stützpunkten in diesem 
Raum umzusehen begann, womit sie 1976 in 
Äthiopien, im April 1978 in Afghanistan und: 
im Juni 1978 im Süd-Jemen Erfolg hatte. Die; 
USA nahmen dies hin, da sie mit Ägypten, dem: 
Iran und Saudi-Arabien auf genügend Optio-
nen rechnen konnten und die sowjetischem 
Zugewinne alles andere als verläßlich schie-
nen.
Die islamische Revolution im Iran und die Be-
setzung Afghanistans durch sowjetische Trup-
pen änderten diese Konstellation grundle-
gend. Die anti-modernistische, anti-westliche 
islamische Bewegung im Iran beendete nicht 
nur die amerikanische Präsenz, sondern sie 
ließ auch entsprechende Nachfolge-Bewegun-
gen in anderen islamischen Ländern — vor al- 
lern in Saudi-Arabien und den übrigen Anrai- 
nern des Persischen Golfes — befürchten. Und 
das Ausgreifen der Sowjetunion nach Afghani- 
stan verschaffte Moskau einen direkten Zu-: 
gang zum Krisengebiet der Golf-Region, der 
den USA nach der Entwicklung im Iran ver-
sagt war.
Noch 1980 begannen die USA daher mit der 
Ausarbeitung und Durchführung einer neuen 
Strategie für den Mittleren Osten, die umfas-
sende Militärhilfe für Saudi-Arabien, Ägypten 
und Pakistan sowie den Aufbau einer Rapid 
Deployment Force zum Schutz der amerikani- 
sehen Interessen vorsieht59 ). Die Beteiligung 
der USA an einer internationalen Streitmachti 
im Sinai ist Bestandteil der Camp-David-Ver 
einbarungen; die Truppen werden nicht de;

■ Rapid Deployment Force zugeordnet, sine 
aber natürlich trotzdem auf die künftige mili 
tärische Präsenz der USA in diesem Raum an 
zurechnen. Inzwischen werden bereits die 



Rollbahnen der von den USA benutzten Mili-
tärbasis der britischen Insel Diego Garcia im 
Indischen Ozean verlängert, um sie für B-52- 
Bomber tauglich zu machen, und die Häfen 
von Mombasa in Kenia und Barbara in Somalia 
ausgebaut, die der Stationierung und Versor-
gung amerikanischer Kriegsschiffe dienen sol-
len. Das gesamte Programm der Rapid Deploy- 
ment Force wird 300 000 Mann umfassen, die 
nicht notwendigerweise alle im Mittleren 
Osten — dem derzeit wahrscheinlichsten 
Operationsgebiet — stationiert sein müssen, 
aber in der Lage sein sollen, den Einsatzraum 
binnen kurzer Zeit unter Einschluß der für ei-
nen längeren Verbleib notwendigen Ausrü-
stung und Versorgungseinrichtungen zu errei-
chen60 ).

60) Bisher ist dieses Ziel noch bei weitem nicht er-
reicht. Ende 1980 war die Rapid Deployment Force 
entsprechend einer Veröffentlichung des Congres- 
sional Budget Office zwar in der Lage, innerhalb von 
16 Tagen 49 200 Mann in die Golf-Region zu verle-
gen, doch am 9. Tag der Operation würden sich erst 
14 200 Mann im Einsatzgebiet befinden. Vgl. The 
New York Times, 23. Februar 1981.

61) Überblicke bieten Anton W. DePorte, Europe 
between the Superpowers. The Enduring Balance, 
New Haven und London 1979, S. 196 ff., sowie aktu-
ell Harold van B. Cleveland und Ramachandra Bha- 
gavatula, The Continuing World Economic Crisis, 
in: Foreign Affairs, Vol. 59, Nr. 3, 1981, S.594ff.
62) Zahlenangabe nach: Helmut Schmidt, A Policy of 
Reliable Partnership, in: Foreign Affairs, Vol. 59, 
Nr. 4, 1981, S. 751.
63) Vgl. ebenda, S. 752.

Die politischen und materiellen Lasten dieses 
Programms sind beträchtlich. Da die USA da-
von ausgehen, hierbei nicht nur amerikani-
sche, sonderen gesamtwestliche Interessen zu 
vertreten, rechnen sie auf die Unterstützung 
der Verbündeten. Die westeuropäischen Län-
der und Japan scheuen jedoch vor einem mili-
tärischen Engagement zurück (was zumindest 
im Falle Japans und der Bundesrepublik im 
Blick auf die jüngste Vergangenheit beider 
Länder in den USA auch weiterhin, wenn-
gleich nicht durchgängig verstanden wird) und 
halten überdies die amerikanische Betrach-
tung für einseitig, da sie die politischen und 
wirtschaftlichen Aspekte vernachlässige und 
nur auf militärische Lösungen ausgerichtet sei 
— was wiederum die Amerikaner für eine ty-
pische Rechtfertigung der Westeuropäer und 
Japaner halten, nichts zu tun.
Ein Konflikt zwischen den USA und Westeu-
ropa in dieser Frage ist also nicht ausgeschlos-
sen. Die Abhängigkeit vom arabischen öl 
macht die Position Westeuropas besonders 
schwierig: Da lebenswichtige wirtschaftliche 
Interessen auf dem Spiel stehen, sehen die 
westeuropäischen Regierungen die Notwen-
digkeit, sich an der Suche nach Lösungen für 
den Mittleren Osten zu beteiligen, womit sie 
zugleich dem Drängen der USA entgegenkom-
men würden; auf der anderen Seite könnte ein 
zu starkes Engagement bei einem Fehlschlag 
der Politik jedoch zu einer Sperrung des Öl-
flusses führen und damit gerade das bewirken, 

was zu vermeiden Ziel aller Bemühungen sein 
muß. Nur eine langfristige Reduzierung der 
Abhängigkeit vom arabischen öl kann West-
europa von diesem Dilemma befreien. Bis da-
hin wird jede Entscheidung in dieser Frage die 
Wahl zwischen zwei Übeln sein.

4. Wirtschaftliche Probleme und Belastun-
gen

Die weltwirtschaftlichen und bilateralen öko-
nomischen Probleme zwischen den USA und 
Westeuropa sind so komplex, daß sie im Rah-
men dieses Beitrages nur angedeutet werden 
können61 ).
Das Hauptproblem ist gegenwärtig die Struk-
turkrise der Weltwirtschaft, deren wichtigste 
Ursache die steigenden Zahlungsbilanzüber-
schüsse der OPEC-Staaten (1980 über 100 Mil-
liarden Dollar62 )) sind. Sie bewirken Rezession, 
Arbeitslosigkeit und Zahlungsbilanzschwie-
rigkeiten in den Industrieländern und hoff-
nungslose Verschuldung und ruinösen wirt-
schaftlichen Verfall in den Entwicklungslän-
dern, deren Leistungsbilanzdefizit in diesem 
Jahr 70 Milliarden Dollar betragen wird und in 
denen die 1980 empfangene Entwicklungshilfe 
in Höhe von 23 Milliarden Dollar allein durch 
die von 1979 auf 1980 um fast 24 Milliarden 
Dollar gestiegene Ölrechnung aufgezehrt 
wurde63 ). Eine Beruhigung der Ölpreisent-
wicklung, die Umstellung auf energie- und 
rohstoffsparende Produktion und die Erschlie-
ßung alternativer Energiequellen sowie eine 
verantwortungsbewußte Abstimmung zwi-
schen Ölexporteuren, Industriestaaten und 
Entwicklungsländern über die künftige Struk-
tur der Weltwirtschaft ist dringend erforder-
lich, wobei den USA, Japan und Westeuropa 
als den größten Energieverbrauchern eine be-
sondere Rolle und Verantwortung zufällt.
Die Verminderung der Öleinfuhren ist in die-
sem Zusammenhang von zentraler Bedeutung. 
Die USA werden in den nächsten fünf Jahren 
eine halbe Billion — 500 Milliarden — Dollar 
für Ölimporte ausgeben. Anders als die west-
europäischen Regierungen, die in unter-
schiedlichem Umfang Staatsinterventionis-



mus befürworten, möchte die Reagan-Admi-
nistration dieses Problem durch eine Politik 
des „decontrol" der Regelung durch den 
Marktmechanismus überlassen. Kritiker be-
fürchten daher, daß in dieser Administration 
das Bewußtsein der Notwendigkeit entschie-
dener Maßnahmen zur Selbstversorgung und 
zur Verringerung der Abhängigkeit von aus-
ländischem öl — vom öl überhaupt — gering 
ist64 ). Die gegenwärtige amerikanische Regie-
rung scheint jedenfalls von der westeuropäi-
schen Position noch weit

65
er entfernt als die 

Carter-Administration ).

64) Vgl. Felix G. Rohatyn, Testimony before the 
Committee on Ways and Means of the U. S. House 
of Representatives on March 5, 1981, zit. nach: A 
Matter of Psychology, in: The New York Review of 
Books, 16. April 1981, S. 14.
65) Zur Energieabhängigkeit und Energiesicherung 
des Westens vgl. Joseph S. Nye, Jr., Energy Night- 
mares, in: Foreign Policy, Nr. 40, Herbst 1980, 
S. 132 ff.
66) Vgl. The New York Times, 23. Mai 1981. Zum 
wirtschaftlichen West-West-Konflikt vgl. auch Im-
manuel Wallerstein, Friends as Foes, in: Foreign Po-
licy, Nr. 40, Herbst 1980, S. 119 ff. 67) Vgl. Schmidt, a. a. O. (s. Anm. 62), S. 743 ff.

Ein weiterer Streitpunkt zwischen den USA 
und Westeuropa sind die hohen amerikani-
schen Zinssätze, die seit Ende 1980 mit nur ge-
ringen Schwankungen bei 20 Prozent liegen 
und den Wechselkurs des Dollar gegenüber 
dem japanischen Yen und den westeuropäi- 

sehen Währungen erheblich haben ansteigen 
lassen. Die Stärke des Dollar führt inzwischen 
in Westeuropa bereits zu Zahlungsbilanz-
schwierigkeiten und zur Verschärfung der Re-
zession. Die von der Reagan-Administration 
im ersten halben Jahr ihrer Amtszeit getroffe-
nen Budget- und Steuerentscheidungen wer-
den nicht dazu beitragen, die Liquidität auf 
dem amerikanischen Geldmarkt zu erhöhen, 
sondern im Gegenteil durch die Ankurbelung 
der Konjunktur eine Phase weiterer Verknap-
pung einleiten. Bundeskanzler Schmidt hat 
dieses Problem bei seinem Treffen mit Präsi-
dent Reagan im Mai 1981 erörtert, ohne die 
USA jedoch vorerst zu einer Änderung ihrer 
Politik bewegen zu können 6). Der Wirt-
schafts- und Währungsbereich wird daher 
auch weiterhin eine Quelle für Konflikte zwi-
schen den USA und Westeuropa sein.

III.

Was ist angesichts der skizzierten Verände-
rungen im amerikanisch-westeuropäischen 
Verhältnis und der bevorstehenden schwieri-
gen politischen und wirtschaftlichen Aufga-
ben zu tun?
Zunächst: Es ist eine Tatsache, daß die USA 
zwar über eine neue, zur weltpolitischen Füh-
rung entschlossene Administration verfügen, 
aber mittlerweile zu schwach sind, die damit 
verbundenen Lasten allein zu tragen, und daß 
Westeuropa inzwischen zu stark ist, um — wie 
in den fünfziger und sechziger Jahren — we-
nig mehr als ein Instrument amerikanischer 
Politik zu sein, aber zu einer eigenständigen 
weltpolitischen Rolle noch nicht imstande ist. 
Ein Ausweg aus diesem doppelten Problem ist 
nur durch enge Zusammenarbeit im Rahmen 
einer neuen Atlantischen Partnerschaft zu er-
warten, die auf beiden Seiten durch Verläß-
lichkeit und das Bewußtsein gemeinsamer

Neue Atlantische Partnerschaft oder neuer Konflikt?

Ziele und Verantwortung gekennzeichnet 
sein muß67 ).

Dies ist allerdings leichter dahingeschrieben, 
als in der politischen und ökonomischen 
Wirklichkeit unterschiedlicher oder sogar ge-
gensätzlicher Interessen praktiziert. Dieser 
Beitrag hat jedoch zu zeigen versucht, daß die 
USA und Westeuropa nach einem Jahrzehnt 
vielfältiger Umschichtungen und westlicher 
Schwäche am Beginn einer neuen Ära der Ge-
meinsamkeit stehen könnten, sofern beider-
seits des Atlantiks realpolitische Vernünftig-
keit regiert. Die Dringlichkeit der Wiederher-
stellung eines ausgewogenen Ost-West-Ver- 
hältnisses, der Stabilisierung regionaler Kon-
fliktzonen und der Bewältigung globaler und 
bilateraler wirtschaftlicher Fragen sollte hin-
reichenden Anreiz bieten, diese Gemeinsam-
keit tatsächlich anzustreben.

Die beiden Treffen Bundeskanzler Helmut 
Schmidts mit Präsident Ronald Reagan im De-
zember 1980 und Mai 1981, die vorsichtige 
amerikanische Reaktion auf die Wahl des So-
zialisten Francois Mitterrand zum französi-
schen Staatspräsidenten und auf die anschlie-
ßende kommunistische Regierungsbeteili 
gung in Frankreich sowie erste Äußerunger 



des neuen französischen Außenministers 
Claude Cheysson68 ) zeigen, daß man sich auf 
der politischen Ebene auch bereits um eine in 
den vorhergehenden Jahren oftmals vernach-
lässigte Abstimmung bemüht.
Es ist zu hoffen, daß dieses Bemühen nicht in 
seinen Anfängen steckenbleibt oder neuen 

Auseinandersetzungen weicht, von denen sich 
weder die USA noch Westeuropa einen 
Nutzen versprechen könnten.

68) Vgl. An Interview with Claude Cheysson, in: 
Time, 29. Juni 1981, S. 34, sowie Flora Lewis, Franco- 
American Blinkers, in: The New York Times, 
26. Juni 1981.



Wilfried von Bredow/Rudolf Horst Brocke

Das außenpolitische Konzept 
der Reagan-Administration

Darstellung, Hintergründe und Bewertung 
der neuen Außenpolitik der USA

L Einleitung

Die Weltlage ist unsicherer geworden. Mit 
diesen fünf lapidaren Worten kann man die 
allgemein im Westen sich ausbreitende politi-
sche Stimmung kennzeichnen. Diese Stim-
mung entstand nicht unversehens. Nach dem 
Optimismus der späten sechziger Jahre kön-
nen die Jahre danach, vom „ölschock" bis zur 
sowjetischen Invasion in Afghanistan, als ein 
Jahrzehnt ständiger Verschlechterung des 
Klimas der internationalen Beziehungen in-
terpretiert werden.

Aber nicht nur die Weltlage ist unsicherer-ge- 
worden; auch die vorhandenen Perzeptions-
muster und Interpretationsrahmen zur Erklä-
rung der Weltlage scheinen nicht mehr richtig 
zu fassen. Das betrifft die Akteure in den Re-
gierungen und Administrationen in ähnlicher 
Weise wie die professionellen Beobachter der 
internationalen Politik, die Politikwissen-
schaftler. Weil aber die Unsicherheit in diesen 
beiden Gruppen für die Öffentlichkeit be-
merkbar geworden ist, reagieren viele Men-
schen mit Furcht, manche mit Zynismus auf 
die neuesten Entwicklungen der internationa-
len Politik.

Aus der Perspektive westlicher Gesellschaf-
ten erscheinen nun nicht nur die Perzeptions-
muster und Interpretationsrahmen für die 
westliche Politik gegenüber der Sowjetunion 
und ihren Verbündeten sowie gegenüber den 
Entwicklungsländern fragwürdig geworden zu 
sein. Für den ersten Fall drückt sich das etwa 
in der Morschheit des seit 1967 (dem „Harmel"- 
Bericht) geltenden westlichen Entspannungs- 
Konzepts aus. Viel eigentümlicher, aber auf je-
den Fall überraschend, ist der Tatbestand, daß 
sich auch über das westliche Binnen-Verhält-
nis, in westdeutscher Perspektive also haupt-
sächlich im Verhältnis zwischen den USA und 
Westeuropa, eine neuartige Unsicherheit aus-
gebreitet hat. Die widersprüchliche Resonanz 

auf die ersten hundert Tage der Präsident-
schaft Reagans diesseits des Atlantiks ist ein 
markantes Symptom dieser Unsicherheit.
Diese Resonanz, so steht zu befürchten, ist nur 
zu einem Teil den Selbstverständnis-Pro-
blemen der neuen Administration in Wa-
shington und den von dort aus in der Tat zu-
weilen nicht leicht zu gewichtenden unter-
schiedlichen Stellungnahmen zum gleichen 
außenpolitischen Problem anzulasten. Irritie-
ren muß in erster Linie jener westeuropäische 
„Alarmismus", der gleich von mehreren Seiten 
praktiziert wird. Gemeint ist mit diesem Wort 
jenes, die .neue' amerikanische Weltpolitik 
ausdrücklich einbeziehende, ziemlich atem-
lose und manchmal schon ins Hysterische zie-
lende Gerede von d

1
en neuen Gefahren des 

Westens ).
In der ersten Version des Alarmismus warnen 
die bei solchen Gelegenheiten gerne mit einer 
Metapher aus der Ornithologie bezeichneten 
„Falken" vor erneuten Expansionsschüben des 
sowjetischen Imperialismus und vor einer 
Selbstfinnlandisierung Westeuropas. In der 

zweiten Version des Alarmismus warnen die 
dann entsprechend so genannten „Tauben" vor 
einem in Aufrüstungsbeschlüsse umgesetzten 
Vormachtstreben der USA, das den Europäern 
ein „Euroshima mon futur" bescheren werde2). 
In einer ganz verquer beide Perspektiven in-
einander schiebenden Weise warnen schließ-
lich wieder andere prophylaktisch vor einem 
tiefsitzenden und die Vernichtungsängste der 

1) Vgl. den Gebrauch des Begriffs Alarmismus in ei-
nem etwas seitenverschobenen Zusammenhang bei: 
U. Albrecht, A. Joxe, M. Kaldor, Gegen den Alarmis-
mus!, in: Studiengruppe Militärpolitik (Hrsg.), Auf-
rüsten um abzurüsten?, Reinbek 1980.
2) Vgl. Wilhelm Bitdorf in einem (nicht gerade ge-
schmackvoll) so überschriebenen Artikel zur ameri-
kanischen Weltpolitik und den Doppelbeschluß der 
NATO, in: Der Spiegel v. 9. 2. 1981.



Westdeutschen ausnützenden Antiamerika-
nismus in unserer Republik, den es zu be-
kämpfen gälte3).

3) Beispielsweise: Annemarie Renger, Das Bündnis 
an einer Wendemarke, in: Frankfurter Allgemeine 
Zeitung v. 25. 4. 1981. Einer am gleichen Tag in der 
Frankfurter Rundschau veröffentlichten Untersu-
chung des Infas-Instituts ist demgegenüber zu ent-
nehmen, daß das Bedürfnis der befragten Westdeut-
schen, sich politisch an die USA anzulehnen, nur 
1961 etwas höher war als heute.
4) K. Kaiser, W. Lord, Th. de Montbrial, D. Watt, Die
Sicherheit des Westens. Neue Dimensionen und
Aufgaben, Bonn 1981.
5) Man kann leicht die Probe machen und sich ir-
gendeine der wichtigeren Reden von Außenmini-
ster Haig herausgreifen: die Parallelen sind unüber-
sehbar. Vgl. z. B.: Rede des US-Außenministers vor

Andersherum betrachtet: Natürlich ist eine 
Ursache der hierzulande anzutreffenden Unsi-
cherheit über den außenpolitischen Kurs der 
USA in den Unsicherheiten der neuen Admi-
nistration in Washington zu suchen. Schwerer 
wiegend, so scheint es, ist eine andere: Allge-
mein verbreitet sich in der politischen Öffent-
lichkeit des Westens der Eindruck, daß sich 
seit Beginn der achtziger Jahre ein tiefgreifen-
der weltpolitischer Wandel vollzieht (für den 
als ein folgenschweres Symptom etwa die dra-
stische Verschlechterung in den Beziehun-
gen zwischen den USA und der UdSSR zu er-
kennen ist), daß indes die Richtung dieses 
Wandels schwer auszumachen ist.
Diese weltpolitische Optik wird reflektiert 
(leider aber nicht weiter erhellt) in der mit be-
trächtlichem politischen Aplomb verbreiteten 
internationalen Studie der Direktoren von 
vier renommierten Instituten zur Erforschung 
der internationalen Politik4). Grob gespro-
chen, sehen die Direktoren und ihre zahlrei-
chen Mitarbeiter die Sicherheit des Westens 
gegenwärtig im wesentlichen durch drei Fak-
toren gefährdet:
1. durch die gewachsene und weiter wach-
sende militärische Stärke der Sowjetunion, die 
sie zunehmend zur direkten und indirekten 
Intervention außerhalb ihres eigentlichen 
Bündnisbereichs politisch nutzbar macht;
2. durch die Folgen der zunehmenden Destabi-
lisierung der Dritten Welt;
3. durch die weltweite Wirtschaftskrise, die in-
nere und äußere Spannungen der westlichen 
I ndustriegesellschaften schürt.
Für unser Thema ist diese Studie schon des-
halb von besonderem Interesse, weil sie mit 
wenigen Ausnahmen die Perzeption der Au-
ßenpolitiker unter Reagans Mitarbeitern über-
nimmt5). Die Autoren der Studie übersetzen 

das (zwar zu enge, aber ansonsten wohl durch-
aus realitätsgerechte) Krisenszenario vor-
nehmlich in die geopolitische Dimension der 
militärischen Sicherheit und blenden damit, 
wie G. Ziebura als einer der ersten und u. E. zu 
Recht kritisch eingewandt hat, das sozio-öko-
nomische Substrat der globalen Krise weitge-
hend aus. Die Probleme der Dritten Welt auf 
das Ölproblem der Industrieländer zu reduzie-
ren und sie vornehmlich auf ihre Anfälligkeit 
gegenüber einem sowjetischen Zugriff zu prü-
fen, kann schwerlich als ein analytischer Zu-
gewinn bei der dringend notwendigen Erfor-
schung der Bedingungen internationaler Poli-
tik in den achtziger Jahren betrachtet wer-
den 6).
Außerdem versucht die Gemeinschaftsstudie 
der vier Institutsdirektoren als Antwort auf 
die schon während der letzten Phase der Car-
ter-Administration sich abzeichnende Verän-
derung in der amerikanischen Weltpolitik 
eine Art politik-taktisches Überholmanöver. 
Ziel jener Veränderung waren ja die Rekon-
struktion der amerikanischen Führungskraft, 
die Intensivierung der westeuropäischen Ver-
teidigungsbemühungen, die Wiedererlangung 
des militärischen Gleichgewichts (strategisch, 
konventionell, regional) sowie die Eindäm-
mung des sowjetischen Einflusses. In der Stu-
die wird vorgeschlagen, den westeuropäischen 
Einfluß auf die derart geänderte amerikani-
sche Politik durch neue, institutionalisierte 
Konsultationsmechanismen abzusichern, um 
dann ganz vorsichtig die amerikanische Welt-
politik mit westeuropäischen Interessen anzu-
reichern.
Ein besonders offenkundiges Beispiel für die 
These, daß die Unsicherheit über die amerika-
nische Weltpolitik primär eine Folge der unsi-
cheren Einschätzung der westeuropäischen 
Situation ist und weniger eine Folge der Un-
klarheiten des amerikanischen Konzepts 
selbst, gibt Rudolf Augsteins vielbeachtete Po-
litik-Empfehlung am Ende einer diesbezügli-
chen Lageanalyse ab: „So bleibt uns (den West-
europäern, d. Verf.) die sonderbare Aufgabe, 
uns einerseits die Protektion der Schutzmacht 
USA zu verdienen. Andererseits müssen wir,

der American Society of Newspaper Editors am 
24. 4. 1981 in Washington, Amerika-Dienst, Nr. 19 
v.29. 4. 1981.
6) Gilbert Ziebura, Ein Begriff wird nachgerüstet, in: 
Vorwärts v. 19.4. 1981; eine interessante Kritik an 
der durch die vorliegende Studie und von anderen 
Berichten praktizierten Art und Weise der Außen-
politikberatung stammt aus der Feder von Gerhard 
W. Wittkämpfer, Außenpolitikberatung durch Be-
richte — oder was?, in: liberal, 23. Jg. 1981, H. 4, 
S. 257 ff.



wo immer wir dies tun können, ohne dabei er-
tappt zu werden, Sand ins Getriebe streuen. 
Wir müssen so wenig rüsten wie möglich, wir 
müssen dem Bestreben, die Russen totzurü-
sten, widerstehen. Der Friede dieser Staaten-
welt, und hinter ihr wird es für uns keine mehr 
geben, verlangt das. Wehe den Siegern!"7)

10) Vgl. u. a. Heribert Gerlach, Präsident Ronald 
Reagan. Konturen seines außenpolitischen Profils, 
in: Aus Politik und Zeitgeschichte, B 6/1981, S. 3ff. 
11) Vgl. die Erklärung Alexander Haigs vor dem 
Außenpolitischen Ausschuß des Repräsentanten-
hauses am 18.3- 1981, in: Amerika-Dienst v. 25.3.
1981.
12) Entgegen europäischen Presseverlautbarungen 
gehört Richard Pipes durchaus zu dem engeren Be-
raterkreis Reagans.

Hier drängt sich nun endgültig die Vermutung 
auf, daß ein beachtlicher Teil der Kommentare 
(gerade auch der von Experten) zu den ersten 
Monaten der Reagan-Präsidentschaft bloßer 
Zweckoptimismus war, motiviert von dem Be-
mühen, den Prozeß der Formulierung ameri-
kanischer Forderungen an Westeuropa wenig-
stens in seiner Endphase noch mit thematisie-
ren zu können. Ob das erfolgreich sein wird, 

wissen wir nicht. Aber wir sind sicher, daß der-
artige Kommentare, auch in Form von Studien 
hochberühmter Politikwissenschaftler und 
-berater, eine klärende Analyse keinesfalls er-
setzen können. Benötigt wird eine Untersu-
chung der weltpolitischen Konzeption der 
Reagan-Administration und ihres weltan-
schaulichen Fundaments. Erst dann kann man 
zu einer sichereren Bewertung dieser Konzep-
tion gelangen, die es erlaubt, den Horizont der 
für die Sicherheit Westeuropas unverzichtba-
ren Positionen abzustecken. Solche im einzel-
nen erläuterbaren Positionen werden dann ge-
wiß konstruktiver in den allianzpolitischen 
Dialog eingebracht werden können als das 
Augsteinsche „Sand-ins-Getriebe-Streuen".

II. Das außenpolitische Konzept der Reagan-Administration: 
Selbstdarstellung

1. Zur weltpolitischen Lagebeurteilung8)

Unumstrittener Brennpunkt der weltpoliti-
schen Lagebeurteilung des sich in einem of-
fensiven Sinne als konservativ verstehenden 
Teams von Reagan ist die Stärke Amerikas. Ih-
ren Grund hat sie in dieser Sichtweite in der 
prinzipiellen Überlegenheit der amerikani-
schen moralischen und politischen Grund-
werte und Ideale, im technologischen Stan-
dard, der Größe und Beschaffenheit der eige-
nen Wirtschaft sowie in der Stärke der eige-
nen Streitkräfte. Unter Außenpolitik verste-
hen Reagan und seine Mitarbeiter deshalb ei-
nen so legitimierten Globalismus, der diese 
Grundwerte insbesondere gegenüber dem mo-
ralischen und politischen Gegenpol zu den 
USA, der Sowjetunion und dem Kommunis-
mus, zu verteidigen hat9). Weil in dieser Sicht-
weise amerikanische Superiorität moralische 
Pflicht ist, gehört in der Weitsicht Ronald Rea-
gans und seiner Mitarbeiter an oberste Stelle 
in ihrer Lagebeurteilung die Feststellung, daß 
sich die Stellüng der USA in der Welt ver-
schlechtert hat. Die einstige amerikanische

7) Rudolf Augstein, Wehe den Siegern!, ih: Der Spie-
gel v. 20. 4. 1981.
8) Die Gewichtung der Einzelkomponenten wurde 
uns durch Hintergrundgespräche erleichtert, die 
freundlicherweise von der United States Internatio-
nal Communication Agency (USICA) in Frankfurt/ 
M. vorbereitet wurden.
9) Vgl. auch Horst Dippel, Die außenpolitischen 
Vorstellungen der amerikanischen Neokonservati-
ven, in: Europa-Archiv, 17/1980, S. 529 ff., hier: 
S. 521 f.

Überlegenheit ist insbesondere als Folge der 
Auswirkungen der Dötente-Politik (Entspan-
nung) abgebröckelt10 ).
Zwar wird die Verschiebung der globalen 
Machtstruktur in der Staatenwelt seit dem 
Ende des Zweiten Weltkriegs durchaus gese- 
hen11 ); anders jedoch als in früheren Diagno-
sen (z. B. auch von Henry Kissinger), in denen 
die Bipolarität des Kalten Krieges von penta-
gonalen oder doppelt triangulären Bezie- 
hungs- und Machtmustern abgelöst erschien, 
gilt jetzt wieder der Antagonismus der USA 
und der UdSSR als die entscheidende weltpo-
litische Macht- und Konfliktstruktur.
Diese dominante Grundstruktur hat sich vor-
nehmlich in zwei Bereichen zuungunsten der 
USA entwickelt:
Wie einer der einflußreichsten Berater 
Reagans für seine Politik gegenüber der So-
wjetunion, Richard Pipes12 ), hervorhebt, gibt 
es einen grundsätzlichen Unterschied in den 
Nuklearstrategien der USA und der UdSSR: 
Für erstere habe nach den traumatischen Er-
fahrungen von Hiroshima und Nagasaki der 



Krieg mit Nuklearwaffen nie mehr ernsthaft 
eine rationale politische Option (im Sinne der 
Clausewitzschen Definition des Krieges) sein 
können. Demgegenüber würde die sowjeti-
sche Nuklearstrategie betonen, daß unangese-
hen aller Opfer auch ein Nuklearkrieg sieg-
reich beendet werden könnte — von dem 
Land, das sich besser darauf vorbereitet habe. 
Allein dieser Unterschied in den Nuklearstra-
tegien zwinge die USA, ihre Anstrengungen 
auf den Gebieten der strategischen Rüstung 
und der strategischen Verteidigung zu ver-
stär 13ken ).
Die Auswirkungen der rüstungstechnologi-
schen und -politischen Bemühungen der 
UdSSR auf die globale Interdependenz hat der 
Ständige Vertreter der USA im Nordatlantik-
rat kürzlich wie folgt beschrieben: „Der seit 
Jahren zu beobachtende stetige und heftige 
Drang der Sowjetunion — eines ideologisch 
gescheiterten, wirtschaftlich sterilen, aber mi-
litärisch bis an den Zähne bewaffneten Lan-
des —, das Gleichgewicht umzustoßen, hat 
viele Formen angenommen. Die Aggressionen 
der Sowjets in Afghanistan, ihre Einflußnahme 
auf Gebiete wie Angola, Kambodscha und 
nunmehr El Salvador in Form von Aggressio-
nen durch Stellvertreter und der rasche Auf-
bau von Waffen und Streitkräften, die weit 
über die legitimen Verteidigungserforder-
nisse hinausgehen, sind manifeste Verstöße 
gegen das, was man das Prinzip der Ausgewo-
genheit nennen könnte ... wir müssen uns der 
unerfreulichen Tatsache stellen, daß in der 
Welt ein erheblicher strategischer Wandel 
eingetreten ist. Die Rote Armee hat sich von 
einem vornehmlich kontinentalen Landheer 
zu einer globalen Streitmacht unter Einschluß 
von See- und Luftstreitkräften gewandelt. Ihr 
steht zudem ein weltweiter Subversionsappa-
rat zur Seite, der die imperialistische Außen-
politik der Sowjetunion ergänzt."14) Wenn in 
der neuen Administration, die ganz offensicht-
lich die drastische Sprache bevorzugt, vom „in-
ternationalen Terrorismus“ die Rede ist, ist üb-
rigens meist dieser zuletzt angesprochene Tat-
bestand gemeint.

13) über den vielzitierten Aufsatz von R. Pipes „Why 
the Soviet Union Thinks it could Fight and Win a 
Nuclear War" aus dem Jahr 1977 vgl.: W. von Bre-
dow, Die Zukunft der Entspannung, Köln 1979, 
S. 120.
14) Tapley Bennet, jr„ Rede vor der Deutsch-atlanti-
schen Gesellschaft vom 23.2. 1981, in: Amerika- 
Dienst v. 4.3. 1981.

15) Richard Burt in einer Erklärung vor dem Unter-
ausschuß für internationale Sicherheitspolitik des 
Außenpolitischen Ausschusses des Repräsentan-
tenhauses vom 23.3.1981, in: Amerika-Dienst v. 1. 4. 
1981.
16) Vgl. die Äußerungen Alexander Haigs auf einer 
Pressekonferenz vom 28. 1.1981, in: Amerika-Dienst 
v. 4.2. 1981.
17) Alexander Haig in einem Interview mit dem 
Washington Star vom 1.2. 1981, in: Amerika-Dienst 
v. 11.2. 1981.
18) Richard Allen (Sicherheitsberater des Präsiden-
ten) in einer Rede auf der Conservative Political Ac-
tion Conference am 21.3. 1981, in: Amerika-Dienst 
v. 25.3. 1981.

Aus dieser Lagebeurteilung ergibt sich, daß 
umfangreiche politisch-militärische Probleme 
mit Vorliebe unter militärischen Aspekten 

analysiert werden. Das gilt z. B. für die Situa-
tion im Nahen und Mittleren Osten, die der 
Leiter des Büros für politisch-militärische An-
gelegenheiten im State Department, Richard 
Burt, folgendermaßen betrachtet: „Wir sehen 
den Mittleren Osten einschließlich des Persi-
schen Golfes als Teil einer weiter gespannten 
politisch-strategischen Szenerie an, wobei 
diese Region durch die Türkei, Pakistan und 
das Horn von Afrika begrenzt wird, und wir 
betrachten sie als eine strategische Einheit... 
Es ist daher nötig, die arabisch-israelische 
Frage und andere regionale Streitfragen in ei-
nem strategischen Gesamtrahmen zu behan-
deln, der'die umfassende Bedrohung durch 
den sowjetischen Expansionismus erkennt 
und darauf reagiert."15 ) In einem solchen Pano-
rama kommt dann folgerichtig den regionalpo-
litisch konzipierten ägyptisch-israelischen 
Friedensgesprächen keine auffällige Priorität 
mehr zu16 ). Gleichermaßen erweitert sich in 
diesem Gesamtzusammenhang aber auch die 
Bedeutung der Atlantischen Allianz, so daß 
die „ganze Welt... in der Tat das Anliegen der 
NATO" ist17 ).
Hinter solchen Worten verbirgt sich die Vor-
stellung, daß eine grundsätzliche Übereinstim-
mung zwischen den USA und ihren westeuro-
päischen Verbündeten über weltpolitische 
Grundprobleme besteht, daß die westeuropäi-
schen Staaten den gleichen weltpolitischen 
Gefahren ausgesetzt sind wie die USA, aller-
dings in noch stärkerem Maße (infolge ihrer 
geographischen Lage), und daß schließlich die 
Westeuropäer den sowjetischen Expansionis-
mus in den siebziger Jahren nicht in angemes-
sener Weise wahrgenommen haben. Eine „ver-
zerrte Interpretation" der Ost- und Entspan-
nungspolitik habe in Westeuropa eine „deut-
lich pazifistische Gesinnung" entstehen las-
sen 18 ). Vehikel der so definierten westeuropäi-
schen Malaise sei die in Westeuropa verbrei-
tete Furcht vor der militärischen Überlegen-
heit der UdSSR; sie würde noch verstärkt 
durch die wachsende Abhängigkeit dieser 



Länder vom Ost-West-Handel (hier insbeson-
dere vom sowjetischen Erdgas). Dies und eine 
zunehmende Konzentration auf interne Pro-
bleme begründeten die Tendenz zu einer Art 
Selbstfinnlandisierung19 ). Anders als in West-
europa drohen in vielen lateinamerikanischen 
Staaten von außen gezielt gesteuerte Subver-
sionen, die u. U. ein direktes militärisches Ein-
greifen erforderlich machen werden.

,19) Vgl. auch: H. Gerlach, a. a. O., S. 7.
20) Vgl. Ernst-Otto Czempiel, Zwischen Entspan-
nung und Macht. Zur Außenpolitik der Vereinigten 
Staaten von Amerika seit 1975, in: Landeszentrale 
für politische Bildung Baden-Württemberg (Hrsg.), 
USA, Stuttgart 1980, S. 136f.; ferner: Norman Birn-
baum, Amerikanische Außenpolitik als Funktion 
gesellschaftlicher Kräfte, in: Europa-Archiv, 18/ 
1980, S. 557 ff.
21) Alexander Haig in einer Erklärung vor dem 
Außenpolitischen Ausschuss des Repräsentanten-
hauses am 18.3. 1981, in: Amerika-Dienst v. 25.3. 
1981.

22) Richard Burt, a. a. O.
23) Vgl. den informativen Bericht über die neue 
Flottenrüstung der USA in: Der Spiegel v. 25.5. 
1981.

Auch wenn die Reagan-Administration die 
UdSSR als weltpolitischen Feind Nummer 
eins ansieht, so wird doch nicht übersehen, 
daß auch die VR China sich als ein kommuni-
stisches Land begreift. Zwar wird begrüßt, daß 
die VR China einen beachtlichen Teil des so-
wjetischen Militärpotentials bindet. Indes 
wird das Verhältnis zur VR China anders als 
unter der Präsidentschaft Carters nicht mehr 
als eines betrachtet, das über ein bestimmtes 
Maß hinaus enger werden kann. Demgegen- 
ber erscheinen die Beziehungen zu den 
ASEAN-Staaten als von zentralem strategi-
schen Wert20 ). >
Zusammenfassend läßt sich die weltpolitische 
Lagebeurteilung der Reagan-Administration 
in den Worten Alexander Haigs wie folgt 
kennzeichnen: „Die heutige Welt stellt die 
Vereinigten Staaten von Amerika vor drei we-
sentliche Entwicklungen. Erstens, die Macht 
ist weit unter vielen Ländern verteilt, und ei-
nige von ihnen sind bereit, Gewalt anzuwen-
den, um ihre Ziele zu erreichen. Zweitens, wir 
und unsere Verbündeten sind heute gegen-
über internationaler Unruhe und gewaltsa-, 
mem Umsturz verwundbar. Drittens, und das 
ist am gefährlichsten, der Zuwachs der militä-
rischen Macht der Sowjets versetzt diese 
Leute in die Lage, eine imperiale Außenpolitik 
zu betreiben. Der letzte Trend ist am alarmie-
rendsten. Das sowjetische Abenteurertum am 
Horn von Afrika, in Südasien, am Persischen 
Golf und in Südwestafrika scheint auf ein 
grundlegendes und gefährliches Ziel hinaus-
zulaufen: In Ländern zuzuschlagen, die an 
oder nahe den lebenswichtigen Versorgungs-
linien des Westens liegen."21 )

2. Zum außenpolitischen Ziel-Mittel-Kom-
plex

Motiv und Ziel der amerikanischen Weltpoli-
tik ist die Erhaltung oder Wiederherstellung 
der Stärke Amerikas. Dazu dient eine ange-
sichts der diagnostizierten Weltlage auf drei 
Fundamenten aufbauende globale Machtpoli-
tik. Diese Fundamente sind:
— Eine wirkungsvolle, d. h. von institutionel-
len Handicaps möglichst befreite Außenpoli-
tik (im Sinne von außenpolitischen Hand-
lungsmöglichkeiten) des Präsidenten. Zu die-
sem Zweck wurden bereits einige legislative 
Initiativen eingebracht, die zur Folge haben 
sollen, „bestimmte strenge Einschränkungen 
der Fähigkeit des Präsidenten (zu) beseitigen", 
welche ihn bislang daran hindern, „eine wir-
kungsvolle und flexible Außenpolitik zu be-
treiben."22 )
— Eine starke und wieder genesende Wirt-
schaft. Drastische Änderungen der US-Wirt-
schaftpolitik sind von der neuen Administra-
tion eingeleitet worden. Mit einschneidenden 
Budgetkürzungen im sozialpolitischen Be-
reich und Steuersenkungen zur Förderung der 
Privatinitiative solle eine angebotsorientierte 
Wirtschaftspolitik den erhofften Genesungs-
prozeß herbeiführen helfen.
— Eine Wiederherstellung des Sicherheits-
spielraums als Konsequenz erheblich ver-
stärkter militärischer Macht23 ). In erster Linie 
soll dieser Sicherheitsspielraum gegenüber 
der Sowjetunion in Anspruch genommen wer-
den, wobei das amerikanische Interesse an 
„konstruktiven Rüstungskontrollgesprächen" 
mit der Sowjetunion durchaus nicht abhanden 
gekommen ist. Indes bleiben solche Gesprä-
che in ein linkage-Konzept eingebunden, das 
der geänderten Weltlage Rechnung tragen 
soll. In den Worten von Außenminister Haig: 
„Aber ich glaube, daß eine strenge Auflistung 
bei der Verbesserung der Ost-West-Beziehun-
gen nicht das ist, worum es beim Konzept der 
linkage wirklich geht. Andererseits ist natür-
lich klar, daß das umfassende Ost-West-Ver- 
hältnis, daß ein Fortschritt in den verschiede-
nen Bereichen — einschließlich Rüstungskon-
trolle, Kredit, Technologietransfer — abhängig 
ist von dem allgemeinen Verhalten der So-
wjetunion innerhalb der Staatenfamilie. Und 
ich würde sagen, daß es bei diesem Gesamt-
verhalten Raum für erhebliche Verbesserun-



gen gibt. Aber nicht etwa mit festen Ultimaten 
in diesem oder jenem Bereich..."24 )

24) Vgl. das Interview von Alexander Haig mit dem 
französischen Fernsehen (A 2) am 23.2. 1981, in: 
Amerika-Dienst v. 11.3. 1981.
25) George F. Kennan, Memoiren eines Diplomaten, 
Bd.2, München 1971, S. 362.

26) Richard Burt, a. a. O.
27) Alexander Haig in seiner Erklärung vor dem 
Außenpolitischen Ausschuß des Repräsentanten-
hauses im Zusammenhang mit den Etat-Beratungen 
für 1982, in: Amerika-Dienst v. 25.3. 1981.

Auch wenn es voreilig sein dürfte, in diesem 
Konzept nichts als die Wiederbelebung frühe-
rer Eindämmungsmuster zu erkennen, von de-
nen ihr Schöpfer, George F. Kennan, bekannt-
lich seit langem behauptet, sie wären schon 
damals mißverstanden worden25 ), führt eine 
forcierte Politik zur Wiederherstellung des als 
in den letzten Jahren verloren angesehenen 
militärischen Gleichgewichts zwischen Ost 
und West zwangsläufig in eine Konstellation, 
die ähnliche Aktions-Reaktions-Muster in der 
Ost-West-Politik zur Folge haben werden.
Etatmäßig liegt der Schwerpunkt der neuen 
amerikanischen Rüstung bei der Marine. Die 
Flotte soll überall dort präsent sein, wo die 
UdSSR Regionen und Länder bedroht, mögli-
cherweise bedroht oder vielleicht bedrohen 
könnte. Ferner wurde das Programm zum Bau 
des strategischen Bombers B 1 reaktiviert, das 
landgestützte und bewegliche Raketensystem 
MX beschleunigt sowie die Absetzung des Mi- 
nuteman-II-Programms einer Revision unter-
zogen. Für den Bereich der NATO kommt die 
Dislozierung von Mittelstreckenraketen 
(LRTNF) und Marschflugkörpern hinzu. Die 
amerikanischen Intentionen "für die globale 
Rolle der NATO hat Richard Burt folgender-
maßen zusammengefaßt: „Aus naheliegenden 
Gründen streben wir keine formelle Rolle der 
NATO an. Wir denken vielmehr an individuel-
le, aber ergänzende Anstrengungen auf fol-
genden Gebieten:
— Erhöhte Verteidigungsanstrengungen in 
Westeuropa und Japan können die amerikani-
sche Flexibilität zur Begegnung von Ernstfäl-
len in Südwestasien verbessern.
— Enge politische Beziehungen zu Ländern in 
ganz Südwestasien würden das Verständnis 
für die westlichen Zielsetzungen in der Region 
und unsere gemeinsamen Interessen an der 
Abwehr einer sowjetischen Aggression ver-
stärken.
— Sicherheitsvereinbarungen zwischen unse-
ren Verbündeten und Ländern in Südwest-
asien können unseren Freunden in der Region 
helfen, ihre Fähigkeit zur Selbstverteidigung 
zu stärken.
— Viele unserer Verbündeten können ihre 
wirtschaftliche Unterstützung befreundeter 

Länder in Südwestasien und im östlichen Mit-
telmeerraum erhöhen.
— Die Dislozierung von Streitkräften einiger 
westeuropäischer Staaten in Südwestasien 
kann verstärkt und mit amerikanischen militä-
rischen Aktivitäten in der Region koordiniert 
werden.“ )26

Diesen differenzierten Vorstellungen, nach 
denen einzelne NATO-Mitgliedsländer im 
Rahmen der amerikanischen Weltpolitik un-
terschiedliche Funktionen übernehmen, ent-
spricht auch der Gedanke, wonach die USA 
außerhalb des traditionellen und routinemäßi-
gen Konsultationsprozedere im Gesamtrah-
men der NATO verstärkt bilaterale Konsulta-
tionen mit den Verbündeten suchen werden, 
und zwar um Übereinstimmung gerade auch 
da zu erzielen, wo Einstimmigkeit nicht 
herrscht. Dies letztere trifft insbesondere auf 
die amerikanische Politik im Nahen und Mitt-
leren Osten zu.
Noch deutlicher werden die regionalen Ak-
zente der amerikanischen Außenpolitik bei 
der Betrachtung der Außenwirtschaftspolitik, 
deren erster Grundsatz und „wesentlicher, be-
stimmender Faktor die Notwendigkeit des 
Schutzes und der Erhöhung unserer Sicher-
heit" sein wird27 ). Damit kommt der sogenann-
ten Sicherheitshilfe eine hohe Priorität zu. Sie 
soll vor allem solchen Ländern gewährt wer-
den, die in geographischer Nähe von benötig-
ten Ressourcen liegen oder von regional-stra-
tegischem Interesse sind. Allgemein zielt die 
Sicherheitshilfe darauf ab, einen eventuellen 
sowjetischen Angriff zu teuer, zu kompliziert 
und damit letztlich unwahrscheinlicher zu ma-
chen. Die für 1982 geforderten und gegenüber 
den Vorjahren kräftig erhöhten Mittel der Si-
cherheitshilfe sollen mit rund 70% des Ge-
samtvolumens in den Nahen Osten fließen. 
Wichtigste Empfängerländer sind hier Israel, 
Ägypten und der strategisch bedeutsame 
,Staat' Oman. Hauptnutznießer in Europa sind 
Griechenland, die Türkei, Spanien sowie Por-
tugal. In Ostasien kommen vor allem Korea, 
Indonesien, die Philippinen und Thailand in 
den Genuß von Unterstützung. In Mittelame-
rika fungiert El Salvador als Testgebiet für die 
neue Eindämmungspolitik.
Im Gegensatz zur Sicherheitshilfe soll die her-
kömmliche Entwicklungshilfe gekürzt wer-



den, zunächst um mehr als 1 Mrd. US-Dollar 
(gleich ca. ein Viertel). Von der Restsumme 
geht die Hälfte in humanitäre Programme zur 
Minderung von Hunger und Unterernährung 
in der Dritten Welt. Bedeutungsvoll ist eine 
Akzentverschiebung: Die mit dem politischen 
Mittel der Entwicklungshilfe eröffneten Chan-
cen zur Beeinflussung des ökonomischen, so-
zialen und politischen Wandels in der Dritten 
Welt sollen langfristig weniger über die multi-
lateralen Entwicklungsbanken fließen — Zwi-
schenträger von Entwicklungshilfe mit einer 
relativen Autonomie —, sondern über bilate-

rale Konsultationsprozesse und Entwicklungs-
programme direkt ausgeschüttet werden.

Bezüglich der sonstigen vorhandenen Institu-
tionen der Weltwirtschaft wird es kaum we-
sentliche Änderungen geben. Allerdings sol-
len die Anstrengungen verstärkt werden, 
Überschußländer vermehrt einzubeziehen 
(Stichwort: Rückschleusung der Petro-Dollar); 
der Aktionsspielraum der Weltbank, die ja in 
der multilateralen Entwicklungspolitik eine 
hervorragende Rolle spielt, wird zudem einge-
schränkt werden.

II. Hintergründe des außenpolitischen Konzepts 
und seiner Umsetzung

1. Innenpolitische Aspekte

Das Reagan-Team hat weder im Wahlkampf 
noch seit der Amtsübernahme einen Hehl dar-
aus gemacht, daß es seiner Politik ein umfas-
sendes Konzept zugrunde legt, in dem sowohl 
die Innen- wie die Außenpolitik ein großes 
Ziel anstreben, nämlich die nationale Erneue-
rung als Rückbesinnung auf traditionelle 
Werte und als Neuentfaltung nationaler 
Stärke.
Dieser neue amerikanische Nationalismus er-
füllt sowohl auf der konzeptionellen wie auf 
der Umsetzungsebene nachgerade lehrbuch- 
artig drei wesentliche Funktionen:
— Integration nach innen als positive Identi-
tätsfindung;
— Schutz vor äußeren Feinden, und zwar so-
wohl faktisch als auch im Sinne randscharfer 
negativer Identitätsabgrenzung;
— Maximierung eines günstigen Tauschver-
hältnisses in Außenwirtschaftsbeziehun-
gen 28 ).

In Westeuropa werden die amerikanischen 
Identitäts- und Konsensusprobleme meist viel 
zu vordergründig allein am Vietnam- und Wa-
tergate-,.Trauma" festgemacht. Ihre Wurzeln 
reichen jedoch tiefer298). Einige Stichworte sol-
28) Daniel Katz, Nationalismus als sozialpsychologi-
sches Problem, in: H. A Winkler (Hrsg.), Nationalis-
mus, Königstein/Ts. 1978, S. 67 ff.
29) Vgl. u. a.: Hartmut Wasser, Die Vereinigten Staa-
ten von Amerika. Portrait einer Weltmacht, Mün-
chen 1980; Landeszentrale für politische Bildung 
Baden-Württemberg (Hrsg.), USA, Stuttgart 1980; 
Peter H. Merkl, Dieter Raabe, Politische Soziologie 
der USA Die konservative Demokratie, Wiesbaden 
1977; Willi P. Adams (Hrsg.), Die Vereinigten Staa-
ten von Amerika, Frankfurt/M. 1977.

30) Dazu sehr informativ vor allem die Aufsätze von 
Horst Mewes und Hans J. Kleinsteuber in dem von 
der Landeszentrale für politische Bildung Baden- 
Württemberg herausgegebenen Band.
31) Als besonders wirksame Institutionen sind hier 
u. a. zu nennen: das von Paul Nitze, Dean Rusk und 
anderen gegründete Committee on the Present 
Danger, neo-konservative Denkbastionen wie das 
American Enterprise Institute, das Georgetown 
Center for Strategie and International Studies, 
schließlich renommierte Publikationsorgane wie 
das Wall Street Journal oder Commentary.

len an dieser Stelle den Umfang des sozialen 
Desintegrationsprozesses andeuten: Die seg-
mentäre Sozialstruktur der USA ist als Folge 
der lange anhaltenden Wirtschaftskrise, des 
Versagens von „big government" trotz Steuer-
progression und Staatsverschuldung und all-
gemeiner, auffälliger Krisenerscheinungen 
(Verödung der Großstädte, furchterregende 
Kriminalitätsstatistik, wachsende Zahl der Ar-
men) noch heterogener geworden. Dement-
sprechend wurde die Anerkennung des politi-
schen Systems unterhalb der ideologischen 
Ebene mehr und mehr davon abhängig, wie-
viel Extraleistungen die Politiker für ihre 
Klientele herausschneiden konnten30 ).
Die Konservativen versuchen — verstärkt seit 
Mitte der siebziger Jahre —, diesem Desinte-
grationsprozeß energisch entgegenzusteu-
ern31 ). Die innenpolitischen Themen Reagans, 
seine Aktualisierung der überlieferten „ameri-
kanischen Werte", verschmolzen bruchlos mit 
dem klaren außenpolitischen Feindbild; denn 
die Sowjetunion stellt in dieser Perspektive 
nahezu in allem das genaue Gegenteil dessen 
dar, was man den „amerikanischen Traum“ 



nennen könnte32), übrigens wies die Wieder-
wahlkampagne Carters das gleiche Grundmu-
ster auf — ein «deutlicher Hinweis auf die Kraft 
dieser Perspektive.

32) In ähnlicher Weise fungierte das in den ersten 
150 Jahren der USA so wichtige Isolationismuskon-
zept: vor dem Ersten Weltkrieg mußte die „Alte 
Welt" mit ihren inner- und zwischenstaatlichen Un-
vollkommenheiten dafür herhalten, orientierender, 
integrierender und legitimierender Gegenpol zum 
nationalen und politisch-moralischen Glaubensbe-
kenntnis zu sein. So argumentiert auch: H. Wasser, 
a. a. O.
33) Zum Thema „neues Selbstbewußtsein" des Kon-
gresses vgl. u. a.: Karl H. Kahrs, US-Außenpolitik — 
Präsident und Kongreß, in: Außenpolitik, H. 3/1976, 
S. 256 ff.; Hartmut Wasser, Die Carter-Administra-
tion. Probleme einer Präsidentschaft, in:.Aus Politik 
und Zeitgeschichte, B 13/1980, S. 13ff.

34) So auch: Jacob Schissler, US-Menschenrechtspo-
litik und KSZE. Innen- und außenpolitischer Ent-
scheidungsprozeß vor der Belgrader Nachfolgekon-
ferenz, in: Politische Vierteljahresschrift, H. 4/1980, 
S. 363.
35) Vgl. dazu die nach Ende der Amtszeit gemachten 
diesbezüglichen Aussagen Brzezinskis, z. B. in ei-
nem längeren Interview, abgedruckt in der Frank-
furter Rundschau v. 23.3. 1981.
36) Henry A Kissinger, Central Issues of American 
Foreign Policy, 1968, deutsche Ausgabe: Amerikani-
sche Außenpolitik, Gütersloh 1980, S. 91.

Die legitimatorische Funktion eines durch so-
ziale, politische, ökonomische sowie nicht zu-
letzt moralische Antagonismen scharf kontu- 
rierten Feindbildes wird in jüngster Zeit nicht 
nur für die politische Öffentlichkeit der USA 
eingesetzt, sondern darüber hinaus auch als 
Kohäsionsmittel für die parlamentarischen 
Entscheidungsträger. Das „moralische" Desa-
ster der Präsidentschaft Nixons hatte bewirkt, 
daß Repräsentantenhaus und Senat ihre ange-
stammten verfassungsmäßigen Mitbestim- 
mungs- und Kontrollrechte wieder mit Nach-
druck einzufordern begannen. Das den Präsi-
denten mit großer Machtfülle ausstattende 
Mittel der „executive agreements" sollte sei-
ner Wirkung beraubt werden33 ). Mit diesem 
neuen parlamentarischen Selbstbewußtsein 
zerbrachen der unter dem Banner des Anti-
kommunismus nach 1945 zustande gekom-
mene außenpolitische Grundkonsens, die so-
genannte bipartisanship, und die traditionelle, 
an den großen alten Männern im Kongreß 
orientierte politische Führungsstruktur. Eine 
Folge davon war, daß z. B. Präsident Carter 
durch extremes Taktieren sich jeweils eine an 
eine Sache gebundene Ad-hoc-Mehrheit be-
schaffen mußte.
Diese empfindliche Beschneidung des außen-
politischen Spielraums des Präsidenten, die in 
vielen Fällen nicht nur eine Blockierung, son-
dern sogar eine völlige Verkehrung seines 
Konzepts war, veranlaßte Carter — der seinen 
ersten Wahlkampf ja u. a. mit dem groß aufge-
machten Versprechen geführt hatte, kein „im-
perialer" Präsident sein zu wollen —, mit sei-
ner primär innenpolitisch angelegten Men-
schenrechtskampagne den Konfrontations-
kurs des Kongresses populistisch zu unterlau-
fen, die buntscheckig liberalen und konserva-
tiven Abgeordneten gegenüber der Offent- 

lichkeit auf seinen Kurs zu verpflichten und 
sich auf diese Weise wieder etwas mehr Hand-
lungsfreiheit zu erkämpfen34).
Die im allgemeinen konservativen Trend der 
späten siebziger Jahre immer deutlicher zu-
tage tretenden und vom Sicherheitsberater 
Brzezinski immer nachdrücklicher akzentu-
ierten antikommunistischen und antisowjeti-
schen Elemente dieser Politik35) brauchte Ro-
nald Reagan bloß zu übernehmen, von ambiva-
lenten außenpolitischen Anteilen zu reinigen 
und mehr innere Konsistenz und Kohärenz zu 
versprechen.

2. Bündnispolitische Funktionen

Vor Jahren hat Henry Kissinger vier Bedin-
gungen formuliert, die erfüllt sein müssen, 
wenn ein Bündnis erfolgreich sein soll. Bünd-
nisse müssen erstens eine gemeinsame Ziel-
setzung haben (in der Regel Verteidigung ge-
gen eine gemeinsame Gefahr). Sie müssen sich 
zweitens auf ein ausreichendes Maß gemein-
samer Politik stützen können. Drittens müs-
sen sie über technische Möglichkeiten zur Ko-
operation verfügen. Viertens muß es für den 
Fall einer verweigerten Kooperation eine 
Strafe geben36 ). Von den amerikanischen 
Bündnissen erfüllt die NATO diese Bedingun-
gen gewiß am besten. Vor dem Hintergrund 
der globalen politischen Ziele der Reagan-Ad-
ministration lassen sich für die NATO-Politik 
der USA zwei große Aktionsbereiche ausma-
chen: Zum einen geht es um die Straffung der 
asymmetrischen Kooperationsmuster unter 
wiedererstarkter amerikanischer Führung — 
die insbesondere unter dem Einfluß der Welt-
wirtschaftskrise gewachsenen westeuropäi-
schen regionalen und nationalen Sonderinter-
essen sollen abgebaut werden. Zum andern 
geht es um einen angestrebten arbeitsteiligen 
Globalisierungsprozeß der Allianz unter ame-
rikanischer Führung. Westeuropa soll eine mit 
der amerikanischen Weltpolitik abgestimmte 
Außenpolitik betreiben, die dabei hilft, der Po-
litik des Westens weltweit Vorteile zu ver-



schaffen. Schon allein deswegen wird eine 
westeuropäische Definition von Europas politi-
scher, wirtschaftlicher und militärischer Si-
cherheit, in der die fortgesetzte Entspan-
nungspolitik gegenüber der UdSSR einen be-
achtlichen Stellenwert hat, in Washington mit 
einigem Mißtrauen betrachtet.

Inwieweit der sogenannte NATO-Doppel- 
beschluß von solchen Überlegungen mitbe-
stimmt worden ist, läßt sich gegenwärtig kaum 
beantworten. Allerdings hat er, folgt man dem 
Kissingerschen Bedingungsgefüge, bündnis-
politisch zwiespältige Effekte.

Wie insbesondere die erste Nah-Ost-Mission 
von Außenminister Haig deutlich gemacht 
hat, soll der dezidiert auf die Sowjetunion zie-
lende Zuschnitt der US-Außenpolitik inner-
staatliche, zwischenstaatliche und regionen-
spezifische Konflikte in der Dritten Welt mit-
tels eindeutiger Frontstellung und daran aus-
gerichteten amerikanischen Gratifikationen 
wieder leichter steuerbar machen.

3. Zur Haig/Weinberger-Kontroverse

Schon die Außenpolitik Carters war für jeder-
mann sichtbar durch organisatorische und 
persönliche Querelen zwischen den jeweili-
gen Außenministern (Vance, später Muskie) 
und dem Sicherheitsberater Brzezinski beein-
trächtigt gewesen. Nach dem Amtsantritt 
Reagans gab es in den westeuropäischen Me-
dien längere, oft ziemlich undisziplinierte 
Mutmaßungen über den Einfluß der Hauptak-
teure der neuen Außenpolitik: Haig (Außen-
minister), Weinberger (Verteidigungsmini-
ster), Allen (Sicherheitsberater) und Bush (Vi-
zepräsident). Unklar scheint vor allem, worauf 
die uneinheitliche Darstellung der Außenpoli-
tik beruht. Findet tatsächlich ein persönlicher 
Machtkampf zwischen Caspar Weinberger, 
Alexander Haig und Richard Allen statt, oder 

ist es bloß eine taktische Finesse zum „Weich-
klopfen" der widerborstigen Verbündeten?
Wenn auch vieles dafür spricht, daß dem zeit-
weise überehrgeizigen Außenminister Haig in 
den ersten Monaten nach der Amtsüber-
nahme die Grenzen gezogen wurden, so signa-
lisiert die irritierende Uneinheitlichkeit bei 
den Formulierungen der neuen amerikani-
schen Außenpolitik doch ein offenbar weit 
über das Persönliche hinausgehendes Struk-
turproblem des außenpolitischen Entschei-
dungsprozesses in den USA37 ).

37) Vgl. dazu: Ernst-Otto Czempiel, Amerikanische 
Außenpolitik, Stuttgart 1979, S. 70 ff.
38) Ernst-Otto Czempiel, Die Vereinigten Staaten 
und die Entspannung. Ideologie und Rüstung im 
Ost-West-Konflikt, in: HSFK (Hrsg.), Europäische 
Sicherheit und Rüstungswettlauf, Frankfurt/M. 
1979, S. 88.

Ohne an dieser Stelle im einzelnen auf dieses 
Strukturproblem einzugehen, läßt sich als Er-
gebnis vielfältiger Untersuchungen doch fest-
halten, daß es der Administration des Penta-
gon nach dem Zweiten Weltkrieg gelungen 
ist, sich als überlegener Konkurrent des State 
Department zu etablieren, und daß ferner der 
Koordinator des 1947 gegründeten National 
Security Council, der Sonderberater des Präsi-
denten für Fragen der nationalen Sicherheit, 
schon deshalb eine hervorragende Stellung im 
außenpolitischen Entscheidungsprozeß ein-
nimmt, weil es gerade seine Funktion ist, die 
weitverzweigten außenpolitischen Kompeten-
zen zu koordinieren.
Bei der Beurteilung der amerikanischen Au-
ßenpolitik im allgemeinen und gerade auch 
bei der von Präsident Reagan sollte man zwei 
Dinge besonders beachten:
Erstens: „Das Denken der Militärs — das mili-
tärische Denken — nimmt im amerikanischen 
außenpolitischen Entscheidungsprozeß einen 
großen Platz ein.“38 )
Zweitens: Trotz mancher im Detail unter-
schiedlicher Aussagen und Gewichtungen ist 
das Team von Präsident Reagan und ganz be-
sonders die Crew der außenpolitischen Ent-
scheidungsträger sehr viel homogener zusam-
mengesetzt als die Vorgänger-Administra-
tion.

III. Zur Beurteilung der US-Weltpolitik unter Reagan

1. Die Ost-West-Dimension

Für eine Beurteilungsgrundlage des Zu-
schnitts und der Inhalte der Reaganschen 
Außenpolitik reichen die bislang unter funk-
tionalen Gesichtspunkten untersuchten Hin-
tergrundbedingungen nicht aus. Der Schlüssel 
zum Verständnis und zur Kritik dieser Politik 
läßt sich vielmehr dort finden, wo Reagan und 

seine Mitarbeiter ihr Konzept selbst substanti-
ieren, wo sie selbst das Grundverhältnis der 



gegenwärtigen Staatenwelt erkennen. Und 
wie man an den Selbstzeugnissen ablesen 
kann, gilt ihnen mit größerer Klarheit als der 
Carter-Administration das Ost-West-Verhält- 
nis als die entscheidende Grundstruktur der 
internationalen Beziehungen39 ).

39) Es ist hier leider nicht der Raum für einen Ver-
gleich der außenpolitischen Konzepte Carters und 
Reagans. Ein solcher Vergleich würde u. U. eine 
Reihe wichtiger Aufschlüsse über Veränderungen 
der internationalen Beziehungen der Gegenwart er-
bringen.

40) Vgl. dazu Hedley Bull, Von der Verantwortung 
der Weltmächte. Die Vereinigten Staaten, die So-
wjetunion und die Weltordnung, in: Europa-Archiv, 
H. 18/1980, S. 547 ff.
41) Dieter Senghaas, Abschreckung und Frieden. 
Studien zur Kritik organisierter Friedlosigkeit, 
Frankfurt/M. 1969, bes. S. 185f.

Durch diese Einsicht ist die Außenpolitik der 
USA in einer der Wirklichkeit angemessenen 
Weise in die Lage versetzt, jene gemeinhin 
Nord-Süd-Konflikt genannten Probleme der 
Dritten Welt nicht mehr nur ökonomisch zu 
definieren, sondern eben auch als Vehikel für 
Aktionen der Führungsmächte oder ihrer 
Stellvertreter zu erkennen. Der Prozeß der 
Entkolonialisierung war ja immer begleitet 
von einem heftigen Wettbewerb der beiden 
Führungsmächte, der zur Sicherung ihrer 
Blockperipherie auch immer dringlicher ge-
worden zu sein scheint.
Ebenso ist es realistisch zu versuchen, block-
interne Beziehungsmuster nicht symmetrisch- 
gleichgewichtig, sondern asymmetrisch als Sy-
stem kooperativer Suprematie der jeweiligen 
Führungsmacht zu gestalten. Die Reagan-Ad-
ministration strebt deshalb keinen illusionä-
ren, sich aus ökonomischen Sachgesetzlich-
keiten angeblich herausbildenden Harmoni-
sierungsprozeß an, vielmehr eine klar umris- 
sene und im Blick auf den Bündniszweck aner-
kannte Führungs- und Hierarchiestruktur.
Was ergibt sich aus diesen Annahmen für den 
Katalog der Ziele in der „Ostpolitik" der neuen 
amerikanischen Administration?
Das politische Verhältnis zwischen den USA 
und der UdSSR wird durch die jeweils vorhan-
denen Militärpotentiale und Einsatzdoktrinen 
für strategische Nuklearwaffen bestimmt. An-
gesichts der waffentechnologischen Entwick-
lung in Ost und West (Stichworte: verbesserte 
Zielgenauigkeit, Mehrfachsprengköpfe, her-
kömmliche Warnsysteme unterlaufende Flug-
körper, ganz abgesehen von allem, was bereits 
auf den Blaupausen der Rüstungsplaner steht) 
ist eine Neujustierung des amerikanisch-so-
wjetischen Verhältnisses erforderlich gewor-
den. Denn insgesamt kommen diese neueren 
Entwicklungen einer Erosion der bisher ge-
genseitig gesicherten Zweitschlagskapazität 
(MAD) gleich. Die bislang geübte SALT-Rü- 
stungskontrollpolitik kann solchen Entwick-
lungen nicht mehr Herr werden.

Die entscheidende Frage zum Verständnis der 
Politik Reagans ist deshalb, warum er und 
seine Mitarbeiter bei im Prinzip richtiger Ana-
lyse des aufziehenden Gefahrenpotentials 
ihre Erkenntnis in ein globales amerikani-
sches überlegenheitsstreben umsetzen, in 
eine Beschleunigung des Wettrüstens mit für 
den first strike tauglichen Waffensystemen, 
und warum sie damit — gewiß unter kräftiger 
Mithilfe der sowjetischen Außenpolitik, deren 
Handlungspotential in anderer Weise zu dra-
matischer Selbstfesselung drängt — notge-
drungen die kooperativen Elemente des ame-
rikanisch-sowjetischen Verhältnisses weiter 
abbauen40 ).
Vergegenwärtigt man sich noch einmal die 
oben skizzierte weltpolitische Lageanalyse 
und insbesondere die Vorstellungen der 
neuen Administration zum Ost-West-Verhält-
nis, dann gelangt man zu der Hypothese, daß 
Reagan und seine Mitarbeiter wegen ihres na-
tionalen Identitätsentwurfs in einer Art Be-
wußtseinsfalle sitzen. In diese Falle gerät man 
immer dann, wenn das antagonistische Bezie-
hungsmuster Ost/West als derart übermäch-
tig perzipiert wird, daß es „normalen" politi-
schen Verkehr auszuschließen scheint. Vor 
gut einem Jahrzehnt hat Dieter Senghaas für 
den sich aus dieser Perzeption entwickelnden 
Zustand den höchst unglücklichen Begriff des 
„Autismus" in der internationalen Politik zu 
prägen versucht41 ). Damit ist gemeint: Ein sich 
von beiden Seiten her gegenseitig ausschlie-
ßender Monopolanspruch für die Definition 
dessen, was der Mensch und welche Lebens-
form ihm einzig angemessen ist, ergibt auf die 
Dauer eine Logik der Ausschließlichkeit, die 
tief in die Politik eindringt, das Verständnis 
für die Lage und die Lagebeurteilung des anta-
gonistischen Gegenüber verschüttet und 
schließlich die Auseinandersetzung mit ihm 
nur noch als Null-Summen-Spiel gestattet. 
Jene aus der Einsicht in Notwenigkeiten ge-
borene Entspannungspolitik (auf den Namen 
kommt es dabei nicht an), die ja auf einem ge-
meinsamen Interessenhorizont bei der Verhü-
tung des Einsatzes von letztlich selbstzerstö-
rerischen Nuklearwaffen beruht, hat unter an-
derem die Antagonisten in die verzwickte Si-
tuation gebracht, das eine zu tun — nämlich 
den Monopolanspruch in faktischer Konkur-



renz durchzuhalten — und das andere zu las-
sen — nämlich den gemeinsamen Interessen-
horizont abzubauen42 ).

42) Vgl. Wilfried von Bredow, Antagonistische Ko-
operation als Form der Systemkonkurrenz, in: M. 
Funke (Hrsg.), Friedensforschung — Entscheidungs-
hilfe gegen Gewalt, Bonn 1975 (Schriftenreihe der 
Bundeszentrale für politische Bildung, Bd. 103), 
S. 316ff.
43) Bernard Willms, Die Dialektik von Kooperation 
und Abgrenzung in der Ost-West-Entspannung, in: 
A Große-Jütte, R. Jütte (Hrsg.), Entspannung ohne 
Frieden, Frankfurt/M. 1977, S. 146 f. Auf die Schrif-
ten dieses Autors zum Ost-West-Verhältnis, die in 
der politikwissenschaftlichen und politischen Dis-
kussion nicht die ihnen zukommende Resonanz ge-
funden haben, soll an dieser Stelle ausdrücklich hin-
gewiesen werden.

44) Vgl. u. a.: Gebhard Schweigler, Die amerikani-
sche Entspannungspolitik. Wandel oder Kontinui-
tät, in: Europa-Archiv, H. 22/1977, S. 791 ff.; mit wie-
viel Selbstgerechtigkeit sich ein Minimum an Ver-
ständnis für die Ost-West-Konstellation in der Car-
ter-Administration verband, zeigen erschreckend 
eindrucksvoll Interview-Äußerungen von Brze-
zinski, z. B. in: Der Spiegel v. 13. 4. 1981; man darf ge-
spannt sein, wie der sehr kompetehte SU-Experte 
Marshall Shulman, der der Carter-Administration 
auch angehörte, aber wenig Gehör fand,- sich über 
seine diesbezüglichen Erfahrungen äußern wird.
45) Vgl. Wilfried von Bredow, Rudolf H. Brocke, Ein-
führung in die internationalen Wirtschaftsbezie-
hungen, Stuttgart 1981, bes. Teil III.

Die Logik der Entspannung ist nicht in erster 
Linie ein Verstandesproblem. Sie hat auch mit 
Identitätsproblemen zu kämpfen; an dem 
nicht ausgehaltenen und verarbeiteten Ge-
gensatz zwischen dem so unmittelbar aufein-
ander bezogenen WIR und den ANDEREN 
droht sie zu scheitern, denn das notwendige 
Verständnis für die mit negativer Wertung be-
dachte Gegenseite bringt einen in den Ruch 
der Identitätsaufgabe. In eine etwas geläufi-
gere Sprache hat dieses Dilemma Bernard 
Willms übersetzt: „Entspannung bedeutet, daß 
in einem grundsätzlich hochbrisanten Span-
nungsverhältnis sich Notwendigkeiten zur 
Kooperation ergeben. Das wiederum kann nur 
bedeuten, daß ebenso notwendig die Situation 
von Entspannung ein neues, eigenes Konflikt-
potential ausbildet. Voraussetzung der Ent-
spannung kann jedenfalls nicht sein, daß der 
andere sich wandelt, dies muß nicht einmal auf 
lange Sicht ein Ergebnis sein, jedenfalls kei-
nes, von dessen Erwartbarkeit die Bereitschaft 
zur Entspannungspolitik abhängig ist... Ei-
nerseits muß also vom jeweiligen Selbstver-
ständnis her der andere auch .anders' bleiben 
können, was das Verhältnis zu einem politi-
schen macht. Andererseits setzt Entspannung 
bestimmte gemeinsame Interessen — etwa 
das Vermeiden des Kollisionskurses — vor-
aus. Dies kann nur bedeuten, daß eine Ent-
spannungspolitik eine bestimmte Art von 
.flankierenden Maßnahmen' notwendig macht, 
die von sich her eben nicht auf Entspannung 
gehen, sondern auf Abgrenzung ... Die Not-
wendigkeit der Politik der Entspannung ver-
langt soviel Kooperation wie möglich und so-
viel Abgrenzung, wie in infolgedessen nö-
tig-"43 )
Das Verständnis für diese gar nicht so kompli-
zierten Zusammenhänge ist schon während 
der Regierungszeit Carters zugunsten einer 

simplen Logik der Ausschließlichkeit weitge-
hend verdrängt worden, wobei die UdSSR tat-
kräftig mithalf44 ). Die inzwischen fast überall 
anzutreffende Retardierung des Sicherheits-
verständnisses auf die militärisch-geopoliti-
sche Dimension von Sicherheit biegt die oben 
begrüßte realistische Weitsicht der außenpoli-
tischen Mitarbeiter Reagans so an einem ent-
scheidenden Punkt ins Negative um.

2. Die Nord-Süd-Dimension

Auch hier können wir konstatieren, daß die 
neue amerikanische Administration die Ver-
hältnisse durchaus angemessen zu analysie-
ren weiß, unter dem Druck jener Logik der 
Ausschließlichkeit jedoch die wirtschaftlichen 
Strukturbrüche und -probleme unangemessen 
marginalisiert, ganz zu schweigen von den so-
zialen, politischen und ökonomischen Pro-
blemen der Dritten Welt, die zwar insgesamt 
in den Ost-West-Konflikt tief eingespannt ist, 
deren Probleme aber mit der einzig auf diesen 
Konflikt gerichteten globalen oder regionalen 
Sicherheitspolitik (in dem oben angedeuteten 
verkürzenden Verständnis von Sicherheit) 
kaum gemildert werden können45 ). Vielmehr 
ist zu vermuten, daß die neue Weltpolitik der 
USA diese Probleme, die zu einem großen Teil 
an die Herrschaftsstruktur der Staatenwelt ge-
bunden sind, mittels der eingesetzten Lö-
sungsstrategien über Rückkoppelungseffekte 
eher noch verschärfen wird.
Allerdings muß differenziert werden: Das 
kurzatmige Protestieren etwa gegen die Kür-
zung der Entwicklungshilfe ist schon allein 
deswegen ganz unangebracht, weil das bishe-
rige System der Entwicklungshilfe aller west-
lichen Länder zu ineffektiv geblieben ist, und 
zwar gemessen an den Zielen der Geberländer 
und mehr noch an den proklamierten Zielen 
der Geber- und Empfängerländer. Das grund-
sätzliche Verhältnis zwischen der westlichen 
Welt und den Entwicklungsländern im Kon-



text des Weltwirtschafts- und Weltherr-
schaftssystems steht gegenwärtig ohnehin vor 
einer neuen Dimension von Problemen, so daß 
effektive Lösungen nur auf einem neuen Ni-
veau zu erreichen sein werden46 ).

46) Vgl. dazu erste vorsichtige Richtungsanzeigen in 
unserem in Anm 45 genannten Buch, S. 216ff.
47) Leider ist hier nicht der Platz, das weltpolitische 
Perzeptionsmuster der Sowjetunion zu skizzieren. 

. Vgl. dazu etwa den Rechenschaftsbericht Bresch-
news auf dem 26. Parteitag der KPdSU, auszugs-
weise abgedruckt in: Europa-Archiv, H. 8/1981, S. D 
208ff.; Gerhard Wettig, Die Sowjets und die europäi-
sche Problematik, in: Politische Vierteljahresschrift, 
H. 4/1980, S. 346ff.; ferner das wegen seiner Unüber-
sichtlichkeit etwas mühsam zu verwendende Buch 
von Georgij A. Arbatow, Der sowjetische Stand-
punkt. Uber die Westpolitik der UdSSR, München 
1981.
48) Diese Einsicht versucht die Reagan-Administra-
tion, wenn auch vielleicht nicht immer eindeutig ge-
nug, der sowjetischen Führung zu signalisieren.

49) Der Begriff „soziale Bewegung" wird hier ver-
standen als eine vorhandene, soziale Strukturen, die 
für Krisen verantwortlich gemacht werden, bloß ne-
gierende Kraft, im Sinne von: Otthein Rammstedt, 
Soziale Bewegung, Frankfurt/M. 1978.
50) Vgl. als erste Information den Überblicksartikel 
von Folker Fröbel, Zur gegenwärtigen Entwicklung 
der Weltwirtschaft, in: Starnberger Studien 4 _  
Strukturveränderungen in der kapitalistischen 
Weltwirtschaft, Frankfurt/M. 1980, S. 9 ff.
51) Das verbreitete Argument, wonach es gleichgül-
tig sei, ob beide Seiten die einfache oder dreifache 
oder n-fache overkill-capacity aufbauen, ist in dieser 
Form, wie wohl verständlich, naiv. Zu den Zahlen 
siehe: SIPRI (Hrsg.), Rüstung und Abrüstung im 
Atomzeitalter, Reinbek 1980, 3. Aufl.

So paradox das möglicherweise angesichts der 
Literatur zum Nord-Süd-Problem klingen mag 
(in der allerdings häufig die romantischen Hel-
fersyndrome von Peace-Corps-Gymnasiasten 
in sozialwissenschaftlicher Terminologie ver-
kleidet wieder auftauchen): Erste Vorausset-
zung für seine Lösung ist das von der Entspan-
nungslogik getragene Verständnis einer anta-
gonistischen Verklammerung der Staaten47 ), 
aus der heraus, mit neuen Formen von Koope-
ration und Abgrenzung, allein ein achtbarer 
Verhaltenskodex der Weltführungsmächte 
sich entwickeln kann, der ihre jeweilige Poli-
tik gegenüber der Dritten Welt umgreift48 ).
In der Tat bieten sich die im Kolonialismus de-
formierten gesellschaftlichen Strukturen der 
Länder der Dritten Welt zur verlagerten Ost- 
West-Auseinandersetzung, hier jetzt auch un-
ter Einmischung anderer, nämlich militäri-
scher Mittel, geradezu an, ohne daß allerdings 
die Weltführungsmächte oder ihre regionalen 
Stellvertreter in der Lage wären, die inneren 
oder regionalen Konflikte dieser Länder voll-
ständig nach ihrem Perzeptionsmuster zu ge-
stalten. Unter den gegenwärtigen Rahmenbe-
dingungen ist jedenfalls eine periphere Block-
stabilisierung weder für die UdSSR noch für 
die USA möglich. Die jüngsten Schwierigkei-
ten in dieser Hinsicht demonstrieren — im 
Einzelfall unterschiedlich gelagert — Afghani-
stan und El Salvador.

3. Die atlantische Dimension

Unsere These ist: Gelingt ein zwischen den 
Polen Kooperation und Abgrenzung feinglied- 
rig ausbalancierter Verhaltenskodex für das 

Ost-West-Verhältnis nicht, werden den west-
lichen industriellen Kernländern über die 
dann eingefrorenen Strukturen und den dar-
aus resultierenden, beschleunigt ausbrechen-
den Hunger- und sonstigen Katastrophen in 
der Dritten Welt auch innere Loyalitätspro-
bleme erwachsen, in deren Verlauf das, was 
heute die westliche Identität ausmacht und ihr 
Wertkonsens genannt werden könnte, zu 
Bruch gehen kann. Die dann wirklich neue, 
nämlich globale Frage dürfte vermutlich zu ei-
nem affektiv motivierenden Kernteil der 
Handlungsideologie einer außerparlamentari-
schen und antibürgerlichen (nicht aber unbe-
dingt sozialistischen) Opposition werden, die 
durch keinen traditionellen Diskussions- und 
Integrationsprozeß mehr aufgefangen werden 
kann, weil sie in ihrer Grundstruktur eher eine 
soziale und weniger eine politische Bewegung 
sein wird49 ).
Zynisch formuliert: Wie viele Millionen Hun-
gertote hält das westliche Moral- oder Wert-
system aus, ohne an der Mitverantwortlich-
keit daran zu zerbrechen?
Die Lagebeurteilung der Reagan-Administra-
tion bezüglich Westeuropa ist an folgenden 
Punkten unbestreitbar richtig:
— Die Industrieländer Westeuropas sind in 
die weltwirtschaftliche Arbeitsteilung tiefer 
als die USA eingebunden und dementspre-
chend anfälliger für strukturelle Krisen der 
Weltwirtschaft50 ).
— Europa besitzt die größte konventionelle 
und nukleare Militärdichte, so daß Entwick-
lung und Dislozierung neuer Waffentechnolo-
gien eine unmittelbare militärische Gefähr-
dung b 51edeuten ).
— Die Bundesrepublik Deutschland zählt 
zwar zu den ökonomisch gewichtigsten und zu 
den militärisch stärksten Ländern, ist jedoch 
zugleich dasjenige Land, das militärische und 
außenwirtschaftliche Konflikte und Gefähr-
dungen am wenigsten kompensieren kann, 



und zwar wegen ihrer relativ hohen Abhängig-
keit von der Weltwirtschaft, wegen ihrer 
Grenzlage zum Ostblock mit dem neuralgi-
schen Punkt Berlin samt der Zufahrtswege 
dorthin und schließlich wegen ihrer Rolle als 
des größten Gastlandes von US-Streitkräften 
außerhalb des nordamerikanischen Konti-
nents.
So richtig deshalb der Satz von Alexander 
Haig ist, wonach „die ganze Welt" Angelegen-
heit der NATO sei, so problematisch ist daran, 
daß ein zweiter Satz mit dem Inhalt fehlt, daß 
es sich die Westeuropäer gerade wegen ihrer 
ökonomischen und militärischen Autonomie-
grenzen eben nicht angelegen sein lassen kön-
nen, für sie ungünstige Entwicklungen in an-
deren Regionen mit den Mitteln interventio-
nistischer Politik lösen zu wollen52 ). Weltpoli-
tisch kann Westeuropa nur Verbandlungs-
macht einsetzen, und auch das nicht unge-
schmälert, sofern es nicht bereit ist, Kompro-
misse und Strukturveränderungen in anderen 
Regionen hinzunehmen, auch wenn sie euro-
päische Verhältnisse selbst betreffen53 ).

52) Über das breite Spektrum interventionistischer 
Politikmittel vgl.: Hans Günther Brauch, Sozialwis-
senschaftliche Interventionsbegriffe und externe 
Einwirkungsphänomene im Bereich der internatio-
nalen Beziehungen, in: B. Simma, E. Blenk-Knocke 
(Hrsg.), Zwischen Intervention und Zusammenar-
beit. Interdisziplinäre Arbeitsergebnisse zu Grund-
fragen der KSZE, Berlin 1979, S. 55 ff.
53) Ansätze dazu bietet die westeuropäische Nami-
bia-Politik.

54) Vgl. Wilfried von Bredow, Die Zukunft der Ent-
spannung. Köln, 1979, darin bes. das Kapitel „Militä-
rische Verteidigung der Bundesrepublik Deutsch-
land", S. 109 ff.
55) Alfred Mechtersheimer, Statt Treuebekenntnis 
zum Bündnis Emanzipation von den USA, in: Frank-
furter Rundschau v. 10.3. 1981.

Die Aussage von Haig ist auch mit der Struk-
tur der NATO in Beziehung zu setzen. Die 
NATO ist keine supranationale Organisation, 
sondern ein Bündnis herkömmlicher Art, dem 
trotz aller Beteuerungen im Vertrag über Ziel-
setzungen und Zusammenarbeit nach wie vor 
ein solider politisch-institutioneller Rahmen 
fehlt. Die von Reagan offenbar beabsichtigte 
Aufteilung der Mitgliedsländer nach Sonder-
rollen im amerikanischen Globalkonzept und 
das Führen bilateraler Verhandlungen außer-
halb der mit den NATO-Gremien gebotenen 
Foren drohen die angeborene Strukturschwä-
che des Bündnisses zu aktualisieren.
Bei der Dislozierung der nuklearen Mittel-
streckenwaffen in Westeuropa und vornehm-
lich in der Bundesrepublik Deutschland, wie 
sie der derzeit von Teilen der Öffentlichkeit 
diskutierte NATO-Doppelbeschluß vom De-
zember 1979 vorsieht, droht eine weitere Kon-
fliktlinie der Allianz aus der mühsam gehalte-
nen Latenz zu geraten, die sich aus der Diffe-
renz zwischen geopolitisch motivierter Vertei-
digungsplanung (mit starken bündnispoliti- 

sehen Integrationsmotiven) und der nach mili-
tärischen Gesichtspunkten eigentlich primär 
sinnvollen Verteidigungsplanung ergibt54 ). 
Die politische Brisanz einer solchen Entwick-
lung liegt, worauf Alfred Mechtersheimer hin-
gewiesen hat, in der rationalen und nicht mehr 
nur weltanschaulichen Kritik an der NATO- 
Sicherheitspolitik, die sich also z. B. in der 
Bundesrepublik nicht mehr auf die traditionel-
len Minderheitspositionen wird beschränken 
lassen55 ).
Die in diesem Zusammenhang allerdings häu-
fig empfohlene partielle Abkoppelung 
Westeuropas von der Sicherheitspolitik der 
USA würde, ganz vorsichtig ausgedrückt, ei-
ner inneren Krise der atlantischen Welt von 
ungeahnten Ausmaßen gleichkommen. Da je-
des westeuropäische Land für sich allein zu 
schwach ist (und die Bundesrepublik unter ih-
nen zugleich das stärkste und in gewissem 
Sinne das schwächste), bleibt ohne Zweifel nur 
der allerdings intellektuell wenig herausfor-
dernde und bekanntlich sehr dornenvolle 
Weg verstärkter westeuropäischer Koopera-
tion, und zwar mit dem Ziel, Allianzerschütte-
rungen durch das Beharren auf westeuropäi-
schen Sicherheitsinteressen zuvorzukom-
men.
Insbesondere die Bundesrepublik ist auf west-
europäische Anwaltschaft dringend angewie-
sen. Auch hier muß allerdings gleich hinzuge-
fügt werden, daß ein lautstarker Alarmismus 
Fehl am Platze ist. Die Gefahr besteht gegen-
wärtig mehr darin, daß sich die Politik 
Westeuropas als unfähig erweist, existentielle 
Probleme ohne Verzerrungen und Verzeich-
nungen überhaupt zu definieren, darüber ei-
nen tragfähigen nationalen und regionalen 
Konsensus herzustellen und das Sicherheits-
konzept der Allianz in einem fairen Verhand-
lungsprozeß mit den USA den gewandelten si-
cherheitspolitischen Rahmenbedingungen an-
zupassen.
Wer heute, aus welchen Gründen auch immer, 
politische Diskussionen durch das Menetekel 
des Antiamerikanismus zu unterdrücken oder 
zu steuern versucht, bekommt diesen, falls er 
sich durchsetzt, etwas später als Quittung. 
Hier scheinen, was die Bundesrepublik be-
trifft, beachtliche Einschätzungs- und Hand-
lungsdefizite der Führungen beider Regie-



rungsparteien schwer von der Hand zu weisen 
zu sein. Und wer meint, die neokonservative 
Welt der Reagan-Administration lasse einen 
fairen Aushandlungsprozeß aus national-egoi-
stischen Gründen nicht zu, verkennt völlig die 
Struktur außenpolitischer Entscheidungspro-
zesse in den USA. Die Nicht-Existenz europäi-
scher pressure groups in den USA, die, neben-
bei bemerkt, in einer Demokratie ja nur dann 
anrüchig sind, wenn sie sich gesetzwidriger 
Mittel bedienen, läßt darauf schließen, daß sol-
ches Verkennen allerdings weit verbreitet 
ist.

4. Die deutsch-amerikanische Dimension

In der Literatur zu den deutsch-amerikani-
schen Beziehungen56 ) wird zumeist ihre Ver-
flechtung mit der weltpolitischen Lage der 
USA sowie mit dem Zustand der Ost-West-Be- 
ziehungen als hervorstechendes Merkmal an-
gesehen. Es ist deshalb nicht nur der bundes-
deutschen Politik zuzurechnen, wenn die Au-
ßenansicht dieser ungleichen Partnerschaft im 
Gefolge der westdeutschen Ostpolitik, dem 
amerikanischen Vietnam-Debakel, Watergate 
sowie der weltwirtschaftlichen Strukturver-
schiebungen, um nur die wichtigsten Stich-
worte zu nennen, sich erheblich verändert hat. 
Zur Zeit der Präsidenten Ford und Carter 
zeigte sich das westdeutsche Selbstbewußt-
sein im Umgang mit den USA auf einer zuwei-
len sogar ans 57Peinliche grenzenden Höhe ).

56) Vgl. R. Morgan, Washington und Bonn. Deutsch-
amerikanische Beziehungen seit dem Zweiten 
Weltkrieg, München 1975; U. Nerlich, Washington 
und Bonn: Entwicklungsstrukturen im deutsch-
amerikanischen Verhältnis, in: K. Kaiser, H. P. 
Schwarz (Hrsg.), Amerika und Westeuropa, Stutt-
gart 1977.
57) Vgl. P. J. Katzenstein, Die Stellung der Bundesre-
publik Deutschland in der amerikanischen Außen-
politik, in: Europa-Archiv, H. 11/1976, S. 347 ff., mit 
trefflichen Charakterisierungen des .neuen' deut-
schen Selbstbewußtseins.

58) Ernst-Otto Czempiel, Weder Zwerg noch Riese, 
in: Frankfurter Rundschau v. 19.5. 1981.

Das Politikkonzept der Reagan-Administra-
tion weist solche verhaltenen Großmachtatti-
tüden wieder in ihre angestammten Grenzen. 
Zugleich aber verbaut es mit der Eingliede-
rung der Bundesrepublik in die eigene Welt-
politik (und vor dem Hintergrund weltwirt-
schaftlicher Probleme, die spätestens seit dem 
zweiten ölpreisschock 1979/80 innenpolitisch 
durchschlagen) der Bundesregierung in Bonn 
jenen bequemen, aber immer schon illusionä-
ren Rückzug in eine vormalige Idylle. Die 
Außenpolitik der Bundesrepublik läßt sich 
nicht mehr auf der fiktiven Grundlage eines 

weltpolitischen Zwergdaseins mit wirtschaftli-
chen Riesenkräften gestalten. So heißen die 
Forderungen heute denn auch: „Bonn muß sich 
stellen", muß „den Kopf aus dem Sand ziehen" 
und seine „beträchtlichen außereuropäischen 
Interessen", die „nicht weltumspannend, aber 
weltweit", nicht „nur wirtschaftlich, sondern 
auch politisch" sind, im westeuropäischen 
Kontext artikulieren und durchsetzen58 ).
Der Zwang zur Formulierung eines weltpoli-
tisch adäquaten Selbstinteresses ist im 
Grunde heilsam und deshalb begrüßenswert. 
Indes kann er auch in eine falsche Richtung 
wirken. Die in der Logik der Ausschließlich-
keit formulierte amerikanische Weltpolitik 
lädt sich nämlich im durch die Existenz der 
„deutschen Frage“ strukturell defizitären Be-
reich des (west)deutschen Nationalinteresses 
und gesellschaftlicher Identität emotional auf 
und produziert eine .Optik nationalstaatlicher 
Ohnmacht' gegenüber den USA, welche die 
Bundesrepublik — über das Faktum ihrer spe-
ziellen regionalen und globalen, politischen 
und ökonomischen Verflochtenheit hinaus — 
als bloßen Spielball fremder Interessen und 
Mächte erscheinen läßt.
Nun ist das nicht ausschließlich ein Reflex auf 
amerikanische bündnispolitische Forderun-
gen. Die an der Krise des Weltmarktes mit 
redlichen ordnungspolitischen, natürlich un-
zureichenden wirtschaftspolitischen Instru-
menten und Theorien laborierende Bonner 
Politik sucht sich durch die auch innen-, koali- 
tions- und parteipolitisch motivierten War-
nungen vor Antiamerikanismus den Rücken 
für den eingeebneten politischen Spielraum 
freizuhalten. Sie gibt damit aber — ohne Not, 
wie Umfrageergebnisse erweisen — von sich 
aus das Stichwört für eine verquere Lageana-
lyse des Landes, in der die eigenen innenpoli-
tischen Probleme auf allzu simple Weise an 
das asymmetrische Kooperationsmuster der 
deutsch-amerikanischen Beziehungen sowie 
des Ost-West-Konflikts gebunden werden 
können.
Anstatt die mit der im übrigen seit langem ab-
sehbaren sowjetischen Dislozierung von Rake-
ten des Typs SS 20 beginnende öffentliche alli- 
anz- und sicherheitspolitische Debatte dazu zu 
nutzen, die spätestens seit der nur halbherzig 
betriebenen Umstellung von der Abschrek- 
kungsdoktrin der massiven nuklearen Vergel-
tung zur Strategie der abgestuften Reaktions-
fähigkeit überfälligen Schwachstellen der 



NATO-Doktrin aufzuarbeiten 59 ) und damit die 
komplexen und notwendig mit Angst besetz-
ten Zusammenhänge zwischen atomarer Be-
standsbedrohung, Bündnispolitik, Rüstungs-
kontrollproblemen und -dilemmata bekannt 
zu machen und mithin die Sicherheitspolitik 
neu zu justieren und zu legitimieren, wird 
diese Diskussion mit einer politisch sehr pro-
blematischen Aktualisierung überlieferter 
Feindbilder abgewürgt. Dies gelingt nicht, 
weil es zudem noch dilettantisch passiert; statt 
dessen wird eine argumentativ schwächliche, 
zuweilen ganz absurde Vorstellungen pflegen-
de, eben halbseitig „abgewürgte" Friedensbe-
wegung produziert, deren emotionale Integri-
tät jedoch durch die Art und Weise ihrer Be-
handlung durch die etablierten Mitwirkungs-
institutionen der politischen Willensbildung 
eher noch verstärkt werden dürfte.
Was zunächst eine bloß militärstrategisch-mi-
litärtechnische Frage nach der angemessen-
sten Antwort auf die östliche Raketenbedro-
hung beim Scheitern der „eurostrategischen 
Abrüstung" war, wächst sich in der deutsch-
amerikanischen Politikkombination zu einem 
hochbrisanten allianz- und innenpolitischen 
Grundsatzproblem aus. Denn man kann mit 
von Weizsäcker60) davon ausgehen, daß die 
landgestützten neuen amerikanischen Mittel-
streckenraketen in weit größerem Maße als 
heute Ängste in der Bevölkerung hervorrufen 
werden.

59) Vgl. dazu das hervorragende Buch von K.-P. 
Stratmann, NATO-Strategie in der Krise?, Baden- 
Baden 1981.
60) C. F. von Weizsäcker, Die neuen Raketen gehö-
ren auf See. Gefahren der Rüstung in den achtziger 
Jahren, in: Die Zeit v. 22. 5. 1981.

61) So, kaum verschlüsselt, C. F. Weizsäcker, 
a. a. O.
62) Von rechts nach links: H.-D. Sander, Der natio-
nale Imperativ, Krefeld 1980; Herderbücherei INI-
TIATIVE 39: Was ist deutsch?, München 1980; 
H. Eichberg, Balkanisierung für Jedermann?, in: Be-
freiung, H. 19/20 — 1980, S. 46 ff.; H. Ammon, P. 
Brandt, Wege zur Lösung der .Deutschen Frage', in: 
Befreiung, H. 21/1981, S. 38 ff.

Wichtige Elemente der neuen amerikani-
schen Außenpolitik in Verbindung mit der ge-
borenen Strukturschwäche der Atlantischen 
Allianz, der Stagnation der westeuropäischen 
Integration und den gegenwärtigen Schwie-
rigkeiten westdeutscher Politik drohen uns 
vor falsche Alternativen zu führen: entweder 
westdeutsche Bündnistreue gegenüber den 
USA oder Sicherheitsbedarfsdeckung für die 
Bevölkerung.
Aus diesem Dilemma ist nur gemeinsam in ei-
nem allianzpolitischen „fair deal" herauszu-

kommen. Verfestigt sich dagegen der von den 
Antiamerikanismus-Warnungen schon fast 
bestätigte Eindruck, die USA nutzten ihre 
landgestützten eurostrategischen Waffen zur 
politischen Disziplinierung der Westeuro-
päer61 ), dann steht als scheinbarer Ausweg ein 
bereits formulierter, gegenwärtig noch in ex-
tremer Minderheitenposition befindlicher 
„neuer" Nationalismus von links und (mehr 
noch, natürlich) von rächts parat62 ). Dieser 
„neue" Nationalismus operiert hinter der Dek- 
kung der verfassungspolitisch gebotenen Wie-
dervereinigung und des Selbstbestimmungs-
rechts der Völker, spekuliert international auf 
die politischen und ökonomischen Krisen des 
Ost- wie des Westblocks und national auf die 
platzgreifenden Delegitimierungs-Wellen der 
parlamentarischen Demokratie. Er beschwört 
geschickt einen den beiden deutschen Staaten 
aufgezwungenen Kolonialstatus und zielt so-
wohl mit einer gesamtdeutschen ünd einer 
borniert nationalstaatlichen Interessensrheto-
rik auf eine europäische und globale Verände-
rung des Status quo.
Ein solcher zugleich antirussischer und anti-
amerikanischer deutschnationaler Revisionis-
mus besetzt den angesichts der drohenden 
Probleme gewachsenen Selbstverständigungs-
bedarf der Gesellschaft mit anachronistischen 
Inhalten, weil er mit halbwahren und halbga-
ren Problemanalysen der heutigen Welt die 
Zukunftsängste der Bürger auf einen hoff-
nungslos verqueren Begriff bringt.
Jenes Klima des Alarmismus, das heute die 
Diskussion der internationalen Politik des 
Westens beherrscht, könnte schon auf mitt-
lere Dauer die deutsch-amerikanischen Bezie-
hungen und die atlantischen Beziehungen von 
innen her vergiften. Es ist höchste Zeit für Ra-
tionalität, Abgewogenheit, Berechenbarkeit 
und die Überwindung der Logik der Aus-
schließlichkeit.



John H. Herz

Amerikanische Außenpolitik am Scheideweg

Der vorliegende Aufsatz stellt die deutsche 
Fassung eines Beitrages dar, der gegen Ende 
des Jahres in einem sich mit Problemen der 
amerikanischen Außenpolitik befassenden 
Band (Foreign Policy Goals of the United Sta-
tes: Do We Need to Change Thern?, hrsg. von 
George Schwab) in Amerika erscheinen wird. 
Mein Kapitel wird dort den Titel „U. S. Foreign 
Policy at the Crossroads" tragen. Ich habe den 
Text im wesentlichen unverändert gelassen, 
obwohl er bereits vor dem Amtsantritt 
Reagans und seiner neuen Mannschaft abge-
schlossen war. Ich habe darauf verzichtet, dort, 
wo die neue Außenpolitik der Vereinigten 
Staaten von meinen Interpretationen und Vor-
schlägen abweicht, jedes Mal besonders auf 
die Diskrepanzen hinzuweisen. Der deutsche 
Leser wird selber herausfinden, daß die außen-
politische . Einstellung des Reagan-Haig- 
Teams fast überall auf das Gegenteil des hier 
Vorgetragenen und Vorgeschlagenen hinaus-
läuft. Insbesondere sind die Einschätzungen 
der derzeitigen amerikanischen Entschei-
dungsträger einem Weltbild diametral entge-
gengesetzt, das nach meinem Dafürhalten für 
die Lösung der immer dringlicher werdenden 
globalen Probleme Voraussetzung ist. (So hat 
die Regierung Reagan z. B. damit begonnen, 
die ohnehin viel zu geringe amerikanische 
Entwicklungshilfe radikal herunterzusetzen, 
während das Verteidigungsbudget in den 
nächsten Jahren um Hunderte Milliarden Dol-
lars aufgestockt werden wird.) Diese Probleme 
haben in einem noch von Carter angeforder-
ten Bericht einschlägiger Regierungsstellen 
ihren Niederschlag gefunden (The Global 2000 
Report to the President, vorgelegt vom State 
Department und dem Council on Environmen-
tal Quality, Deutsche Ausgabe: Global 2000 — 
Der Bericht an den Präsidenten, Frankfurt, 
1980). Der Bericht macht in dürren Worten 
klar, was getan werden muß, um das Überle-
ben der Menschheit zu sichern. Es sieht ge-
genwärtig nicht so aus, als würde Präsident 
Reagan die Forderungen dieses Berichts zur 
Grundlage seiner Außenpolitik machen.

I.
Es scheint, als stünden wir immer wieder am 
Scheideweg. Seit die USA aus dem Zweiten 

Weltkrieg als eine von zwei Supermächten 
hervorgegangen ist, hat es unter Beobachtern 
und Praktikern der amerkanischen Außenpo-
litik immer wieder „große Debatten" über 
Wege und Ziele dieser Außenpolitik gegeben. 
Aber wie so oft in der Welt des Handelns ent-
scheidet der Standpunkt des Betrachters die 
Frage nach dem entscheidenden Wende-
punkt. Es hängt von der Wahrnehmung ab, da-
von, wie man die Welt sieht. Seit 1945 hat es 
kaum eine Zeit gegeben in der nicht das Mili-
tär (auf beiden Seiten) und die Militaristen 
eine „akute Gefahr"') gewittert hätten, so wie 
gerade jetzt bei uns angesichts des angebli-
chen Schwindens von Amerikas Macht und 
Einfluß in der Welt. „Kalte Krieger" behaupten, 
Amerika sei im Niedergang begriffen und 
müsse seine Weltgeltung wieder erlangen. Bei 
ihrer „großen Debatte" geht es um Waffen, vor 
allem um Kernwaffen, geht es darum, den So-
wjets aus einer Position der Stärke zu begeg-
nen; an diesem Punkt streiten sie sich mit de-
nen, die Gleichgewicht, Zurückhaltung und 
Entspannung betonen.
Ich werde auf dieses Problem an geeigneter 
Stelle zu sprechen kommen, aber ich werde es 
mit einem anderen, übergreifenden Problem 
verbinden; ich bin der Meinung, daß die au-
genblickliche Malaise der Weltlage weniger 
mit den traditionellen Problemen von Macht 
und Sicherheit konkurrierender Nationalstaa-
ten zusammenhängt, als vielmehr Ausdruck 
eines tiefergehenden Dilemmas ist. Seit Be-
ginn des Atomzeitalters steht etwas viel 
Grundlegenderes auf dem Spiel als die Sicher-
heit einer einzelnen Nation: die Zukunft der 
Menschheit. Zwar ist das Wissen um die neue 
Macht der Menschen, sich in einem alles ver-
nichtenden Krieg selbst zu zerstören, seit Hi-
roshima Teil unseres Weltbilds, aber wir ha-
ben es versäumt, die radikale Folgerung aus 
dieser Situation zu ziehen und deshalb an eini-

1) Der Ausdruck („present danger") spielt an auf eine 
der im letzten Jahrzehnt ins Kraut geschossenen 
Pressionsgruppen auf dem Gebiet der außenpoliti-
schen Meinungsbildung, an deren Entstehung und 
Propagandatätigkeit immer mehr „neo-konservati-
ve" Akademiker und andere Intellektuelle beteiligt 
sind; hier das „Committee on the Present Danger" 
(s. hierzu: Ernst-Otto Czempiel, Amerikanische Au-
ßenpolitik, Stuttgart 1979, S. 44 ff.) 



gen wirklichen Wendepunkten die falschen 
Entscheidungen getroffen: Zuerst sofort nach 
Hiroshima, dann bei der Entscheidung über 
die Wasserstoffbombe, und so weiter — Ent-
scheidungen von größter Tragweite, weil in 
Anbetracht der neuen Kriegswaffen eine fun-
damentale Veränderung der Weltlage einge-
treten war. Der Weg, den wir beschritten ha-
ben, hat zur bipolaren Machtkonzentration ge-
führt, zur Ost-West-Konfrontation, zu einer 
immer wahnwitzigeren Spirale des Wettrü-
stens, kurz, zu »einem tödlichen Konflikt, der 
die Gefahr der gegenseitigen, wenn nicht glo-
balen Vernichtung in sich birgt.
Die nukleare Bedrohung jedoch ist nur die au-
genfälligste in einer Reihe globaler Bedrohun-
gen. Das überleben des Menschen wird auch 
durch einige scheinbar weniger drastische 
Entwicklungen gefährdet, die erst allmählich 
deutlich werden. Diese hängen zusammen mit 
der großen wissenschaftlich-technischen Re-
volution des modernen Zeitalters und deren 
Einfluß auf Bevölkerung, Ressourcen und 
Umwelt. Die technische Revolution hat eine 
Bevölkerungsexplosion verursacht; dieses 
Wachstum beschleunigt sich in den meisten 
Teilen der Welt noch immer und wird so zur 
Probe für die Belastbarkeit eines begrenzten 
Planeten. Zusätzliche Milliarden von Men-
schen brauchen entsprechend mehr Nahrung, 
Energie und andere natürliche Rohstoffe. Die 
Kapazität der Erde, die elementaren Bedürf-
nisse an Nahrung, Wohnung, Arbeit und Er-
ziehung zu befriedigen, steht aber schon heute 
in Frage, ganz zu schweigen von den Annehm-
lichkeiten des Lebens. Man erschöpft nicht er-
neuerbare Rohstoffe und gefährdet dabei die 
Biosphäre, diese zerbrechliche und verletzli-
che Einheit von Land, Meer und Atmosphäre, 
durch Überlastung und Verschmutzung. Die 
Erde droht unbewohnbar zu werden.
Zusammen mit der nuklearen Bedrohung 
stellt uns diese dreifache Gefahr der demo-
graphischen, ökonomischen und ökologischen 
Katastrophe vor das Problem des physischen 
überlebens des Menschen. Wenn Existenzer-
haltung die Grundlage aller nationalen Inter-
essen ist, müssen nun auch die stärksten und 
reichsten Nationen ihre Politik an der Siche-
rung unseres überlebens ausrichten. Ich be-
haupte, daß der traditionelle politische Realis-
mus seinen Wirklichkeitsgehalt verliert, wenn 
er nicht erkennt, daß das nationale Interesse 
jetzt mit den Überlebensinteressen aller zu-
sammenfallen muß.
Wir Menschen sind zu einer bedrohten Gat-
tung geworden, und wo die Zukunft der Gat-

tung auf dem Spiele steht, liegt die Alternative 
nicht so sehr zwischen Links und Rechts, Fal-
ken und Tauben, Kalten Kriegern und Ent-
spannungspolitikern, sondern zwischen pro-
vinziellen und globalen Einstellungen und 
Lösungsansätzen.
Hans Jonas definiert in seinem jüngsten Buch 
über die Ethik der Verantwortung den neuen 
Imperativ für den handelnden Menschen fol-
gendermaßen: „Handle so, daß die Wirkungen 
Deiner Handlung nicht zerstörer

2
isch sind für 

die künftige Möglichkeit solchen Lebens." ) 
Dies ist ein ungewohntes Gebot für den 
Staatsmann, der immer nur mit der unmittel-
baren Sicherung der Interessen seiner politi-
schen Einheit beschäftigt war, weil die Exi-
stenz einer Zukunft für ihn selbstverständlich 
war. Von jetzt an muß er auch als Treuhänder 
der Menschheit und ihres Erbes handeln. Au-
ßenpolitik muß sicherstellen, daß es über-
haupt eine Zukunft gibt, und muß deshalb den 
Fragen, die die Zukunft betreffen, Priorität 
einräumen.

II.
Was würde eine unter diesen Vorzeichen ge-
staltete Neuorientierung für die amerikani-
sche Außenpolitik bedeuten? Neue Ziele neh-
men nur auf der Basis eines klaren Bildes von 
der Welt, in der diese Politik handeln muß, Ge-
stalt an. Ich kann im Rahmen dieses Beitrages 
nur die wichtigsten Bedingungen aufzählen:
Die Weltbevölkerung wächst noch immer ex-
ponentiell. Das wird häufig übersehen oder 
heruntergespielt, da in einigen Industrielän-
dern das Bevölkerungswachstum gegen Null 
geht und man in einigen Entwicklungsländern 
Versuche zur Familienplanung gestartet hat. 
Aber für jenen Teil der Welt, in dem die mei-
sten Menschen leben, für die Dritte Welt, gilt 
das Gegenteil.
Und der „Drive" ist so stark, daß, selbst wenn 
alle oder die meisten jetzt radikal mit Gebur-
tenkontrolle beginnen würden, ein Abflachen, 
der Kurve erst in einigen Jahrzehnten zu er-
warten wäre. Das Bewußtsein dieses grundle-
genden Phänomens ist für Politik und Politi-
ker von allergrößter Wichtigkeit.
Entscheidend aber ist, daß in der sogenannten 
Dritten Welt etwas noch nicht zustande ge-
kommen ist, was in den alten Industrieländern 
geschehen ist, wo die Industrialisierung einer 

2) Hans Jonas, Das Prinzip Verantwortung. Versuch 
einer Ethik für die technologische Zivilisation, 
Frankfurt 1979, S. 36.



steigenden Zahl von Menschen bessere Le-
bensbedingungen geschaffen hat, als je zuvor. 
Was ist nun das Wesentliche an der falschen 
bzw. pathologischen Entwicklung in der Drit-
ten Welt? Ungeachtet ihrer geographischen, 
kulturellen, politischen und anderen Unter-
schiede zeigen diese Länder fast alle das Bild 
von Gesellschaften, in denen ein kleiner städ-
tischer und modernisierter Sektor — Ge-
schäftsleute, Landbesitzer, Militärs und Politi-
ker —, der einen schnell wachsenden Lebens-
standard genießt, der riesigen Mehrheit einer 
völlig verarmten Bevölkerung gegenübersteht 
— Landbevölkerung hauptsächlich, deren 
bißchen Land, falls sie überhaupt welches be-
sitzt, nur zum Hungern reicht. Viele davon zie-
hen deshalb in die Metropolen, wo sie, weil sie 
keine Arbeit finden, mit den Scharen ihrer 
Nachkommen in Slums leben, in Elendsvier-
teln, in denen selbst die kleinsten Annehm-
lichkeiten des Lebens fehlen. Aus einem Arti-
kel der New York Times: „Abidjan (die Haupt-
stadt der Elfenbeinküste) ist eine glitzernde 
Stadt von Wolkenkratzern aus Glas und Stahl, 
umgeben von Armenvierteln aus Blech und 
Pappe."3 )

3) New York Times vom 26. Mai 1980. Oder, stell-
vertretend für viele, siehe die Kolumne von 
John B. Oakes, der einen Bericht über die Marcos- 
Diktatur folgendermaßen beginnt: „Manila, — mit-
ten in dieser Stadt blitzblanker neuer Bürogebäude 
schmutzige Wellblech-Slums mit einer Million ille-
galer Bewohner ..." (New York Times vom 4. Juli 
1980).

4) Eine knappe Zusammenstellung der wichtigsten 
Entwicklungen bei A. L. Valdez, The Global Bracero 
Problem, in: Proceedings of the 73rd Annual Mee-
ting, American Society of International Law, Wa-
shington 1979, S. 119 ff. (123/24).

Das wiederholt sich überall, von Mexiko-City 
(dessen Einwohnerzahl für das Jahr 2000 auf 
dreißig Millionen geschätzt wird) bis Kairo, 
von Kalkutta bis Djakarta; die Reihe läßt sich 
fortsetzen. Sogar die weiterentwickelten Län-
der wie Brasilien oder Südkorea zeigen diese 
Ungleichheiten.
Da sie hauptsächlich kapitalintensive Techno-
logien einführt, kommt die Industrialisierung 
nur dem modernen ökonomischen Sektor zu-
gute und schafft wenig neue Arbeitsplätze: In-
vestitionen filtern nicht nach unten durch. 
Diese Entwicklung kennzeichnet alle sich im 
Modernisierungsprozeß befindlichen Länder. 
Es werden kaum Technologien eingeführt, die 
arbeitsintensiv sind und wenig Kapital erfor-
dern. Man legt keine Bewässerungsanlagen 
auf dem Lande an, sondern betreibt statt des-
sen in vielen Ländern die Einführung oder 
Fortsetzung landwirtschaftlicher Produktion 
für den Export oder für „gehobene Ansprüche", 
so daß Grundnahrungsmittel eingeführt wer-
den müssen. Systeme, die bei ungünstigen 
Terms of Trade auf den Export eines einzigen 

Erzeugnisses spezialisiert sind, tragen zur wei-
teren Verarmun 4g der Massen bei ).
Selbst die Ölstaaten oder andere Länder mit 
reichen Ressourcen pflegen gewöhnlich den 
Lebensstil westlicher Eliten und/oder schaffen 
sich ultramoderne Waffensysteme an und ei-
nen Polizeiapparat, um die verelendeten Mas-
sen zu kontrollieren, statt ihren Reichtum für 
wirkliche Entwicklung (Landwirtschaft, In-
frastruktur etc.) zu nutzen. Sie versäumen es, 
jene Infrastruktur der Selbstversorgung aufzu-
bauen (breitgefächerte landwirtschaftliche 
Produktion, Transportsysteme, Schulen usw.), 
die die älteren Industrienationen in die Lage 
versetzte, ihre eigenen integrierten sozio-öko-
nomischen Systeme zu entwickeln. Statt des-
sen sind die Nord-Süd-Beziehungen durch ein 
System charakterisiert, in dem Handel und In-
vestitionen der westlichen Welt — besonders 
ihrer multinationalen Unternehmen, die inve-
stieren, um schnelle Gewinne zu erzielen — in 
einen kleinen Teil der Dritten Welt eindrin-
gen, um dort, Hand in Hand mit einer kleinen 
Oberschicht, ein ökonomisches System zu er-
richten, von dem der größte Teil der Bevölke-
rung ausgeschlossen ist, so daß der effektive 
Binnenmarkt nur fünf bis 15 Prozent der Be-
völkerung umfaßt. Kurz gesagt: ein System 
fehlgeleiteter Investitionen, falscher Produk-
tion und ungleicher und ungerechter Vertei-
lung.

III.
Warum sollte sich amerikanische Politik mit 
solchen Bedingungen befassen? Arme hat es 
schließlich schon immer gegeben. Können wir 
nicht im schlimmsten Falle Almosen geben, 
um die Hungernden in Bangladesh oder Kam-
bodscha oder der Sahel-Zone zu speisen? Oder 
eine begrenzte Zahl der Unterprivilegierten 
dieser Welt als Flüchtlinge oder Einwanderer 
in unser Land lassen? Aber es reicht nicht, da 
und dort eine Hungersnot zu lindern. In einer 
Welt, in der bereits heute eine halbe Milliarde 
Menschen in einem Zustand lebt, den man „ab-
solute Armut" nennt (d. h. unter dem Existenz-
minimum an Nahrung, Kleidung und Behau-
sung), helfen Almosen allein gar nichts. Man 
muß sich das Grundproblem vor Augen halten: 
Die Zahl dieser Menschen'steigt rapide. Das 
bedeutet unter anderem wachsenden Bevölke-
rungsdruck auf die reichen Länder: amerikani- 



sehe Interessen sind direkt betroffen, wenn 
Millionen illegaler Einwanderer die USA 
überschwemmen. Wie sollen wir es bewälti-
gen, wenn weitere Millionen aus aller Welt zu 
Lande, zu Wasser und sogar mit dem Flugzeug 
in die Enklaven des Wohlstands hereinbre-
chen? Man kann mit Sicherheit voraussagen, 
daß dies eines der „drückendsten" Problem der 
Auß
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Zukunft sein wird ). Selbstverständlich muß 
diese Flut aufgehalten werden. Aber wie? Nur 
dadurch, denke ich, daß die USA und die ande-
ren Industriestaaten alles in ihrer Macht Ste-
hende tun, damit die überbevölkerten Staaten 
einer größeren Zahl von Menschen Überle-
bensmöglichkeiten bieten und gleichzeitig ef-
fektive Bevölkerungspolitik betreiben kön-
nen. Dasselbe gilt für die anderen globalen 
Probleme. Beispiele:
Ressourcen: Die drohende Erschöpfung nicht 
erneuerbarer Rohstoffe — wie z. B. öl — stellt 
uns dringend vor die Frage einer gerechteren 
Verteilung. Es sieht so aus, als könnte die 
Dritte Welt die Lebensbedingungen für eine 
steigende Zahl von Menschen nur dadurch 
verbessern, daß mehr Energie bereitgestellt 
wird für Düngemittel, Bewässerungsanlagen, 
Elektrifizierung und Straßenbau auf dem Lan- 
de, weniger kapitalintensive Industrien usw. 
Aber anstatt ihr öl durch Rückführung der 
Gewinne für die Entwicklung der Beziehun-
gen innerhalb der Dritten Welt zu nutzen, in-
vestieren die Ölländer ihre Petrodollars im 
Westen und/oder „modernisieren" ihr Land, 
wie der Schah, der sich eine der modernsten 
Militärmaschinerien der Welt angeschafft hat-
te, während die Millionenstadt Teheran, bis 
zum Bersten gefüllt mit arbeitslosen jungen 

Menschen vom Lande, noch nicht einmal ein 
Kanalisationssystem besaß.
Wir kennen die Folgen. Hier liegt einer der 
Gründe für die wachsende Unruhe der Welt. 
Wir können kaum von Regimen Stabilität und 
von Verbündeten Zuverlässigkeit erwarten, 
wenn die Erwartungen der verelendeten Mas-
sen immer wieder enttäuscht werden. Was die 
Staaten betrifft, die keine Ölvorkommen besit-
zen: öl von der OPEC, ja; prinzipiell aber müs-
sen sie wie wir ihre Abhängigkeiten dadurch 
reduzieren, daß sie ihre eigenen Ressourcen 
entwickeln (von der Wasserkraft bis zur Son-
nenenergie), und zwar mit Hilfe von Technolo-
gie und Kapital der Industrienationen. Auch 
hier muß das Ziel die Errichtung lebensfähiger 
Einheiten in der Dritten Welt sein.
Ökologie: Wir erinnern uns der anklagenden 
Bemerkung des brasilianischen Delegierten 
bei einer internationalen Konferenz: Ihr Indu-
strienationen habt euren Anteil an der Ver-
schmutzung der Welt gehabt. Jetzt wollen wir 
den unseren. Und sie bekommen ihn: Sie hol-
zen ihre Amazonaswälder ab, sie verwandeln 
ihr Land in eine Wüste, verschmutzen ihre 
Flüsse und Küsten und sie werfen, wie die In-
dustrieländer, ihre giftigen Abfälle in die 
letzte große Kloake, das Meer. Supertanker, 
die immer wieder öl verlieren, erhöhen noch 
dessen Verschmutzung.
Die entwickelten Nationen müssen nicht nur 
ihre eigene Umgebung wieder in Ordnung 
bringen, sondern auch die Nachzügler davon 
überzeugen, daß es in unser aller Interesse 
liegt, unsere Umwelt bewohnbar zu erhalten.

IV.
Wie sollte nun Amerikas Politik aussehen an-
gesichts der globalen Bedrohungen? Ich sage 
„sollte", auch wenn ich mich damit dem mögli-
chen Vorwurf des politischen Idealismus aus-
setze. Aber zum einen muß Politik Ziele über 
Tagesinteressen hinaus verfolgen, zum ande-
ren ist es nicht gänzlich selbstlos oder „ideali-
stisch", eine Politik zu betreiben, die-die Na-
tion vor jener Situation bewahrt, wo nur we-
nige Platz in den Rettungsbooten finden, und 
unsere Entscheidung die weniger Glücklichen 
zum Untergang verurteilt, dem wir selbst oh-
nehin nur kurzfristig entgehen würden. Als je-
mand Churchill die Gefahr einer weltweiten 
Nahrungsmittelknappheit erklärte, soll dieser 
große Realist gesagt haben, die Konsequenzen 
seien verhängnisvoll, falls man keine Lösung 
finde, weil nicht alle Menschen bereit seien, 
Hungers zu sterben. Es würde dann scharfe 

5) Schon heute setzt das Problem von „Flüchtlingen", 
die weniger vor politischer Unterdrückung als vor 
ökonomischem Elend fliehen, solche wohlhabenden 
Länder unter Druck, die bereit sind, politische 
Flüchtlinge aufzunehmen, aber keine „Horden" von 
Opfern der Armut in der Dritten Welt. Das Problem 
ist bereits akut, nicht nur für die USA wo das riesige 
karibische Elendsgebiet dabei ist, seine verzweifel-
ten Armen ins „Gelobte Land“ zu schicken, sondern 
auch für Länder wie die Bundesrepublik Deutsch-
land, wo ein liberales Asylrecht vielen „ökonomi-
schen" Flüchtlingen Zugang zum Land und den Seg-
nungen des Wohlfahrtsstaates verschafft hat (siehe 
Die Zeit', „Dossier“, vom 6. Juni 1980). Ganz allge-
mein zeigt die Migration von Fremdarbeitern (die 
dann in Rezessionszeiten recht unwillkommen sind) 
von Süden nach Norden das Problem, das durch die 
Bevölkerungsexplosion in der Dritten Welt entstan-
den ist; siehe die Veränderung der ethnischen 
Strukturen in den USA in Großbritannien und in 
Frankreich. West-Berlin ist inzwischen die größte 
türkische Stadt nach Istanbul!



Konflikte um die letzten Krümel geben. Inter-
nationaler Terrorismus bis hin zu nuklearer 
Erpressung durch Gruppen oder Regierungen 
könnten die Folge einer solchen verzweifelten 
Situation sein.
Bevor ich auf Einzelheiten einer notwendigen 
Änderung der Ziele der US-Außenpolitik ein-
gehe, möchte ich noch ein paar allgemeine Er-
fordernisse aufzeigen: Zuallererst kostet es 
Geld, die Welt so zu gestalten, daß Milliarden 
von Menschen halbwegs gut in ihr leben kön-
nen, und zwar eine ganze Menge Geld. Wo soll 
es herkommen? Zum zweiten: Investitionen 
und Technologietransfer nützen nichts, wenn 
sie nicht in andere als die jetzigen Kanäle ge-
leitet werden. Zum dritten kann eine solche 
Investitionslenkung en gros kaum Aufgabe ei-
nes einzelnen Landes sein. Die Politik der 
USA muß mit der anderer Industrieländer ab-
gestimmt werden, und sie muß, will sie ge-
meinsame Ansätze und Verfahrensweisen ge-
währleisten, über internationale Organisatio-
nen führen, die ihrerseits viel mehr Kapital 
und erweiterte Zuständigkeiten brauchen. 
Schließlich kann eine solche Außenpolitik 
oder besser internationale Politik nicht betrie-
ben werden, ohne daß sie beträchtliche Aus-
wirkungen auf Innenpolitik und eigene Le-
bensweisen hat.

Die Notwendigkeit, politisches Handeln über 
internationale Organisationen zu kanalisieren 
(Inter-Gouvernementale Organisationen wie 
FAO, ILO, WHO, Weltbank, IWF und 
regionale Banken und Fonds, oder Non-Gou- 
vernementale Organisationen wie Stiftungen, 
Kirchen oder karitative Organisationen), an-
statt sich auf individuelle oder bilaterale An-
sätze zu verlassen, mag am Beispiel der Bevöl-
kerungsplanung verdeutlicht werden, wo su-
pranationale Ansätze den Versuchen einzel-
ner Länder, die jeweilige Politik der Empfän-
gerländer einseitig zu beeinflussen, eindeutig 
vorzuziehen sind. Freilich könnten die USA 
ihre Entwicklungshilfe von befriedigenden 
Maßnahmen zur Geburtenkontrolle abhängig 
machen, aber die Einwände gegen einen sol-
chen einseitigen Druck liegen auf der Hand. 
Andererseits könnte man eine internationale 
Organisation wie die WHO damit beauftra-
gen, vor Ort zu arbeiten und die gängigen Me-
thoden der Gesundheitsfürsorge mit der Auf-
klärung über Empfängnisverhütung zu verbin-
den. Damit könnte die Organisation demon-
strieren, daß Maßnahmen, die einzeln nur die 
demographische Situation verschlechtern 
würden (durch Verminderung der Säuglings-
sterblichkeit, Erhöhung der Lebenserwartung 

etc.), in einer solchen Kombination von 
Nutzen sind. Auch würde die Bevölkerung auf 
„Einmischung" durch internationales Personal 
wohl weniger gereizt reagieren als auf 
Zwangsmaßnahmen seitens ihrer Regierung. 
(Man erinnere sich an das ernüchternde Bei-
spiel Indiens.)
Sicher könnten tiefverwurzelte Vorurteile sol-
che Bemühungen immer noch behindern, aber 
wie der Fall einiger entwickelter Länder 
(Frankreich, Italien) zeigt, können solche Hin-
dernisse beseitigt werden, wenn man den 
Menschen, die heute noch glauben, ihre Al-
tersversorgung sei nur durch viele Nachkom-
men gesichert, diese Versorgung durch Ren-
ten und ähnliche Sozialversicherungssysteme 
garantiert, wie sie heute noch kaum irgendwo 
in der Dritten Welt existieren. Die Politik der 
Familienplanung ist also eng verknüpft mit 
dem allgemeinen Problem, wie man aus den 
sich fehlentwickelnden Gesellschaften solche 
mit wenigstens minimalem Wohlstand ma-
chen kann.
Ähnliche Überlegungen gelten für Nahrungs-
mittel und verwandte Grundstoffe: Die USA 
sind bekanntlich eines der wenigen Länder 
mit einem Überschuß an Nahrungsmitteln, 
und man sollte annehmen, daß ein großer Teil 
der Nahrungsprobleme dieser Welt mit Hilfe 
der USA gelöst werden könnte. Aber Nah-
rungsmittel und ähnliche Exportwaren fallen 
in den Bereich der freien Marktwirtschaft, das 
heißt, sie unterliegen der Spekulation von 
Handelsoligopolen. Wo, wie beim Getrei-
deembargo gegen die Sowjetunion, die Regie-
rung die Hand im Spiel hat, geht es gewöhn-
lich um Handelskrieg. Internationale Vertei-
lung der Nahrungsmittelüberschüsse statt 
künstlicher Reduzierung des Anbaus zur Er-
haltung des Preisniveaus könnte einen großen 
Teil des Hungers und der Unterernährung in 
der Welt beseitigen, und es sollte zu diesem 
Zwecke eine internationale Getreidereserve 
eingerichtet werden (ein „immer voller Spei-
cher"). Heute bestehen nur sechs Prozent der 
US-Entwicklungshilfe aus Nahrungsmitteln6).

6) Richard Gilmore, Grain in the Bank, in: Foreign 
Policy 38, Frühjahr 1980, S. 168 ff.

Allein jedoch würde selbst dies nicht ausrei-
chen. Um das grundlegende Problem, eine 
wachsende Zahl nahrungssuchender Men-
schen zu sättigen, lösen zu können, müssen die 
riesigen landwirtschaftlichen Regionen, in de-
nen zu wenig oder falsch produziert wird, zu 
einem höheren Grad von Selbstversorgung ge-
bracht werden, und zwar durch Einfuhr von 



einfachen Technologien, Aufbau der notwen-
digen Infrastrukturen und Ausbildung der 
Landbevölkerung (in Verbindung, wo nötig, 
mit einer Agrarreform).
Es ist klar, daß eine solche Aufgabe nicht von 
einzelnen Staaten bewältigt werden kann, 
nicht einmal von denen, die am wohlhabend-
sten und am weitesten entwickelt sind. Inter-
nationale Organisationen müssen eingeschal-
tet werden.

V.
Aus Beispielen wie diesen geht hervor, daß 
dreierlei notwendig ist, damit internationale 
Organisationen sinnvoll arbeiten können. Ein-
mal die Übertragung neuer Zuständigkeiten 
von den Mitgliederstaaten an diese Organisa-
tionen, vor allem wo es darum geht, vor Ort zu 
arbeiten, also in den Entwicklungsländern 
selbst. Internationale Beziehungen könnten 
dadurch einen neuen Charakter bekommen, 
daß Nationalstaaten Teile ihrer Souveränität 
abgeben und die Organisationen dadurch et-
was supranationaler werden: ein System zwi-
schen traditioneller nationalstaatlicher Souve-
ränität und einer Weltregierung, wobei jene 
langsam veraltet und diese weiterhin utopisch 
bleibt. Zum zweiten muß bei der Übernahme 
von Aktionen durch internationale Organisa-
tionen auf die richtige Art von Investitionen 
und Projekten besonders Wert gelegt werden. 
„Richtig" heißt hier ihre Lenkung oder Rück-
führung in die oben beschriebenen Bereiche: 
Erhöhung der Produktivität der ländlichen 
und städtischen Bevölkerung, breitere Vertei-
lung des so erzeugten Reichtums, Grundlagen 
für ein höheres Maß an Selbstversorgung 
durch verstärkte Produktion von Massenkon-
sumgütern, Förderung vernünftiger Bevölke-
rungspolitik, Umweltschutz. Das bedeutet, 
„Grundbedürfnis'-Projekte zu favorisieren (wie 
dies von McNamara als Weltbankpräsident 
praktiziert wurde).
Da — zum dritten — Internationale Organisa-
tionen nur durch die Mitgliedstaaten finan-
ziert werden können, müssen diese bereit sein, 
ihre Beiträge beträchtlich zu erhöhen. Die 
USA, die ihr Budget für Auslands- und Ent-
wicklungshilfe fast jedes Jahr kürzen, sind für 
andere wohlhabende Nationen ein schlechtes 
Beispiel. Das eine Prozent des Bruttosozialpro-
dukts, das einmal als durchschnittlicher Be-
trag anvisiert war — eine Zahl, die wahr-
scheinlich auch nicht im entferntesten zur Si-
cherung einer Welt, in der alle leben können, 
ausreichen würde —, ist inzwischen auf ein 
Fünftel oder weniger geschrumpft. Die Diskre-

panz zwischen dieser Zahl und zum Beispiel 
den Hunderten von Milliarden, die für Ölim-
porte ausgegeben werden, oder den Riesen-
beträgen, die für das MX-System oder ähnlich 
unnötiges und kostspieliges Verteidigungs-
spielzeug vorgesehen sind, ist grotesk. Der 
jährlich wiederkehrende Streit im Kongreß 
über die Höhe der Auslandshilfe könnte durch 
längerfristige, z. B über fünf Jahre laufende 
Budgets ersetzt werden, so daß die Internatio-
nalen Organisationen ihrerseits langfristige 
Pläne ausarbeiten können. In Inflationszeiten 
sollten die Beträge der Inflation angepaßt wer-
den, wie es bei einigen nationalen Pro-
grammen bereits geschieht.
Woher soll das Geld kommen? Ich will mich 
weiter unten mit den strategischen und si-
cherheitspolitischen Aspekten von Militär-
ausgaben befassen. Hier handelt es sich um 
den Einfluß der Verteidigungsbudgets auf die 
Versuche zur Lösung der globalen Probleme. 
Der Teil des Bruttosozialprodukts, der dem 
Militärapparat geopfert wird, hier und in ande-
ren Ländern, und vor allem für die Kernwaf-
fen, ist in den letzten zwei Jahrzehnten so ge-
waltig gewachsen, daß er die Zukunft der 
Menschheit gefährdet7). Damit genügend Ka-
pital zur Schaffung halbwegs befriedigender 
Lebensbedingungen zur Verfügung steht 
(nicht nur für die Milliarden der Dritten Welt, 
sondern auch für die entwickelten Länder), 
sind einschneidende Änderungen in den Ein-
stellungen und in der Politik notwendig. Man 
kann das übliche Gezänk um ein paar Milliar-
den mehr oder weniger für den amerikani-
schen Verteidigungshaushalt getrost verges-
sen: Es handelt sich um Ausgaben, die längst 
schon außer Kontrolle geraten sind und in na-
her Zukunft soviel zu verschlingen drohen, 
wie heute in den gesamten Bundeshaushalt 
eingeht. Das muß nationale Programme derge-
stalt beeinflussen, daß Zustände wie in der 
Dritten Welt — Ausschluß eines großen Teiles 
der Bevölkerung vom ökonomischen Prozeß 
— in diesem Lande leicht von der jetzt schon 
ausgeschlossenen „Unterschicht” von Minori-
täten, Dauer-Arbeitslosen usw. auf immer grö-
ßere Schichten übergreifen könnten. Wir wer-
den bis an die Zähne bewaffnet sein und nichts 
mehr zu verteidigen haben.

7) über die Verknüpfung von Rüstungs- und Ent-
wicklungspolitik s. Lothar Brock, Abrüstung als Ent-
wicklungspolitik, in: Aus Politik und Zeitgeschichte,
B 42/80 v. 18. Oktober 1980.

Es geht nicht einmal nur um die Frage „Kano-
nen oder Butter", wenn Stadtkerne verfallen 
und ihre Einwohner, vor allem die jüngeren, *



zur Hoffnungslosigkeit verdammt sind. Wir 
werden den weiteren Verfall der gesamten In-
frastruktur erleben: Verrottete Eisenbahnli-
nien, Gebäude, Straßen, Brücken usw. Das 
Schlimmste ist, daß die fähigsten Köpfe in die 
Verteidigungsindustrie abgezogen werden, 
eine neue Art von Intelligenzverlust, der den 
technologischen Fortschritt im zivilen Bereich 
in Frage stellt. Wir werden den kommunisti-
schen Ländern immer ähnlicher werden, bei 
denen, wie in der Sowjetunion, sich aller „Fort-
schritt" im militärischen Bereich abspielt, wäh-
rend die Volksmassen arm bleiben. Solange 
wir die Militärausgaben nicht radikal ein-
schränken, können weder die nationalen noch 
die globalen Probleme gelöst werden.
Wer demgegenüber meint, daß ein reiches 
Land wie die Vereinigten Staaten im Gegen-
satz zur Sowjetunion die weiter ansteigenden 
Rüstungskosten verkraften könne, ja, daß 
diese sogar die Wirtschaft „ankurbeln" wür-
den, dem obliegt die Beweislast angesichts des 
(oben erwähnten) Prozesses des Verfalls der 
Infrastruktur, des finanziellen Zusammen-
bruchs der Städte, die mit ihrem anwachsen-
den Kern einer verarmten Unterklasse von 
Schwarzen, Latinos etc. die Infrastrukturen 
und das „Sozialnetz" vor allem aufrechterhal-
ten müssen, sowie des nunmehr von der 
Reagan-Regierung ins Werk gesetzten Abbaus 
der Ausgaben für Wohlfahrt, Bildung, Kultur 
und ähnliche zivile Güter. Zur erhofften Schaf-
fung zusätzlicher Arbeitsplätze ist die Rü-
stungsindustrie denkbar wenig geeignet, da 
dort vorwiegend nicht arbeitsintensive Tech-
nologien eingesetzt werden. Hinzu kommt die 
Gefahr steigender Inflationsraten (die wie-
derum vor allem die Unterschichten treffen), 
da den zusätzlich geschaffenen Einkommen 
nur begrenzte Konsumgütermassen gegen-
überstehen; was die in der Rüstungsindustrie 
Beschäftigten produzieren —- Nuklearspreng-
köpfe oder MX-Systeme —, kann man nicht 
essen.

Gleichzeitig entwickelt das Militär einen un-
ersättlichen Hunger nach Rohstoffen. Die Ver-
fügbarkeit riesiger Geldmengen verführt zur 
Verschwendung, und der Einsatz dieser Fonds 
für immer ausgeklügeltere und teurere Waf-
fensysteme führt dazu, daß man, auf Kosten 
der militärischen Bereitschaft, das vorhandene 
Material nicht mehr wartet und instandhält. 
Und das ganze wird zu einem Weltproblem, 
wenn die Rüstungsindustrien auf dem Welt-
markt konkurrieren und die Militärhilfe dau-
ernd wächst, so daß sich die Entwicklungslän-
der die modernsten militärischen Ausrüstun-

gen anschaffen können (oft um die eigenen re-
formerischen Kräfte zu unterdrücken), wäh-
rend es für die zivile Entwicklung keine Mittel 
gibt. Der Iran mag wieder als warnendes Bei-
spiel angeführt werden. Solche Länder werden 
nach den Worten eines Beobachters zu „militä-
rischen Festungen in einer riesigen Wüste 
ökonomischen Elends"8), d. h. Milliarden Dol-
lars werden in die Rüstung der Industrie- und 
Entwicklungsländer gesteckt, wodurch auch 
die mittlerweile weltweite Inflation festge-
schrieben wird, weil Rüstungsinvestitionen 
per se die Versorgung mit Konsumgütern sin-
ken lassen.

8) Rajni Kothari, Towards A Just World, in: Macro- 
scope, Newsletter of the Transnational Academic 
Program of the Institute for World Order, Nr. 7,
Frühjahr 1980, S. 6 ff.(7). Kothari fährt fort: „Eine 
neue Weltordnung ist ohne Neuordnung der natio-
nalen Gesellschaftssysteme nicht möglich" (ebenda). 
Das entspricht der Ansicht des Generaldirektors 
der FAO, Saouma, der meint, daß die Verantwor-
tung für die Lösung des weltweiten Hungers und 
der damit verbundenen Probleme bei den national 
len und internationalen Eliten liegt. Auch in der 
Dritten Welt gibt es „Luxus und Fettleibigkeit für ei-
nige wenige, Armut und Ausmergelung für die 
große Masse".

Dies alles betrifft nicht nur Entwicklungsfra-
gen, sondern auch Fragen der Sicherheit. 
Wenn wir Entwicklungsländer aus der sowje-
tischen Einflußsphäre heraushalten und auf 
den Kurs dessen bringen wollen, was wir die 
freie Welt nennen, können wir uns wohl kaum 
auf jene autoritären und diktatorischen Re-
gime verlassen, die wir durch unsere Militär- 
und Entwicklungspolitik unterstützen. Ihre 
politische, soziale und ökonomische Instabili-
tät macht aus ihnen recht zweifelhafte Ver-
bündete. Wollen wir denn noch weitere Irans 
in Südkorea, Pakistan oder Lateinamerika? 
Unsere etwas krampfhafte Suche nach wenig-
stens halbwegs stabilen Ländern für Militärba-
sen im Mittleren Osten (Oman, Somalia, Je-
men) zeigt, was ich meine. Ägypten, übervöl-
kert und nicht in der Lage, seine Bevölkerung 
zu versorgen, wird sich vielleicht als ähnliche 
Enttäuschung erweisen. Oder können wir uns 
z. B. in Lateinamerika auf Regime des Typs So- 
moza verlassen, um eine „Castroisierung" zu 
verhindern? Ich würde eher vorschlagen, mit 
Ausnahme von kommunistischen alle Arten 
fortschrittlicher Regime und Massenbewe-
gungen zu unterstützen. Dadurch würden wir 
nicht nur eine Politik betreiben, die amerika-
nischen Moralvorstellungen entspricht, und 
die Menschenrechte verteidigen, wo immer 
wir Einflußmöglichkeiten besitzen, sondern 
wir würden auch die Wertschätzung der Län- 8



der gewinnen, deren Bevölkerung allzuoft des-
halb antiamerikanisch wird, weil wir ihre Un-
terdrücker beschützen. Und gerade solche 
fortschrittlichen Regime kann man auch mit 
der Versorgung ihrer Bevölkerung betrauen.

VI.
Die Diskussion um die Einbeziehung der 
Bündnisfreien hat uns zu den traditionellen 
Problemfeldern der Außenpolitik geführt — 
Wettrüsten, Konfrontation versus Entspan-
nung, Ost-West-Konflikt, Bündnispolitik etc. 
In diesem Bereich will ich mich hauptsächlich 
mit den Problemen befassen, die mit der ande-
ren großen Überlebensfrage Zusammenhän-
gen: der Gefahr eines Atomkriegs.
Als politischer Realist habe ich immer die 
Rolle von Macht und Sicherheit in einer Welt 
souveräner Nationalstaaten betont. Ich ent-
wickelte einmal eine Theorie, derzufolge die 
historischen Einheiten internationaler Politik 
auf der Entwicklung von Zerstörungskapazität 
beruhen, d. h. auf ihrer Fähigkeit zur Kriegfüh-
rung, von der kleinen mittelalterlichen Burg 
oder befestigten Stadt, die in den Zeiten vor 
der Erfindung des Schießpulvers nur kleinen 
Gruppen Schutz bieten konnte, bis zum Terri-
torialstaat, dessen Verteidigungskapazität für 
größere Einheiten wie ganze Nationen durch 
seine, wie ich es nannte, „Impermeabilität" re-
lative Sicherheit bot. Im Atomzeitalter sind je-
doch nicht einmal die Mächtigsten und Größ-
ten vor Interkontinentalraketen und ähnli-
chen Waffen sicher. Wenn einmal ein be-
stimmtes Niveau konventioneller und nuklea-
rer Bewaffnung erreicht ist, das mit Sicherheit 
jeden Gegner vernichten kann, wird jegliche 
Weiterentwicklung, die die Möglichkeit zum 
Overkill beinhaltet, sinnlos. Ich möchte hierzu 
Hans Morgenthau zitieren, dessen politischer 
Realismus wohl unbestritten ist: „Wenn man 
einmal in der Lage ist, den Gegner selbst unter 
den schwierigsten Bedingungen durch Atom-
waffen zu zerstören, hat man ein Optimum an 
Bewaffnung erreicht, über das hinauszugehen 
offensichtlich sinnlos ist." Und er sagt weiter: 
„Solange mein Feind ein einziges Gewehr hat, 
mit dem er mich töten kann, ist es für unsere 
Beziehungen irrelevant, ob er außerdem noch 
die schönste Waffensammlung der Stadt be-
sitzt."9)

10) Einzelheiten dazu in David Singers aufschlußrei-
chem Leserbrief in der New York Times 
(12. April 1979).

.94201ff83001a Hans Morgenthau, The Dilemma of SALT, in: 
Newsletter of the National Committee on American 
Foreign Policy, August 1979. Der andere Artikel die-
ses Rundbriefs (Joseph Churba, SALT and Foreign 
Policy) mag als Beispiel für eine „Metaphysik der 
Strategie" dienen, die die von Wissenschaftlern wie 
Hans Morgenthau einfach und klar formulierten 
Probleme nur verwirren.

Wir haben schon lange den Punkt erreicht, wo 
die Begriffe „Überlegenheit" und „Unterlegen-
heit" im Bereich der atomaren Bewaffnung jeg-
lichen Sinn verloren haben. Die Fähigkeit, 
beim Gegner katastrophale Zerstörungen an-
zurichten, reicht als Abschreckung. Ob nun 
die eine oder andere Seite ein paar Bomben 
oder Sprengköpfe mehr oder weniger hat, 
spielt bei einer Menge von Zehntausenden 
keine Rolle10 ). Aber diese einfache Überle-
gung geht in der Physik und Metaphysik soge-
nannter strategischer Doktrinen unter. Man 
mißtraut der eigenen Fähigkeit zum Gegen-
schlag und türmt ein Vergeltungswaffensy-
stem aufs andere. Wir in den USA haben drei 
solcher Systeme: Interkontinentalraketen auf 
Landbasen, eine Bomberflotte der strategi-
schen Luftwaffe und eine mit Raketen be-
stückte Unterseebootflotte. Die Sowjets sind 
eben dabei, ihre U-Bootflotte auszubauen. Ei-
nes oder höchstens zwei dieser Systeme wä-
ren für jeden ausreichend.
Die Gefahr liegt in der Situation, in der die 
eine oder andere Seite oder beide glauben, sie 
könnten losschlagen, ohne einen Gegen-
schlag befürchten zu müssen. Solange ei-
nes der verschiedenen Gegenschlagsysteme 
durch einen solchen ersten Schlag nicht ge-
troffen wird, die Unterseeboote zum Beispiel, 
braucht man solche Angst nicht zu haben; aber 
wer weiß, was die Nukleartechnologie in Zu-
kunft noch alles auf Lager hat? Laser-Killer-
strahlen, das Ende der „Verifizierungsmöglich-
keiten", oder was sonst nicht noch alles? Nach-
dem die Züge für eine Rüstungskontrolle 
mehrmals verpaßt worden sind, haben wir zur 
Zeit vielleicht die letzte Chance, durch ein Ab-
kommen über die Beendigung dieses „Fort-
schritts" und einen schrittweisen Rüstungsab-
bau die Welt vor einem atomaren Holocaust 
zu bewahren. Es könnte auch eine weitere 
atomare Proliferation verhindern, die inzwi-
schen so aussieht, daß keiner mehr weiß, wen 
er abschrecken soll und wie. Die nicht-nukle-
aren Staaten haben den Vertrag über die 
Nichtweiterverbreitung von Atomwaffen nur 
unter der Bedingung unterzeichnet, daß die 
Nuklearstaaten sich zu ernsthafter Rüstungs-
kontrolle verpflichten würden. Wir und die 
Sowjets sind also am Zug, und die Zeit wird 
knapp. Dreimal falscher Atomalarm in den 
USA innerhalb von sechs Monaten müßte je-
dem klarmachen, daß wir auf Gedeih und Ver-
derb einem Computerirrtum ausgeliefert sind.



„Computer besitzen", wie der New Yorker tref-
fend formuliert, „unter ihren vielen Eigen-
schaften nicht die Gabe, zwischen Realität und 
Phantasie zu unterscheiden." Aber die Nach-
richt ging im Kleingedruckten unter.

Wenn man Vertreter der harten Linie zwingt, 
die Irrationalität des atomaren Wettrüstens 
einzugestehen, verlagern sie die Diskussion 
gerne auf die politische Ebene. Sie behaupten, 
daß die atomare Überlegenheit (angeblich hat 
sie jetzt die Sowjetunion) den Gegner in die 
Lage versetzt, atomare Erpressung zu betrei-
ben, schwächere Staaten zu Konzessionen zu 
zwingen oder sie zu „finnlandisieren". Einige 
sprechen von „Selbst-Finnlandisierung", mit 
der man solchem Druck zuvorkommen will. 
Darin liegt etwas Wahres, aber nicht genug. 
Wie könnte eine solche Drohung erfolgreich 
sein, solange die USA und ihre Verbündeten 
auf Expansionsforderungen mit einem klaren 
„Nein" antworten können und sich nicht ein-
schüchtern lassen? Sie war es nicht einmal im 
Falle Finnlands. Solange ein Minimum an 
atomarer Kapazität zum Gegenschlag und ein 
Minimum an Ausgewogenheit bei konventio-
nellen Waffen existiert (wie im Moment im 
Ost-West-Verhältnis), braucht eine solche 
Pression nicht wirksam zu sein und war es 
auch nie, wie die Geschichte des Ost-West- 
Verhältnisses von der Berlin-Blockade bis 
heute zeigt. Aber es wird weitere Krisen ge-
ben, und das führt zu der Frage, wie man, abge-
sehen von atomarer Abrüstung, Spannungen, 
die zu Kaltem Krieg und Konfrontation füh-
ren, abbauen kann.
Spannungsverminderung heißt Detente — ein 
Begriff, der bei den Vertretern der harten Li-
nie in Verruf steht. Solschenizyns ideologi-
schem Antikommunismus entsprechend, der 
behauptet, daß „die Koexistenz mit dem Kom-
munismus auf demselben Planeten unmöglich 
ist"11 ), verurteilen sie die Entspannungspolitik 
als nutzlose Beschwichtigungsversuche und 
einseitiges Nachgeben gegenüber sowjeti-
schen Forderungen. Aber wenn man den so-
wjetischen Kommunismus als notwendiger-
weise expansiv betrachtet, ist das nur die Um-
kehrung der kommunistischen Sichtweise, die 
den Westen, speziell die USA, als von Natur 
aus „imperialistisch" sieht. Beide Vorstellun-
gen sind das Ergebnis eines von mir so ge-
nannten „Sicherheitsdilemmas" von Nationen, 
die sich, ohne einer höheren Autorität zu un-

11) A Solschenizyn, Misconceptions about Russia 
Are A Threat to America, in: Foreign Affairs, Früh-
jahr 1980, S. 797.

terstehen, für die Verteidigung ihrer Existenz 
verantwortlich fühlen und sich, weil sie nicht 
wissen, was der andere vorhat, gegenseitig in 
Mißtrauen und Angst versetzen; daraus ent-
steht ein Wettlauf um Macht und Waffen, des-
sen Spirale sich ins Unendliche fortsetzt. 
Beide haben vielleicht wirklich nur ihre Si-
cherheit im Auge, d. h., sie wollen sich nur ver-
teidigen, aber aus der Sicht des anderen er-
scheinen sie bedrohlich, aggressiv und expan-
sionistisch.
Nachdem Stalin knapp den wirklich imperiali-
stischen Überfall des Nationalsozialismus 
überstanden hatte, fühlte er sich durch die 
jetzt dominierenden USA bedroht und baute 
einen Schutzwall von Satellitenstaaten auf, 
was vom Westen seinerseits als erster Schritt 
zur sowjetischen Weltherrschaft betrachtet 
wurde. Auf beiden Seiten war es wohl ein Fall 
von „kognitiver Dissonanz": ideologische Vor-
eingenommenheit beeinträchtigte die Wahr-
nehmung oder Einschätzung von Fakten, die 
der Ideologie widersprechen. ,1945 hätten 
Amerikas weitgehender militärischer Rück-
zug aus Europa und die Demobilisierung sei-
ner Truppen Stalin zeigen können, daß die 
USA nicht auf weitere „imperialistische" Ex-
pansion aus waren. Die Westmächte ihrerseits 
hätten aus Stalins vorsichtiger Politik schlie-
ßen können, daß er, zumindest vorerst, der Er-
haltung des erreichten Status quo gegenüber 
expansiven Zielen den Vorrang gab; aber wie 
lange dauerte es, bis man selbst ein Faktum 
wie das Ausscheren Chinas aus dem sowjeti-
schen Blick, das der westlichen Ideologie von 
der gesamtkommunistischen Weltverschwö-
rung widersprach, anerkannte!
Helfen kann hier nur möglichst weitgehende 
Entideologisierung und eine entsprechend ra-
tionalere Einstellung. Wenn man sich in den 
anderen hineinversetzt, kann man seine Äng-
ste und seinen Argwohn besser verstehen ler-
nen. Entspannung wird möglich auf der Basis 
gegenseitigen Einvernehmens über die Be-
grenzung von Einflußsphären und Nichteinmi-
schung in die jeweiligen Sphären. In einer be-
stimmten Region, in Europa nämlich, hat man 
sich über eine solche Begrenzung der Einfluß-
sphären schon während des Kalten Krieges 
stillschweigend geeinigt und sich dementspre-
chend verhalten, obwohl die offizielle Bestäti-
gung erst 1975 in Helsinki erfolgte.
Nachdem China nicht mehr zum sowjetischen 
Block gehört, herrscht nun auch im Fernen 
Osten Gleichgewicht und relative Stabilität, 
und die Politik der USA sollte darauf abzielen, 
dieses Gleichgewicht zu erhalten, nicht da-



durch, daß man sich mit China verbündet, aber 
man sollte sich diese Option offenhalten.
Wie sehen nun die Möglichkeiten zur Ent-
spannung in der übrigen Welt , insbesondere 
in der Dritten Welt und den Arabischen Staa-
ten, aus? Auch dort, trotz Afghanistan (das 
schon vor der Invasion zur sowjetischen Ein-
flußsphäre gehörte), muß man die Politik der 
Sowjetunion nicht unbedingt als expansioni-
stisch betrachten, nicht einmal im Hinblick auf 
den Persischen Golf. Jede militärische Aktion 
der Sowjets in diesem Gebiet würde die Ara-
ber gegen sie aufbringen, und sobald sie anfin-
gen, zu zerstören „um zu retten" (wie wir das in 
Vietnam praktiziert haben), hätten sie viel-
leicht ihr eigenes Vietnam, wobei das, was da 
zu retten wäre, das Golf-Öl ist. Was die USA 
betrifft, so können wir uns aus den oben ge-
nannten Gründen kaum auf stabile Basen in ir-
gendeinem Land dieses Gebiets verlassen. Is-
rael als stabile Demokratie ist eine Ausnahme, 
aber amerikanische Präsenz in Israel würde 
mit Sicherheit die Araber zu unseren Feinden 
machen, einschließlich derer, die uns heute 
freundlich gesonnen sind. Und nicht einmal 
die Israelis wünschen unsere Präsenz.

Wohin wollen wir unsere „schnelle Eingreif- 
truppe" schicken, selbst wenn sie zur Verfü-
gung stände? Wollen wir sie ohne Einladung 
schicken, wie einst unsere Marineinfanterie? 
Wie würden wir auf ähnliche Aktionen der So-
wjets reagieren? Die einzige Lösung ist m. E. 
eine Energiepolitik des Westens, die die Ab-
hängigkeit vom öl radikal abbaut, vielleicht in 
Verbindung mit multilateralen Abkommen 
über eine internationale Kontrolle der Ölge-
schäfte und vielleicht auch anderer lebens-
wichtiger Energieressourcen wie Uran oder 
Rohstoffe wie Mangan.

Zurück zum Problem der Entspannung in der 
Dritten Welt: Man könnte dafür vielleicht 
eine Basis in einem Ost-West-Abkommen 
über die Entmilitarisierung von Regionen wie 
Südostasien und/oder dem Mittleren Osten 
schaffen, so, wie das einmal für das Gebiet des 
Indischen Ozeans erwogen wurde und bis zu 
einem gewissen Grade auch bei den Vereinba-
rungen über atomwaffenfreie Zonen (wie 
heute in Lateinamerika) eine Rolle spielt. Die 
Sowjets könnten sich für ein solches Abkom-
men aufgeschlossen zeigen, „eingekreist", wie 
sie sich fühlen, seit sich China nach Westen 
orientiert. Ob man sich eingekreist fühlt, liegt 
zwar größtenteils am Betrachter selbst, aber 
auch eine eingebildete Gefahr kann Politik be-
einflussen, und wir sollten die anhaltende

Angst der Sowjets nicht nur vor westlichem 
Imperialismus, sondern auch vor chinesischer 
Expansion nicht unterschätzen (genauso wie 
die Chinesen den sowjetischen „Hegemonis-
mus" fürchten — wieder das „Sicherheits-Di-
lemma"!).
Die ernsthafteste Gefahr für den Mittleren 
Osten ist nicht der sowjetische Expansionis- 
mus, sondern der israelisch-arabische Konflikt 
— ein tragischer und anscheinend unlösbarer 
Konflikt, weil, wie es scheint, hier beide „recht" 
haben. Die USA sind zwar verpflichtet, die Exi-
stenz Israels zu sichern. Das sollte uns aber 
nicht daran hindern, auch die legitimen An-
sprüche der Palästinenser auf einen eigenen 
Staat anzuerkennen. Sicher hat jeder von uns 
einen Lösungsvorschlag, den er besonders fa-
vorisiert. Ich habe m

12
ich dazu an anderer Stelle 

geäußert 2) und kann hier nicht ins Detail ge-
hen.

12) John H. Herz, Normalization in International Re- 
lations: Some Observations on the Arab-Israel Con- 
flict, in: Middle East Review, 10(3), Frühjahr 1978, 
S. 10 ff.
13) Selbst in Kuba, das man gewöhnlich dem sowjeti-
schen Block zurechnet, sind die ökonomischen Ver-
bindungen zur kapitalistischen Welt noch recht 
stark (siehe Susan Eckstein, Capitalist Constraints 
on Cuban Socialist Development, in: Comparative 
Politics, 12(3), April 1980, S. 253 ff.); sie wären ohne 
das amerikanische Handelsembargo sogar noch

Was jenen Teil der Welt betrifft, der außerhalb 
der beiden Machtblöcke steht, so haben die 
USA Blockfreiheit oft als Zugehörigkeit zum 
westlichen Lager betrachtet und in jeglicher 
Annäherung an den Ostblock eine Bestäti-
gung des sowjetischen Expansionismus gese-
hen, sogar wenn es, wie im Falle Castros oder 
Äthiopiens, für die Russen selbst eine Überra-
schung war und (vielleicht nicht einmal eine 
angenehme!). Aber solche Verschiebungen 
waren oft die Folge davon, daß die USA den 
Kolonialismus unterstützten (wie im Falle der 
ehemaligen Kolonien Portugals) oder Rassis-
mus südafrikanischer Prägung oder ultrarech-
ter Unterdrückungssysteme. Fälle wie der An-
golas und anderer Länder der Dritten Welt, 
die sich „sozialistisch" nennen oder einen So-
zialismus eigener Prägung haben, zeigen, daß 
nicht die Frage von privatem oder staatlichem 
Eigentum den Ausschlag gibt, sondern dessen 
Verwendung, d. h., ob man für die Bedürfnisse 
der einheimischen Massen produziert oder 
hauptsächlich für den Weltmarkt. Nur wo ein 
Militärbündnis mit der Sowjetunion besteht, 
kann man von Zugehörigkeit zum Ostblock 
sprechen13). Alle anderen verdienen* unsere



Hilfe beim Aufbau lebensfähiger Wirtschafts- 
und Gesellschaftssysteme (wie oben aufge-
führt).

VII.
Die vorstehenden Ausführungen können viel-
leicht am besten zusammengefaßt werden, 
wenn man den Begriff „National- (oder Staats-) 
interesse" anwendet. Obwohl oft ideologisch 
verbrämt, oder nur Ausdruck verschiedenster 
subnationaler Gruppeninteressen (wie z. B. 
von Geschäftsleuten oder ethnischen Grup-
pen), kann dieses Interesse, solange wir in ei-
ner Welt von Nationalstaaten leben, am be-
sten definiert werden als das „Sicherheits"-In- 
teresse einer politischen Einheit am Schutz ih-
res Territoriums, ihrer Bevölkerung und ihrer 
Unabhängigkeit. In einer Zeit äußerster ato-
marer Verwundbarkeit erfordert die Siche-
rung dieses Interesses im Falle der USA ent-
weder Weltherrschaft, die, außer durch einen 
alles vernichtenden Atomkrieg, nicht zu errei-
chen ist, oder ein Gleichgewicht atomarer und 
konventioneller Waffen. Wegen der extremen 
Gefahr, die die atomare Bewaffnung birgt, muß 
dieses Gleichgewicht aber auf dem niedrig-
sten noch wirksamen Niveau hergestellt wer-
den. Ein dreifaches Abschreckungssystem 
müßte dabei ausgeschlossen sein, über SALT 
und ähnliche Abkommen hinaus könnte ein 
einseitiger Abbau von Waffen, die nicht zur 
Abschreckung nötig sind, ernsthaft in Erwä-
gung gezogen werden. Das könnte Mißtrauen 
abbauen und zu weiteren bi- oder multilatera-
len Schritten führen.
Auch das Problem „Interessen versus Ideale" 
— zu letzteren gehört z. B. auch der Schutz der 
Menschenrechte im Ausland — könnte auf ra-
tionalere Weise angegangen werden, wenn 
man die grundlegenden nationalen Interessen 
— wie etwa ein Mindestmaß an Sicherheit — 
von „subnationalen“ Interessen gesellschaftli-
cher, wirtschaftlicher und ethnischer Gruppen 
unterscheidet. Als Realist kann man genuine 
vitale Interessen nicht bedingungslos den 
Idealen unterordnen; aber wo immer es mög-
lich ist, sie ohne Gefährdung solcher Interes-
sen zu verwirklichen, sollte man das tun. So 
können wir im Falle sowjetischer Dissidenten 
kaum mehr tun als protestieren, wenn wir 
nicht Frieden und Entspannung gefährden 
wollen. Aber wo, wie in Lateinamerika, ameri-
kanischer Druck zum Schutz der Menschen-
rechte Erfolg verspricht, ohne nationale Inter-

stärker. Das kommunistische Regime in Angola ver-
kauft weiterhin sein Cabinda-Ol an westliche Öl- 
Konzerne, usw.

essen (die man von denen der multinationen 
Konzerne z. B. unterscheiden muß) zu gefähr-
den, sollte die Entscheidung klar sein.
Solange wir über die atomare Abschreckung 
und unsere Küsten mit konventionellen Waf-
fen verteidigen können, brauchen wir nicht 
einmal mehr, wie früher, das Gleichgewicht 
der Kräfte in Europa. Folgt daraus ein neuer 
Isolationismus, ein Rückzug in die „Feste Ame-
rika"? Aus egozentrischer Sicht amerikani-
scher Sicherheitsinteressen mag das so schei-
nen. Von geographisch benachbarten Gebie-
ten wie der Karibik einmal abgesehen — 
warum sollten wir Westeuropa verteidigen 
oder Südkorea oder Afrika oder den Mittleren 
Osten? Was kümmert es uns, ob die Russen 
oder sonst irgendjemand irgendwo auf der 
Welt ein bißchen mehr Land oder Einfluß ha-
ben, solange wir durch unsere Waffen vor ei-
nem sowjetischen oder sonstigen Angriff si-
cher sind? Warum sagen wir nicht zu den Isra-
elis und Arabern: Die Pest über euch beide! 
Warum überlassen wir nicht z. B. Indien mit 
seinen enormen Problemen den Russen, damit 
diese sich damit herumschlagen, und lassen 
die Finger davon?14 )

14) Die „terribles simplificateurs", die die sowjeti-
schen Intentionen so genau kennen wollen, sollten 
sich doch einmal die einfache Frage stellen: Würde 
denn eine pragmatisch denkende sowjetische Füh-
rungsperson die Idee eines kommunistischen West-
europa begrüßen, oder auch nur eines kommunisti-
schen (und damit wiedervereinigten) Deutschland? 
Müßte sie nicht der Alptraum eines neuen (und viel 
mächtigeren, weil hochentwickelten) China an der 
anderen Flanke ihres Landes bedrücken? Würde sie 
nicht einen kapitalistischen Westen vorziehen, mit 
dem man Handel treiben und von dem man die not-
wendigen Technologien beziehen kann?

Die meisten von uns würden auf einen natio-
nalen Egoismus dieser Art heftig reagieren. 
Aber warum eigentlich? Ich behaupte, wir 
müssen unseren Begriff des nationalen Inter-
esses erweitern und auch darüber hinausge-
hen. Erweitern deshalb, weil, wie ich zu zeigen 
versucht habe, unsere Welt, die ganze 
Meinschheit, sich der dreifachen Bedrohung: 
Übervölkerung, Versiegen der Rohstoffquel-
len und Zerstörung der Umwelt gegenüber 
sieht. Und es liegt deshalb im nationalen Inter-
esse — bei weiter Auslegung dieses Begrif-
fes —, diesen Gefahren mit allen uns zur Ver-
fügung stehenden Mitteln zu begegnen. Aber 
wir müssen auch eine Politik betreiben, die 
überhaupt über das „nationale Interesse" hin-
ausgeht: Wir verlieren unsere nationale Iden-
tität („soul"), wenn wir uns nicht mehr um das 
Schicksal derer kümmern, mit denen wir un-
sere kulturellen und politischen Wertvorstel-



lungen teilen. Es sind die Werte der westli-
chen Welt, und es sind vor allem die europäi-
schen Länder, von denen wir abstammen, hi-
storisch und geistig, und die unseren Schutz 
brauchen in einer immer noch bipolaren Welt 
zweier Supermächte. Für die unter sowjeti-
scher Herrschaft Lebenden können wir leider 
wenig tun. Mehr tun können wir jedoch in sol-
chen Ländern, in denen wir militärischen, 
wirtschaftlichen oder sonstigen Einfluß haben, 
handle es sich um Südkorea oder Südafrika, 
Guatemala oder die Philippinen. Wir können 
und wir sollten Israel auffordern, als Gegenlei-
stung für unseren Schutz der arabischen Be-
völkerung westlich des Jordan Selbstbestim-
mung zu gewähren und dort nicht zu siedeln. 
Wir können auch unsere europäischen Alliier-
ten und Japan auffordern, sich angemessen an 
der Verteidigung zu beteiligen. Vor allem aber 
müssen wir von ihnen und von unserer eige-
nen Bevölkerung jene Opfer verlangen, ohne 
die ein halbwegs erträgliches Leben in der 
Welt der Armen nicht gesichert werden 
kann.

Eine neue Politik globalen überlebens wird 
die ernste Frage aufwerfen, ob die entwickelte 
Welt und vor allem die USA zu den erforderli-
chen Änderungen ihrer Politk, ihrer Einstel-
lungen und ihrer Lebensweise bereit sind. 
Wenn unser Staat nicht zu einem ausgehöhl-
ten Militärstaat werden soll, in dem eine im-
mer kleiner werdende Elite einer immer grö-
ßer werdenden verarmten Menge gegenüber-
steht, wie heute in den fehlentwickelten Län-
dern, müssen Kapital und Technologie anders 
eingesetzt werden: Investitionen müssen 
überall so gesteuert werden, daß weniger Waf-
fen und Luxusgüter und dafür mehr Ge-
brauchsgüter für die Massen, wie z. B. Woh-
nungen, produziert werden, daß eine Infra-
struktur aufgebaut oder wiederhergestellt 
wird, die schändlich vernachlässigt worden ist, 
und daß unsere Umwelt gerettet wird, die uns 
alle zu vergiften und zu ersticken droht. Wir 
leben in einer Welt des Mangels — nur haben 
wir in der entwickelten Welt dies noch nicht 
recht begriffen. Das heißt nicht Nullwachstum 
zu fordern. Im Gegenteil: Wir brauchen jedes 
mögliche Wachstum, um die Bedürfnisse einer 
rapide wachsenden Menschheit zu befriedi-
gen. Aber uns in unserer überentwickelten 
Welt und ihrer verschwenderischen Wegwerf-
gesellschaft steht nun Genügsamkeit, wenn 
nicht einschneidende Sparsamkeit ins Haus, 
und das gilt auch für jene Teile der Arbeiter-
klasse, deren Lebensweise und -Standard de-
nen der traditionellen Oberschichten nahe-

kommen, die aber nicht erwarten können, daß 
ihre ausgebeuteten Brüder in der Dritten Welt 
der Ausbeutung entgehen können, wenn nicht 
deren Lohnniveau ein Stück weit dem eigenen 
angeglichen wird. Aber die größten Opfer 
müssen die Superreichen bringen und ihr um-
fangreicher Anhang in unserem System der 
Trusts und Konzerne. Die Zeit von „Wein und 
Rosen“ ist vorüber.
Wenn ich predige, will ich damit kein Spiel-
verderber sein. Ich hätte am liebsten eine 
Welt, in der alle alles, was sie bietet, genießen 
können. Aber das ist utopisch in einer Welt, in 
der so viele Milliarden leben. Und eine Welt, 
in der die Bonbons gerechter und fairer ver-
teilt sind, wäre mir viel lieber als eine Hob- 
bes'sche, in der die Menschen um Churchills 
„letzte Krümel" kämpfen. Aber um dahin zu 
kommen, muß Außenpolitik wie überhaupt 
jede Politik sich an der Zukunft orientieren, 
muß sie die Interessen zukünftiger Generatio-
nen zum Maßstab machen. Weil, darauf hat Jo-
nas hingewiesen, das Nichtexistente keine 
Lobby hat und die Ungeborenen machtlos 
sind15), müssen alle, die um sie besorgt sind, 
ihre Lobbyisten werden.

,15) Hans Jonas, a.a.O., S. 55.
16) In ziemlich unamerikanischer Weise behaupten 
wir, wir seien „das großartigste Land der Erde". Das 
ist ein Zeichen von Unreife. Ich erinnere mich mei-
nes eigenen kindlichen oder jugendlichen Enthusi-
asmus in der Zeit des Ersten Weltkriegs. Für mich 
in Deutschland galt „Deutschland über alles". Aber 
für die Deutschen war die Niederlage 1918 eine 
Lektion, wenigstens bis Hitler viele von ihnen wie-
der mit seinen Visionen von der „Herrenrasse” infi-
zierte. Die Zeppeline und Schlachtschiffe aber, mit 
denen die Jungs zu jener Zeit Krieg „spielten", wa-
ren rein nichts, verglichen mit dem, womit unsere 
Generäle und andere Jungs aus Militär und Indu-
strie heutzutage herumspielen und damit beden-
kenlos unser aller Existenz aufs Spiel setzen. Man 
ist sich der tödlichen Gefahr zu wenig bewußt. Die 
Amerikaner haben nie die Erfahrung einer Nieder-

Ich weiß sehr wohl, daß der allgemeine Trend 
der Einstellungen und der Politik, zumindest 
in den USA, in die entgegengesetzte Richtung 
geht. Alles dreht sich um Probleme des Wett-
bewerbs, um Rüstungsfragen und anderes 
mehr, statt um globale Anstrengungen, wie 
etwa um die Bemühung, den Frieden mit den 
anderen Ländern und vor allem mit der ande-
ren Supermacht zu sichern. Die augenblickli-
che Angst davor, schwach und unvorbereitet 
zu sein, die teilweise der Niederlage in außen-
politischen Abenteuern entsprungen ist, ent-
spricht einem früheren Stadium der menschli-
chen Entwicklung. Dieser Drang zu herrschen, 
„Nummer eins" zu sein in einer Arena des 
Wettbewerbs und Kampfes16), ist ein Bedürf-



nis, das mit uralten, aber jetzt überholten 
Weltbildern und Vorstellungen verknüpft 
ist.
Ich möchte schließen mit ein paar Bemerkun-
gen über den mehr allgemeinen Einfluß, den 
die Wahrnehmung ihrer Welt auf die Lebens-
gestaltung der M 17enschen hat ).  Von der Wei-

lage in einem Weltkrieg gemacht, seit den Zeiten 
des Bürgerkriegs nie die Schrecken eines Gemet-
zels auf ihrem eigenen Boden erfahren; die meisten 
sind selbst für die Erinnerung an Hiroshima zu jung. 
Kaum einer kann sich die Wirkung auch nur einer 
einzigen Atomexplosion in einer Metropole vorstel-
len. Deshalb dauert es lange, bis sie begreifen, daß 
auf diesem Planeten niemand mehr Nummer Eins 
sein kann. Und die Erkenntnis, daß es für uns nur 
eine Welt geben kann, in der wir nicht mächtiger 
sein können als alle anderen zusammen, schmeckt 
solchen Führern nicht, die sich lieber auf den guten 
alten Chauvinismus verlassen, weil sie keine Erfah-
rungen in außenpolitischer Praxis haben, jene not-
wendigen, aber wenig einträglichen, geduldigen 
und hartnäckigen Bemühungen, ohne die nicht ein-
mal bescheidene Ergebnisse erzielt werden kön-
nen.
In diesem Zusammenhang sind die Reaktionen 
zweier Lenker amerikanischer Außenpolitik inter-
essant. Beide finden sich in Universitätsansprachen. 
Die von John F. Kennedy in seiner Rede vor der 
American University kurz nach der Kuba-Krise 
zeigt einen Staatsmann, der den Weg zur Zusam-
menarbeit öffnen wollte, nachdem er der Gefahr der 
totalen Vernichtung ins Auge geblickt hatte; Cyrus 
Vance hat zwei Jahrzehnte später in seiner Har-
vard-Rede Kennedys Überzeugung neu formuliert: 
„Es ist noch nicht zu spät, aber vielleicht bald .... 
Wenn wir nicht handeln, werden wir uns eines Ta-
ges fragen, warum wir uns von Tagesproblemen 
blenden ließen und eine lebenswichtige langfristige 
Möglichkeit versäumten." (New York Times vom 
6. Juni 1980.) Aber das war die Ansicht eines führen-
den Mannes, der wegen der wütenden Angriffe der 
Falken auf eine Politik der Mäßigung und Vernunft 
zurücktreten mußte. |
17) Wahrnehmung beruht auf Bewußtsein und Infor-
mation. Ein großer Teil der Weitsicht von Politikern 
hängt von Reichweite, Ausführlichkeit und Syste-
matik ihrer Information ab. Ich habe an anderer 
Stelle erörtert, wie das amerikanische Establish-
ment das, was man die „niederen" oder „sozialen“ Zu-
stände nennen könnte, vor allem in der Dritten 
Welt, ignoriert (siehe meinen Artikel „Weltbild und 
Bewußtwerdung — Vernachlässigte Faktoren beim 
Studium der internationalen Beziehungen", in: Aus 
Politik und Zeitgeschichte, B ll/80v. 15. März 1980). 
So schlecht hatte der CIA und andere Nachrichten-
dienste die amerikanische Führung über die Zu-
stände im Iran vor der Revolution unterrichtet, daß 
Präsident Carter noch 1979 bei seinem Besuch in 
Teheran den Schah mit folgenden Worten begrüßen 
konnte: „Iran unter der Führung des Schah ist eine 
Insel der Stabilität in einer ziemlich unruhigen Ge-
gend dieser Welt." Man kann annehmen, daß sich 
auch nach dem iranischen Debakel im Hinblick auf 
Länder und Gesellschaftssysteme, die sich als ähn-
lich instabil erweisen könnten, nicht viel gebessert 
hat (s. z. B. für Saudi-Arabien Peter Lubin, Gulf Fol-
lies, Middle East Review, 12 (3), Frühjahr 1980, 
S. 9 ff.).

se, wie nicht nur Menschen, sondern alle Lebe-
wesen ihre Welt sehen, hängt es ab, ob und 
wie sie überleben. Je genauer, je umfassender, 
je differenzierter ihre Wahrnehmung ist, desto 
größer sind ihre Überlebenschancen. Das gilt 
nicht nur für das Individuum, sondern für die 
ganze jeweilige Gattung. In der menschlichen 
Geschichte hat sich im Laufe der Jahrtau-
sende der Prozeß von Information und Wahr-
nehmung nicht nur räumlich erweitert (um 
schließlich den ganzen Planeten als Heimat zu 
begreifen) und nicht nur zeitlich (man erfährt 
die Welt als Vergangenheit, Gegenwart und 
Zukunft), sondern auch im Hinblick darauf, 
was notwendig war, damit einzelne Gruppen 
als gesellschaftlich und kulturell organisierte 
Gruppen überleben konnten. Die Wahrneh-
mung der Welt als Arena, in der politische 
Gruppen um Wohlstand, Macht usw. kämpfen 
müssen, ließ immer größere Nationalstaaten 
gedeihen. Heutzutage garantiert eine solche 
Sichtweise nicht einmal mehr das Überleben 
der Stärksten. Die Menschheit kann heute 
entweder als Ganzes überleben, oder sie ist 
zum Untergang verurteilt. Sie wird unterge-
hen, wenn wir die überholten Weltbilder ver-
gangener Epochen nicht über Bord werfen — 
Weltbilder, in denen die Möglichheit und Ge-
fahr des Untergangs der menschlichen Rasse 
keine Rolle spielte, keine Rolle zu spielen 
brauchte. Die Menschheit hat nur dann eine 
Überlebenschance, wenn unsere Wahrneh-
mung der Welt sich erweitert, d. h. die globa-
len Gefahren, die ich dargestellt habe, einbe-
zieht und wenn wir unser gesamtes politisches 
und sonstiges Handeln gemäß dieser Erkennt-
nis gestalten.

Ich weiß, daß ich mit dieser Forderung nach ei-
ner radikalen Neuorientierung zu einer Min-
derheit gehöre, einer kleinen Gruppe von Phi-
losophen wie Hans Jonas, Ökologen wie Barry 
Commoner und ein paar Praktikern wie Ro-
bert McNamara. Zum Beruf des Intellektuel-
len gehört es, Weltbilder zu produzieren. 
Wenn man bedenkt, daß sich heute sogar un-
ter den Intellektuellen so viele „um die Fahne 
scharen", d. h. sich auf nationalen, wenn nicht 
chauvinistischen Provinzialismus zurückzie-
hen, mögen die Einschätzungen und Vorstel-
lungen dieser Minderheit utopisch erschei-
nen. Aber beim augenblicklichen Zustand die-
ser Welt könnte es sein, daß „Realismus" übli-
cher Art zum Untergang führen, wogegen sich 
das scheinbar Utopische als Weg zum überle-
ben erweisen könnte. Wahrlich, wir stehen 
wirklich an einem Scheideweg.



Hans Rühle

Die Außenpolitik der Regierung Reagan

I. Vorbemerkungen

Es gehört zum Ritual von Wahlkämpfen in 
westlichen Demokratien, daß die Herausfor-
derer die Notwendigkeit fundamentaler Ver-
änderungen für unabweisbar und sich selbst 
für die einzig möglichen Vollstrecker dieses 
Wandels halten. Der zweite Teil dieses Rituals 
vollzieht sich in der Regel in der Weise, daß 
dann, wenn die Herausforderer gewählt sind 
und damit der Ernst des verantwortlichen po-
litischen Handelns auch die Rhetorik zu prä-
gen beginnt, aus den verbalen Revolutionen 
von einst sehr schnell bescheidene Verbesse-
rungsvorschläge werden.

Es gibt vor diesem Hintergrund allgemeiner 
politischer Erfahrung daher nicht wenige, die 
eine ähnliche Entwicklung auch für die Politik 
der Reagan-Administration vorhersehen. 
Zwar dauere diese Umstellung von Wahl-
kampfrhetorik auf Regierungspraxis bereits 
jetzt, so wird eingeräumt, erheblich länger als 
allgemein üblich, dies sei aber wesentlich dar-
auf zurückzuführen, daß Reagan und seine 
Wahlkämpfer so drastische Veränderungen 
für notwendig erklärt hätten, daß man der Öf-
fentlichkeit eine längere Zeit für das er-
wünschte Vergessen oder Verdrängen der 
einstigen „Notwendigkeiten" zugestehen müs-
se. Jedenfalls, so diese Argumentation, sei die 
bisherige Zurückhaltung hinsichtlich der öf-
fentlichen Darlegung eines detaillierten au-
ßenpolitischen Konzepts doch wohl ein un-
übersehbares Indiz dafür, daß Reagan offen-
sichtlich Schwierigkeiten habe, die außenpoli-
tischen Höhenflüge des Wahlkampfes in prak-
tische Politik umzusetzen.

Doch wer dies glauben sollte, irrt. Ein außen-
politisches „business as usual" kann und wird 
es in den Vereinigten Staaten nicht geben. Es 
ist das Besondere des hohen Wahlsieges von 
Ronald Reagan, daß ihm, der immer den 
grundsätzlichen Wandel gefordert hatte, da-
mit ein Mandat für Veränderungen der ameri-
kanischen Politik übertragen wurde, das nicht 

zu Unrecht von vielen mit Franklin D. Roose-
velt und dem Jahre 1932 in Zusammenhang 
gebracht wird. Damals war unter dem alles be-
herrschenden Eindruck der Depression der 
Demokrat Franklin D. Roosevelt gewählt wor-
den; seine Partei hatte er als die Partei „des 
Volkes", „der Vergessenen", „der Unbedeuten-
den", der „einfachen Leute" definiert und die 
Konservativen unter überwältigender Zustim-
mung der Öffentlichkeit zu „ökonomischen 
Royalisten" gestempelt, deren Heimat die 
Maklerbüros und die Börse seien. Auf der Ba-
sis dieser politischen Grundkonstellation be-
herrschten die Demokraten nahezu 50 Jahre 
lang nicht nur die amerikanische Politik; ihre 
Philosophie, der politische Liberalismus, 
wurde auch zur dominierenden geistigen Strö-
mung dieser Zeit. Und ebenso wie damals 
viele Analytiker vorhergesagt hatten, daß die 
Konservativen ein Gutteil dieser neuen Poli-
tik adaptieren müßten, wenn sie mehrheitsfä-
hig bleiben wollten, so weisen heute nahezu 
alle Kenner der amerikanischen Szene — ins-
besondere die Amerikaner selbst — darauf 
hin, daß sich in den Vereinigten Staaten eine 
Tendenzwende, eine Veränderung der politi-
schen Wertehierarchie, vollzogen habe, die 
nunmehr von den Demokraten um ihres politi-
schen Überlebens willen eine graduelle An-
passung verlange. Mit seinem fundamentalen 
Veränderungsanspruch liegt Reagan daher so-
zusagen „im Trend“. Ein Grund für ihn, diesen 
Anspruch zu relativieren, ist zumindest inso-
weit nicht zu erkennen, als es sich um die Er-
wartungen der Mehrheit der Wähler und — 
wie die Ergebnisse der ersten Abstimmungen 
im Kongreß gezeigt haben — der überwiegen-
den Anzahl der Politiker handelt.

Reagans Probleme mit der Außenpolitik sind 
anderer als grundsätzlicher. Natur. Schon die 
ersten Berichte über den Neokonservativis-
mus hatten viele in Europa, die sich an das 
„süße Leben" der Entspannungspolitik ge-
wöhnt hatten, aufgeschreckt.-Die politischen 



Einlassungen Reagans und seiner Berater vor 
der Wahl vertieften dieses Erschrecken. Nach 
Reagans Wahl aber, als man die Umsetzung 
seiner politischen Vorstellungen unausweich-
lich ins Kalkül zu ziehen hatte, begann sich in 
Europa Widerspruch zu regen — vielfach offi-
ziöser, manchmal sogar offizieller Natur. Für 
Reagan und seine Mannschaft stellte sich 
fortan und bis heute das Dilemma, einerseits 
ein nationales Mandat für möglichst tiefgrei-
fende Veränderungen der amerikanischen 
Außen- und Sicherheitspolitik zu haben, ande-
rerseits aber einem internationalen, insbeson-
dere bündnisinternen Druck nach möglichst 
geringfügigen Modifizierungen wesentlicher' 
Aspekte dieser Politikbereiche ausgesetzt zu 
sein. „Wir müssen den Eindruck ändern, ah än-
dere sich alles", zitierte die Washington Post 
jüngst einen Verantwortlichen des amerikani-
schen Außenministeriums1). Diese Einlassung 
galt zwar auch für den amerikanischen Innen-
gebrauch hinsichtlich der Probleme Iran, Tai-
wan, Panama-Kanal und Nord/Süd-Verhand-

1) Don Oberndorfer, Foreign Policy: Changes Vast, 
Pace Cautious, in: The Washington Post, 10. Mai 
1981.
2) Aus guten Gründen, manchmal aber auch in we-
niger guter Absicht, sind die meisten der bisher er-
schienen Artikel über die neue amerikanische Au-
ßen- und Sicherheitspolitik mit Literatur und Äuße-
rungen bestritten worden, die vor der Wahl nieder-
geschrieben bzw. gemacht waren. Die guten Gründe 
hierbei waren, daß man in Ermangelung konkreter 
Aussagen unmittelbar nach der Wahl durch Ana-
lyse der Beiträge von Ministern und Beratern der
Reagan-Administration, die diese für die Wahl und 
damit mit durchaus programmatischem Charakter 
veröffentlicht hatten, tieferen Einblick in die Ge-
dankenwelt und in die Vorstellungen möglicher Po-
litik dieser Leute zu erhalten hoffte. Die weniger 
gute Absicht bei dieser Analyse der Wahlkampflite-
ratur war in manchen Fällen unzweifelhaft, Reagan 
mit allem zu identifizieren, was von konservativer 
Seite in diesem Wahlkampf geäußert worden war — 
und das war angesichts des breiten Spektrums des 
neuen und alten politischen Konservativismus in 
den USA eine ganze Menge, Erfreuliches und Uner-
freuliches, Kluge? und weniger Kluges. Aber es war 
eben auch Autorisiertes und Nichtautorisiertes. Die 
nachfolgenden Ausführungen stützen sich demge-
genüber wesentlich auf offizielle Erklärungen und 
politische Akte der neuen Regierung. Die Ver-
weise auf früher Gesagtes dienen nur zum Beweis 
der Kontinuität oder Diskontinuität zwischen der 
Zeit vor und nach der Wahl. Darüber hinaus ist vie-
les des nachfolgend Dargestellten Ausfluß einer 
Reihe von persönlichen Gesprächen des Verfassers 
mit einigen der handelnden Personen. Insoweit 
kann der Verfasser weder die wissenschaftlichen 
Belege für seine Aussagen erbringen, noch ist es 
ihm aus einsichtigen Gründen möglich, Namen zu 
nennen. Buchveröffentlichungen mit wichtigem 
Hintergrundmaterial zur Außen- und Sicherheits-
politik der Reagan-Administration sind:

lungen, sie gilt aber vor allem für Europa. In 
diesem Zusammenhang wird auch deutlich, 
warum insbesondere aus Europa die heftig-
sten Klagen kommen, der Regierung Reagan 
fehle es an klarer und detaillierter Program-
matik für ihre Außen- und Sicherheitspolitik. 
In Wirklichkeit ist es nicht die Unklarheit 
über einen unbekannten, sondern der Unwille 
über einen deutlich erkennbaren außen- und 
sicherheitspolitischen Kurs, der sich in einem 
verzweifelt undifferenzierten „Wir wissen 
nicht, wie es weitergehen soll" der Europäer 
manifestiert. Daß im übrigen die Detailpla-
nung der amerikanischen Außen- und Sicher-
heitspolitik in der Tat noch vielfach fehlt, soll 
hierbei gar nicht bestritten werden. Nur — um 
diese Details geht es gegenwärtig bei denen, 
die sie anmahnen, in der Regel gar nicht. Es 
geht um mehr, um viel mehr: Amerika hat in 
den Augen vieler europäischer Regierungen 
offenbar solange keine klare Außenpolitik, als 
diese nicht mit den europäischen Vorstellun-
gen übereinstimmt2).
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II. Politische Rahmenbedingungen

Als Ronald Reagan am 17. März 1980 vor dem 
Chicago Council on Foreign Relations eine 
programmatische Rede über „Frieden und Si-
cherheit für die achtziger Jahre" hielt, galten 
seine ersten Sätze nicht, wie man hätte erwar-
ten dürfen, den äußeren Gefahren für Amerika 
und seine Verbündeten, sondern der amerika-
nischen Inflationsrate, den Zinssätzen, der 
Produktivität und der Energieversorgung. Und 
das aus gutem Grund. „Wir können", sagte 
Reagan damals, „ohne eine starke Wirtschafts-
politik, die im Inland und auf dem Weltmarkt 
erfolgreich ist, unseren Verpflichtungen in der 
Welt nicht nachkommen"3). Dies galt damals 
und gilt heute. Das politische Schicksal der 
Regierung Reagan wird im Bereich der Wirt-
schaftspolitik entschieden. Reagan weiß dies 
— alle wissen es. Höchste Priorität im Gesamt-
konzept der Reagan-Administration hat daher 
konsequenterweise die Wirtschaftspolitik. 
Nur wenn es gelingt, die amerikanische Wirt-
schaft zu beleben und neue Arbeitsplätze in 
erheblicher Anzahl zu schaffen, werden die 
folgenden Haushaltskürzungen auch ihren po-
tentiell negativen Charakter verlieren.

5) Stanley Hoffmann, Requiem, in: Foreign Policy 
Nr. 42, Frühjahr 1981, S. 25.
6) In einem jüngst veröffentlichten Beitrag von
Stanley Sloan, Defense Burden Sharing, U.S. Rela-
tions with NATO Allies and Japan, Issue Brief, The 
Library of Congress, Congressional Research Serv-
ice, Washington, Juni 1981, werden die Verteidi-
gungsbeiträge aller NATO-Mitgliedstaaten und Ja-
pans detailliert aufgelistet. Besonders interessant 
ist jedoch der Hinweis auf einen Bericht, den die Re-

Diese Aufgabe ist groß, nicht wenige meinen 
zu groß, um bereits kurzfristig zum Erfolg füh-
ren und Geld und guten Willen für außenpoli-
tische Aufgaben und sicherheitspolitische 
Programme zur Verfügung «teilen zu können. 
Auch dessen ist sich die Regierung Reagan 
voll bewußt. Nicht ohne Grund zitierte der 
amerikanische Präsident am Ende seiner Rede 
vor beiden Häusern des Kongresses am 
28. April fast beschwörend Carl Sandburg mit 
den Worten: „Alles, was wir für den Anfang 
brauchen, ist ein Traum, daß wir es besser ma-
chen können als bisher."4) Zwar sind inzwi-
schen erste Erfolgsansätze im ökonomischen 
Bereich sichtbar; sie resultieren aber eher aus 
Veränderungen des allgemeinen politischen 
und ökonomischen Klimas als aus dem Grei-
fen der ersten konkreten wirtschaftspoliti-
schen Entscheidungen. Doch Ökonomie ist zu 
einem erheblichen Teil Psychologie. Das galt 
für den nachfrageorientierten Keynesianis-

3) Ronald Reagan, Frieden und Sicherheit für die 
achtziger Jahre. Ein politisches Konzept für die Ver-
einigten Staaten, abgedruckt in: Europa-Archiv, 
15/1980, S. 469.
4) Rede des amerikanischen Präsidenten vor den 
beiden Häusern des Kongresses vom 28. 4. 1981, ab-
gedruckt in: Amerika-Dienst, Dokumentation, Inter-
national Communication Agency, Embassy of the 
United States of America (im folgenden zitiert: 
Amerika-Dienst) vom 6. Mai 1981, S. 10. 

mus ebenso wie es für die neue, angebots-
orientierte amerikanische Ökonomie gilt. 
„Glaube ist alles, was wir brauchen" — erklärte 
der amerikanische Präsident in der bereits zi-
tierten Rede vor dem versammelten Kon-
greß.
Noch glauben sie fast alle in den USA an die 
Möglichkeit der baldigen Wiederherstellung 
einer gesunden amerikanischen. Wirtschaft. 
Noch besteht auch kein Anlaß, einen wirt-
schaftlichen Mißerfolg Reagans ernsthaft in 
Erwägung zu ziehen. Dennoch: Noch nie in den 
vergangenen Jahren hat eine Regierung ihren 
Erfolg bewußt und öffentlich von kurzfristig 
notwendigen, erheblichen Veränderungen 
ökonomischer Rahmendaten abhängig ge-
macht, wie dies die Reagan-Administration 
tut. Im Grunde ist dies nicht mehr und nicht 
w

5

eniger als der unmittelbare Einbruch einer 
traditionellen amerikanischen Überzeugung 
in die praktische Politik: Der Glaube an die 
„amerikanische Exzeptionalität" ).
Sollte der neuen amerikanischen Wirtschafts-
politik jedoch kein Erfolg oder nur ein Teiler-
folg beschieden sein, dann müßte dies unwei-
gerlich auf die gegenwärtig von großer öffent-
licher Unterstützung und überwältigender 
parlamentarischer Mehrheit getragenen 
Haushaltsansätze für außen- und sicherheits-
politische Bedürfnisse durchschlagen. Und 
nicht nur dies. In einem solchen Fall würden 
beim derzeitigen Image der Europäer, das we-
sentlich durch die erkennbare Zurückhaltung 
bei Verteidigungsausgaben geprägt ist, die 
verbleibenden Ressourcen auf Programme 
konzentriert, die dem unmittelbaren Schutz 
Amerikas dienen, d. h. insbesondere dem Aus-
bau der strategischen Waffen. Reagan müßte 
sich hierfür nicht einmal besonders rechtferti-
gen. Es gibt heute in den USA einen nationa-
len Konsens — der im übrigen den Fakten ent-
spricht und durch noch so schlaue Rechen-
exempel und Vergleiche nicht aus der Welt 
geschafft werden kann —, daß alle europäi-
schen Staaten für ihre äußere Sicherheit weni-
ger tun, als sie könnten und sollten6). Sollte 



Reagan daher auch nur einen ökonomischen 
Teilerfolg für sich buchen können, wird ihm 
das zwar innenpolitisch zum überleben aus-
reichen7), die eigentlich Getroffenen aber wä-
ren die westeuropäischen Staaten. Das vorher-
sehbare Ergebnis einer auf diese Weise ver-
minderten Verteidigungsfähigkeit der NATO 
wäre zumindest eine erneute Versuchung für 
so manchen NATO-Staat, dieses Problem im 
Wege einer Sonderbeziehung zur Sowjetunion 
zu lösen.

8) Richard Allen, der National Security Adviser des 
Präsidenten, hat dieses Problem, selbstverständlich 
in der gebotenen Form, unmißverständlich ange-
sprochen in seiner Rede anläßlich der Conservative 
Political Action Conference vom 21. März 1981 (ab-
gedruckt in: Amerika-Dienst vom 25. 3 1981). Doch 
auch selbst ein Mann wie Stanley Hoffmann, der ge-
genwärtig als Wortführer der liberalen Intellektuel-
len gelten darf, hat in seinem schon zitierten „Re-
quiem" auf Carter registriert, daß in Europa Rü-
stungskontrolle der notwendige Begleiter jeder 
Verteidigungsanstrengung sei — „und sei es auch 
nur für die öffentliche Meinung".
9) Uwe Nerlich, Einige Aspekte der Außen- und Si-
cherheitspolitik der neuen Administration in Wa-
shington, Arbeitspapier der Stiftung Wissenschaft 
und Politik, Ebenhausen, Mai 1981, S. 8.

Doch auch wenn Reagans Wirtschaftspolitik 
ein voller Erfolg werden sollte, bedeutet dies 
keineswegs, daß das oben beschriebene Bild 
der Europäer als Kostgänger der USA ohne 
Konsequenzen bleiben würde. Mehr noch: 
Wenn sich in Amerika der Eindruck verfesti-
gen sollte — der im übrigen auch schon als 
Teil des nationalen Konsenses in außen- und 
sicherheitspolitischen Fragen bezeichnet wer-
den kann —, daß einige europäische NATO- 
Staaten an ihrer selbst definierten Form der 
Entspannungspolitik festhalten, Rüstungskon-
trolle über Verteidigungsfähigkeit stellen und 
die westlichen Sicherheitsbedürfnisse in der 
Golfregion ausschließlich rhetorisch zu bewäl-
tigen versuchen sollten, wird eine amerikani-
sche Reaktion in Richtung auf ein verminder-
tes Engagement in Europa unausweichlich 
sein. Nicht ohne Grund hat ein der demokrati-
schen Partei angehörender, als verantwor-
tungsvoll und europafreundlich bekannter Se-
nator einigen Freunden kürzlich ernsthaft zu 
bedenken gegeben, daß bei Fortsetzung der 
Politik einiger westeuropäischer Staaten ein 
neues „Mansfield Amendment" zur Reduzie-
rung amerikanischer Truppenpräsenz in Eu-
ropa zu erwarten sei — diesmal allerdings ini-

gierung Reagan dem Kongreß im März 1981 zum 
Problem der finanziellen Lastenteilung im Atlanti-
schen Bündnis übergeben hat. Dieser Bericht über 
Stand und Entwicklungen der Verteidigungsausga-
ben im Bündnis, der seit 1980 jährlich vom Verteidi-
gungsminister zu erstellen ist, enthält die schlichte 
Feststellung, daß die europäischen Alliierten wäh-
rend der letzten drei Jahre die verabredeten 3 % 
Steigerung nicht erreicht hätten. Der Bericht gibt zu 
bedenken, daß diese Nichterfüllung einer Bündnis-
verpflichtung durch die europäischen Alliierten von 
der Sowjetunion als „Schwächung unserer gemein-
samen Entschlossenheit“ verstanden werden 
könnte und zu „erheblichen Defiziten bei der Ver-
wirklichung verabredeter militärischer Maßnah-
men" führen könnte. Der Bericht schließt mit der 
Feststellung, daß, quantitativ gesehen, die europäi-
schen Alliierten zwar als Gruppe einen fairen Bei-
trag zur gemeinsamen Sicherheit leisteten, daß da-
bei aber einige Staaten mehr, andere Staaten jedoch 
weniger als einen „fairen Anteil“ trügen.
7) So Joseph S. Sisco, Selective Engagement, in: For- 
eign Policy, Nr. 42, Frühjahr 1981, S. 28. 

tiiert und getragen von einer konservativen, 
mehrheitsfähigen Gruppierung.
Von besonderer Brisanz ist in diesem Zusam-
menhang die vielfach zum Ausdruck kom-
mende amerikanische Überzeugung, daß die 
Politik einiger westeuropäischer Staaten — 
und hier insbesondere die der Bundesrepublik 
— sich völlig von der Bedrohung gelöst habe 
und nur noch die Funktion habe, die parla-
mentarische und außerparlamentarische 
Linke zu beruhigen8). Grundsätzlich ist eine 
Verminderung des amerikanischen Engage-
ments in Europa in der Politik Reagans nicht 
angelegt. Nicht nur spielt die weltweite Her-
ausforderung der USA durch die Sowjetunion 
eine erhebliche Rolle in Reagans Denken; in 
allen politischen Äußerungen der Reagan- 
Administration — ob vor oder nach der Wahl 
— wird als „Schlüsselkömponente" einer Poli-
tik verstärkter Verteidigungsanstrengungen 
auch die „Wiederherstellung der Allianzbezie-
hungen" bezeichnet. Es sollte jedoch in Europa 
nicht übersehen werden — und hierauf hat 
Uwe Nerlich kürzlich hingewiesen9) —, daß 
von den beiden Grundfiguren amerikanischen 
politischen Verhaltens, die zum republikani-
schen Wahlsieg geführt haben — nämlich 
mehr Härte gegenüber nichtautorisierter Ge-
walt und weniger Paternalismus, wo Selbstver-
antwortung möglich ist —, insbesondere auch 
der zweite Aspekt in der Sicherheitspolitik 
der USA zum Ausdruck kommen könnte, 
wenn es dort zu ähnlichen Belastungen kom-
men sollte, wie sie die amerikanische Öffent-
lichkeit am 4. November in der Innenpolitik 
empfunden hat.
Nerlich: „Diese Grundhaltung, bei der der 
Bund seine Verantwortung für Versorgung 
und Sicherheit auf ein Minimum reduzieren 
soll und soziale Sicherheit als Resultat einer 
Re-Vitalisierung der Gesellschaft, vor allem 
im wirtschaftlichen Bereich, erwartet wird, ist 
zwar mit erhöhter Verteidigungsbereitschaft 



und entsprechenden Opfern zu vereinbaren. 
Sie ist es hingegen nicht mit einer Bündnishal-
tung, bei der die USA Leistungen zum Schutz 
der Lebensinteressen Dritter erbringen, die 
Nutznießer selbst jedoch zu entsprechenden 
Leistungen nicht bereit sind — unter anderem, 
weil man der Bevölkerung keine entsprechen-
den sozialen Opfer zumuten zu können glaubt, 
obwohl diese Staaten von den Folgen unzurei-
chender Sicherheitsvorkehrungen viel unmit-
telbarer betroffen wären als die USA und ins-
besondere die soziale Sicherheit dann, etwa im 
Falle gewollter Störungen in der Ölversor-
gung, gerade dort am stärksten gefährdet 
wäre, wo man derzeit glaubt, der Bevölkerung 
zum Zwecke erhöhter Sicherheit keine Opfer 
zumuten zu dürfen."10 )

12) Joseph S. Sisco, Selective Engagement, a. a. O., 
S. 27.

Erste offizielle amerikanische Äußerungen, 
die diesen Problemen gewidmet waren — 
ohne allerdings die Konsequenzen zu nen-
nen —, wurden in der alten Welt teilweise hy-
sterisch kommentiert11 ). Doch das ändert 
nichts. Amerika verlangt sich gegenwärtig viel 
ab und erwartet von anderen, die mit ihm im 
gleichen Boot sitzen, zumindest ähnliches. 
Verstärkt wird diese Tendenz, Europas allzeit 
als unakzeptabel empfundenen Beitrag zur ge-
meinsamen Sicherheit nicht mehr wohlwol-
lend zu ignorieren, durch eine regionale Ver-
schiebung des politischen Einflusses und der 
wirtschaftlichen Macht von der Ostküste in 
den „Sonnengürtel" Amerikas. Dies drückt sich 
nicht nur in der Rekrutierung der neuen Ad-
ministration — und hier insbesondere derer 
im Weißen Haus — aus, dies bedeutet auch, 
daß es Europa künftig mit Eliten zu tun haben 
wird, die traditionell weit weniger nach Euro-
pa hin orientiert sind, als das schon sprich-
wörtliche „Ostküsten-Establishment". Es 
dürfte künftig daher weder besonders aus-
sichtsreich sein, die Geschichte und Kultur 
der alten Welt in die transatlantische Waag-
schale zu werfen, noch läßt sich gegenüber der

10) Ebd.
11) Richard Allen sprach in seiner Rede vom 
21. März 1981 von „unkontrollierbar gewordenen 
Sozialprogrammen" europäischer Staaten. Verteidi-
gungsminister Caspar Weinberger erklärte anläß-
lich einer Rede in Chicago am 5. Mai 1981 seine 
Hoffnung, daß die Alliierten dem amerikanischen 
Beispiel folgen, öffentliche Ausgaben für andere als 
Verteidigungszwecke kürzen und letztere erhöhen 
würden. Rede veröffentlicht als: News Release. Of-
fice of Assistent Secretary of Defense (Public Af-
fairs), Washington, 5. März 1981. 

stark inland- oder pazifikorientierten Wirt-
schaft des Sonnengürtels das Argument der 
schicksalhaften Abhängigkeit zwischen west-
lichen Industriestaaten über Gebühr strapa-
zieren. Die Toleranzschwelle dieser neuen Eli-
ten für „alliiertes Versagen" liegt deutlich tie-
fer als dies vorher der Fall war.
Auch wenn nach Carter, dessen Moralismus 
nicht nur eine notwendige Folge von Vietnam 
und Watergate war, sondern der hiermit zu-
gleich eine historische Mission für den inne-
ren Frieden Amerikas erfüllte, der Alptraum 
Vietnam endgültig vom kollektiven Gemüt 
Amerikas verschwunden ist, wäre es jedoch 
mißverständlich zu glauben, Amerika schlüpfe 
erneut in die Rolle des Weltpolizisten. Es gibt 
— trotz mancher Äußerungen von nichtautori-
sierten konservativen Politikern und Publizi-
sten — in den USA auch einen breiten Kon-
sens, der die tragenden Kräfte der Regierung 
mit einschließt, eine Politik des „selektiven 
Engagements" zu betreiben, „die sich auf Prio-
ritäten und Interessen gründet, die das ameri-
kanische Volk versteht und unterstützt"12 ). Es 
ist dies mit anderen Worten das, was Walter 
Lippman einst als dritte Option amerikani-
scher Politik zwischen Globalismus einerseits 
und Isolationismus andererseits bezeichnet 
hat: eine Politik der Einfluß-Sphären. Die 
harte Rhetorik Reagans und seiner Umgebung 
gegenüber den weltweiten Aktivitäten der So-
wjetunion und die vielfach bekundete Absicht, 
wieder die stärkste Militärmacht der Welt zu 
werden, signalisieren daher keinen weltwei-
ten Interventionismus, wohl aber den Willen, 
Amerikas Politik in jenen Regionen durchzu-
setzen, wo man sich engagiert hat. In dieser 
Konzeption liegt sicherlich eine der Folgen 
des Geiselsyndroms. Das Erlebnis, von „tollwü-
tigen Ayatollahs" tief gedemütigt worden zu 
sein, hat tiefe Spuren in der nationalen Psyche 
Amerikas zurückgelassen und begünstigt 
zwangsläufig Reagans tiefe Einschnitte in den 
Sozialhaushalt. Doch eben diese Tatsache, daß 
Amerika sich nur selektiv engagieren wird, 
könnte Probleme für Europa bringen, wenn die 
alte Welt glauben sollte, als vermeintlicher 
Nabel der Welt von Amerika auf alle Fälle und 
somit unter begrenzter, möglicherweise sogar 
nur bescheidener eigener Beteiligung be-
schützt zu werden.



III. Umrisse der neuen amerikanischen Außenpolitik

Das Verhältnis zur Sowjetunion

Im Zentrum der neuen amerikanischen Au-
ßenpolitik steht die äußerst skeptische Beur-
teilung der Sowjetunion. Präsident Reagan hat 
dieser Beurteilung in einer seiner ersten Pres-
sekonferenzen auf eine Weise Ausdruck gege-
ben, die nichts an Deutlichkeit zu wünschen 
übrig läßt. Er kenne keinen Führer in der Ge-
schichte der Sowjetunion, so Reagan, der nicht 
die Weltrevolution als Ziel genannt hätte. Zu 
diesem Zweck würden die Sowjets jedes Ver-
brechen begehen, lügen, betrügen und all dies 
schließlich auch noch als moralisch bezeich-
nen13 ). Zwar war Reagan danach, wie sich aus 
einem späteren Interview ableiten läßt, über 
diese Ausführungen nicht sehr glücklich, sie 
geben aber ein Spezifikum der neuen Sicht der 
Sowjetunion durch die amerikanische Admi-
nistration wieder: eine von den politischen 
Grundwerten ausgehende Re-Ideologisierung 
des Ost-West-Verhältnisses.

13) Pressekonferenz Präsident Reagans vom 29. Ja-
nuar 1981; teilweise abgedruckt in: Selected State-
ments, Departement of the Air Force, Washington, 
März 1981, S. 8.
14) Unterstaatssekretär für europäische Angelegen-
heiten im amerikanischen Außenministerium Law-
rence S. Eagleburger am 10. Juni 1981 vor dem Un-
terausschuß für Europa und den Nahen Osten des 
Außenpolitischen Ausschusses des Repräsentan-
tenhauses, abgedruckt in: Amerika-Dienst vom 
16.6. 1981, S. 4.

15) Vgl. hierzu: Reagans Interview mit Walter Cron- 
kite, abgedruckt in: Wireless Bulletin vom 5. 3. 1981, 
S. 5; Haigs Interview im McNeil/Lehrer Report, ab- 
gedruckt in: Wireless Bulletin vom 16.3. 1981, S. 8; 
Haigs Rede vor der American Society of Newspaper 
Editors vom 24. 4. 1981, abgedruckt in: Current Po- 
licy Nr. 175, United States Departement of State 
April 1981.
16) Rede Eagleburgers vom 10.6. 81, a. a. O., S. 7.

Dieser ideologische Unterbau der neuen ame-
rikanischen Außenpolitik wird zwar von den 
Vertretern des Außenministeriums etwas we-
niger spektakulär formuliert, doch auch hier 
ist er deutlich erkennbar, wenn etwa der Un-
terstaatssekretär für europäische Angelegen-
heiten im Außenministerium, Eagleburger, am 
10. Juni 1981 formulierte: „Die Ursachen der 
gegenwärtigen bilateralen Spannungen liegen 
in den grundsätzlich unterschiedlichen Sy-
stemen und Weltanschauungen."14 ) Doch 
schon der übernächste Satz dieser Ausführun-
gen, in dem es heißt, der bedeutsamste Faktor 
für die Verschlechterung des Verhältnisses 
zwischen den Supermächten sei „ein zuneh-
mender Mangel an Zurückhaltung der Sowjet-
union“, macht deutlich, daß in dieser abrupten 
Neuformulierung der Beziehungen zur So-
wjetunion auch die amerikanische Frustration 
deutlich wird, jahrelang umsonst den Versuch 
gemacht zu haben, die Sowjetunion auf welt-
politisch verantwortliches Handeln zu ver-

pflichten und sie als stabiles Element in das in-
ternationale System einzubinden. Mehr noch: 
Die Tatsache, daß Moskau in einer Dekade 
verbaler Entspannung, laufender Rüstungs-
kontrollverhandlungen und bewußter ameri-
kanischer Zurückhaltung sich durch den Aus-
bau seines militärischen Potentials zur stärk-
sten Militärmacht der Erde gemacht hat, hat 
zu einer Art nationaler Entrüstung geführt, die 
der Präsident in den Worten des Mannes auf 
der Straße durchaus angemessen wiedergab.
Die Umsetzung dieser harschen Rhetorik in * 
eine anwendbare Politik ist bisher nur in An-
sätzen, besser gesagt, in Einzelaspekten gelun-
gen. Die ausformulierte „Grand Strategy" für 
den Umgang mit der anderen Supermacht 
fehlt noch. Es steht jedoch außer Frage, daß 
diese neue Strategie auf der Basis des „link- 
age"-Gedankens aufgebaut wird, den Reagan 
schon im Wahlkampf favorisiert hatte und für 
dessen grundsätzliche Bedeutung es inzwi-
schen eine Reihe anderer Hinweise gibt15 ). 
Den letzten und deutlichsten Beweis in dieser 
Reihe lieferte Unterstaatssekretär Eaglebur-
ger anläßlich einer umfassenden Erklärung 
vor einem Unterausschuß des Kongresses, als 
er ausführte: „Linkage wird ein Grundsatz 
praktischen Handelns sein. Die Führung der 
Sowjetunion kann nicht erwarten, sich der 
Vorteile der Zusammenarbeit in Bereichen zu 
erfreuen, die für sie interessant sind, während 
sie gleichzeitig versucht, unsere Interessen zu 
untergraben. Allerdings sind die Vereinigten 
Staaten im Kontext angemessener und glaub-
würdiger amerikanischer Kapazitäten im Ver- 
teidigungs- und Regionalbereich sowie auf der 
Grundlage strikter Gegenseitigkeit der Vor-
teile offen für eine Ausweitung zum gegensei-
tigen Nutzen, sollte dies durch das sowjetische 
Verhalten gerechtfertigt sein."16 )
Dieses Konzept der „linkage", wonach jede Lei-
stung einerseits an eine angemessene Gegen-
leistung der anderen Supermacht gebunden 
ist, andererseits aber auch jede negative Reak-
tion die angemessene Gegenreaktion auslöst, 



ist zwar nicht neu, hat aber der Wirklichkeit 
nie standhalten können. Selbst die Politik des 
Erfinders der Linkage-Theorie, Henry Kissin-
ger, war am Ende nicht viel mehr als eine Poli-
tik einseitiger Vorleistungen, die auf positive 
Reaktionen der Gegenseite nur noch hoffte 
und schließlich betreten schwieg, wenn rezi-
prokes Wohlverhalten ausblieb oder gar rück-
gängig gemacht wurde. Und nicht nur dies. 
Auch der amerikanische Bestrafungsmecha-
nismus für politisches Fehlverhalten der Ge-
genseite ließ sich nicht durchhalten. Offenbar 
waren Risikobereitschaft und Konfliktfähig-
keit der Sowjetunion größer, als die USA er-
wartet hatten und worauf sie angemessen zu 
reagieren bereit waren.
Dies alles wissen die derzeit in den USA Ver-
antwortlichen gut genug. Und sie wissen auch, 
wie Carters Politik gegenüber der Sowjetuni-
on, die, wenn auch nicht so deklariert, eben-
falls eine Linkage-Strategie war, völlig schei-
terte. Sie scheiterte, weil schon von vorneher- 
ein die Bereiche des Wettbewerbes und der 
Zusammenarbeit nie 
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definiert wurden und die 
praktische Politik ständig zwischen Nicht- 
Linkage-Phasen und prononcierter Linkage- 
Politik oszillierte, um schließlich in einer Lin- 
kage-Orgie ) nach dem sowjetischen Ein-
marsch in Afghanistan unterzugehen. Er-
fahrung ist also reichlich vorhanden. Das Pro-
blem einer Linkage-Strategie liegt jedoch dar-
in, daß es ein planbares Aktions/Reaktions- 
Schema nicht geben kann, was zwangsläufig 
dazu führen muß, daß eine Linkage-Konzep- 
tion nie über die Formulierung allgemeiner 
Grundsätze hinaus konkretisiert werden kann. 
Nicht zuletzt dieses strukturelle Problem des 
außenpolitischen Konzepts der amerikani-
schen Regierung hat dazu geführt — und wird 
weiterhin zur Folge haben —, daß von Geg-
nern wie von Verbündeten Klagen wegen 
mangelnder Information, oder gar wegen ame-
rikanischer „Unkalkulierbarkeit" laut werden. 
Hier zeigt sich zugleich eine andere struktu-
relle Schwäche der Linkage-Konzeption. Sie 
ist in ihrer Bandbreite möglicher Reaktions-
formen zwischen „Belohnungen“ und „Bestra-
fungen" eine extrem instrumentell orientierte 
Konzeption, die eine grundsätzliche Beurtei-
lung und dauerhafte Einstufung der Umwelt in 
Freund und Feind nicht überzeugend zuläßt 
und daher nach außen — zu den Regierungen 
der Bündnispartner — und nach unten — zum 
eigenen Volk und zu den verbündeten Bevöl-
kerungen — schwer umzusetzen ist. Dennoch 
bleibt der amerikanischen Regierung keine

17) So Stanley Hoffmann, Requiem, a. a. O„ S. 13. 

andere Wahl, als diese komplizierte Strategie 
zur Erzwingung sowjetischer Zurückhaltung 
zur Grundlage ihrer Politik zu machen. Denn 
alle einfachen Konzepte sind entweder — wie 
das alte Konfrontationsmodell — nicht mehr 
durchführbar oder — wie das Detente-Modell 
— bereits gescheitert.
Zentrale Begriffe in der amerikanischen Poli-
tikkonzeption gegenüber der Sowjetunion 
sind daher die schon zu Kissingers Zeiten zu 
Ehren gekommenen Formulierungen „Zurück-
haltung“ und „Gegenseitigkeit". Sie sind ver-
bunden mit der zentralen Einsicht, daß die 
Durchsetzung einer auf diesen beiden Begrif-
fen beruhenden Politik gegenüber der Sowjet-
union nur auf der Basis militärischer Stärke 
möglich ist. Hieraus wird ein Programm abge-
leitet, das in drei Bereichen zur Stärkung der 
militärischen Position der USA gegenüber der 
Sowjetunion beitragen soll:
— Verstärkung des nationalen amerikani-
schen Militärpotentials zur Verbesserung des 
zentralen strategischen Kräfteverhältnisses;
— Belebung der Allianzen durch Verbesse-
rung der Konsultationsmechanismen — aber 
auch die Aufforderung an die anderen Allianz-
mitglieder, einen größeren Beitrag zur ge-
meinsamen Sicherheit zu leisten;
— Verbesserung der amerikanischen — aber 
auch der bündnisinternen — Fähigkeit zur 
Projektion militärischer Macht in die Dritte 
Welt im allgemeinen, in die rohstoffreichen 
Regionen im besonderen.
Eine besondere Facette der neuen amerikani-
schen Politik gegenüber der Sowjetunion ist 
die prononcierte Unterscheidung zwischen 
der östlichen Supermacht und den übrigen 
Staaten des sowjetischen Imperiums einer-
seits, den einzelnen Staaten Osteuropas unter-
einander andererseits. „Nichts wäre für unsere 
Interessen in diesem Teil der Welt schädli-
cher, als sie alle zu einem einzigen Block zu-
sammenzuwerfen. Jedes Land bietet für die 
Vereinigten Staaten ein besonderes Problem 
und eine besondere Möglichkeit."18 ) Zwar ist 
unverkennbar, daß diese Facette ihre gegen-
wärtige Bedeutung der Entwicklung in Polen 
und vielleicht auch der jugoslawischen „Ver-
gangenheit" Eagleburgers verdankt — er war 
dort Botschafter —. dennoch zeigt die ameri-
kanische Absicht, in den kleineren Ländern 
des Warschauer Paktes „einen evolutionären 
Wandel in Richtung auf größere Vielfalt und 
nationale Unabhängigkeit zu ermutigen"19), 
18) Rede Eagleburgers vom 10.6. 81, a. a. O., S. 3.
19) Ebd.



eine durchaus differenzierte Sicht der gesam-
ten Ostproblematik. Ob sie schließlich einmal 
politischen Ertrag abwerfen wird, ist eine an-
dere Frage.
Der konzeptionelle Anknüpfungspunkt der 
osteuropäischen Probleme ist für die amerika-
nische Regierung dabei die Vorstellung, den 
„peaceful change" nicht nur zur einzig legiti-
men Veränderungsform politischer Zustände 
zu machen, sondern ihn gleichzeitig als deut-
lich positives Element dem Status quo gegen-
über zu privilegieren. „Wir glauben an den 
peaceful change, nicht an den Status quo", hat 
Haig am 24. April 1981 erklärt. Zwar dürften 
diese Äußerungen vordergründig auf Latein-
amerika — dort als Defensivposition — und 
Osteuropa — dort als Offensivposition — ge-
zielt gewesen sein, jüngste Äußerungen von 
Reagan und Haig zeigen jedoch, daß dahinter 
die Überzeugung steckt, daß insbesondere die 
jüngsten Ereignisse in Polen und bekanntge-
wordene Unruhen in der sowjetischen Jugend 
„den Beginn vom Ende" des weltweiten Kom-
munismus und damit eine „säkulare" Entwick-
lung signalisieren20 ). Das Bemerkenswerte an 
dieser Sicht der Dinge ist, daß sie, ausgedrückt 
in Haigs Statement, zum erstenmal seit langer 
Zeit eine politisch offensive Konzeption er-
möglicht, die nicht, wie bisher, von westlicher 
Seite aus im wesentlichen auf Halten der Posi-
tion und damit auf eine Betonung des Status- 
quo-Gedankens hinausläuft, sondern mit der 
Mobilisierung des peaceful change als poten-
tiell destabilisierendem Faktor für den östli-
chen Herrschaftsbereich die Sowjetunion in 
die Defensive zu drücken versucht.

20) Vgl. u. a. Reagans Pressekonferenz im Daily 
Voice of America World Report, zit. in: Wireless 
Bulletin vom 23. 6. 81, S. 21.

21) Rede Eagleburgers vom 10. 6. 81, a. a. O., S. 4 ,
22) Grußwort des stellvertretenden amerikanischen 
Außenministers William Clark anläßlich des „Dia 
logkongresses Westeuropa-USA" in Alpbach/Tiro 
vom 21. 6. 81, abgedruckt in: Wireless Bulletin von1 
23. 6. 81, S. 20.
23) Ebd.

Grundlage der dieser Konzeption unterliegen-
den Überzeugung ist — nach den aktuellen Er-
eignissen in Polen und in der Sowjetunion — 
auch eine differenzierte Sicht der inneren 
Schwächen der Sowjetunion und des sowjeti-
schen Herrschaftsbereiches. Vor dem Hinter-
grund einer breiten Debatte in der amerikani-
schen Literatur, für die Seweryn Bialers „Sta-
lins Successors" nur ein Beispiel ist, wird die 
Zukunft der Sowjetunion auch in der Regie-
rung nicht mehr so einheitlich und ungefähr-
det beurteilt, wie noch vor wenigen Jahren. 
Die „inneren Schwächen" der Sowjetunion ge-
hören inzwischen zum Standardrepertoire der 
außenpolitischen Reden und Interviews der 
Reagan-Administration. Nur zögernd aller-
dings wird bisher öffentlich der Schluß gezo-
gen, welche Gefahr von einer innerlich zuneh-

mend schwächer werdenden, äußerlich aber 
militärisch starken Sowjetunion ausgehen 
könnte.
Obwohl „das Verhältnis zwischen den Verei-
nigten Staaten und der Sowjetunion selten ge-
trübter gewesen ist als gegenwärtig"21 ), bedeu-
tet dies nicht, wie man sich aufgrund sowjeti-
scher Andeutungen in Westeuropa derzeit al-
lenthalben und mit Nachdruck selbst einzure-
den versucht, daß alle Drähte zur Sowjetunion 
gekappt sind. Nicht ohne Grund führte der 
stellvertretende amerikanische Außenmini-
ster William Clark am 21. Juni im österreichi-
schen Alpbach aus: „Wir reden mit den So-
wjets täglich auf allen Ebenen."22 ) Er machte 
aber zugleich deutlich, daß die USA den in-
strumenteilen Charakter von Gesprächen 
bzw. Verhandlungen im politischen Konzept 
der Sowjetunion erkannt und sich darauf ein-
gestellt haben: „Wir nehmen nicht hin, daß Ge-
spräche benutzt werden, um uns von unseren 
Verbündeten zu trennen oder das Erreichen 
des wahren Friedens hinauszögern."23 )
Wenn dennoch Art und Ausmaß der Ost- 
West-Gespräche derzeit sich vergleichsweise 
bescheiden ausnehmen, dann hat dies drei 
Gründe. Zum einen ist die neue amerikani-
sche Administration mit ihren konzeptionel-
len Vorarbeiten noch nicht soweit, um in ei-
nen umfassenden Dialog mit der östlichen Su-
permacht einzutreten. Zum zweiten hat die 
Reagan-Administration die Absicht, von einer 
Position der Stärke aus zu verhandeln. Diese 
ist zwar kurzfristig nicht erreichbar; man geht 
aber davon aus, daß schon von der Verabschie-
dung wichtiger Programme genug Signalwir-
kung ausgeht, um der Sowjetunion eine Beur-
teilung ihres neuen westlichen Gegenspielers 
zu erlauben. Zum dritten schließlich will die 
neue amerikanische Regierung durch betonte 
Zurückhaltung bei Verhandlungsangeboten 
demonstrieren, daß sie zwar grundsätzlichen 
Wert auf Verhandlungen legt, aber darauf 
nicht unter allen Umständen angewiesen ist.
Natürlich hat diese Haltung der Amerikaner 
schon zu verschärften sowjetischen Reaktio-
nen geführt; die Sowjetunion dürfte jedoch in-
zwischen eingesehen .haben, daß hier ein 
neuer Wind weht. Größere Schwierigkeiten 
dürften die USA mit dieser generellen Ver-



handlungsstrategie allerdings mit ihren euro-
päischen Verbündeten haben, die mit aller 
Macht auf sofortige Wiederaufnahme des Rü-
stungskontrolldialogs drängen. Dieser Druck 
der Europäer hat inzwischen dazu geführt, daß 
für die Rüstungskontrollverhandlungen zwei 
verschiedene Konzepte entstanden sind: eines 
für den SALT-Prozeß, das voll in die allge-
meine Politik der USA gegenüber der Sowjet-
union eingebettet ist; und ein zweites für den 
eurostrategischen Bereich, dessen übergeord-
neter Gesichtspunkt eher das erfolgreiche 
Bündnismanagement ist.
Was den SALT-Komplex und damit die grund-
sätzliche Konzeption der neuen amerikani-
schen Regierung für Rüstungskontrollver-
handlungen anlangt, steht mit hinreichender 
Sicherheit fest, daß der neue Ansatz sich fun-
damental vom bisherigen Ansatz unterschei-
det. So wird Rüstungskontrolle insbesondere 
nicht mehr als etwas betrachtet, was sich iso-
liert von anderen Problemen der Ost-West- 
Bemühungen vollzieht. Von Anfang an hat 
Reagan darauf hingewiesen, daß Rüstungskon-
trolle im Kontext des gesamten Ost-West- 
Verhältnisses gesehen und hinsichtlich seiner 
Möglichkeiten bewertet werden muß. In ei-
nem Interview, das eine Woche nach der Wahl 
erschien, erklärte er unmißverständlich: „Ich 
stimme zu, daß es im Gegensatz zu bisher 
Linkage zwischen Rüstungskontrolle und al-

len anderen Problembereichen geben muß."24 ) 
Außenminister Haig drückte dieselbe Ansicht 
an 28läßlich einer Pressekonferenz am .  Januar 
1981 so aus: „Die USA beabsichtigen nicht Ver-
handlungen über oder Ratifizierung von Rü-
stungskontrollverträgen durchzuführen, ohne 
dabei die Aktivitäten der Sowjetunion außer-
halb des Rüstungskontrollbereiches in Be-
tracht zu ziehen. Dies ist die Kurzformel für 
linkage."25 )

26) Council on Foreign Relations, The Commission 
on US-Soviet Relations, The Soviet Challenge: A Po- 
licy Framework for the 80s, New York 1981, S. 14.
27) Ebd.
28) Vgl. den Bericht über das Hearing in: Wireless 
Bulletin vom 23. 6. 81, S. 10.

Nahezu alle in irgendeiner Form mit Rü-
stungskontrolle befaßten Mitglieder der 
Reagan-Administration haben inzwischen 
diese „Ent-Ideologisierung" der Rüstungskon-
trolle bestätigt. Und nicht nur sie. In einem für 
das Verständnis des augenblicklichen Zustan-
des der westlichen Supermacht grundlegen-
den Papier, an dem unter anderem Stanley 
Hoffmann, William Hyland, Joseph Kraft, 
Walter Laqueur, Paul Nitze, Walt Rostow, Hel-
mut Sonnenfeldt, Robert Tucker mitgearbeitet

24) Interview Reagans, abgedruckt in: Time Maga- 
ine vom 17. 11. 1980, S. 24.

25) Pressekonferenz des amerikanischen Außenmi- 
isters Alexander Haig vom 28. Juni 81, abgedruckt 
i: Wireless Bulletin vom 30.6. 81, S. 14. 

haben und das einen Eindruck gibt von der 
Breite des gegenwärtigen Konsenses in au-
ßen- und sicherheitspolitischen Fragen, ist zu 
lesen: „Die Kommission glaubt, daß in der un-
mittelbaren Vergangenheit Rüstungskontrolle 
im Mittelpunkt der amerikanischen Politik ge-
genüber der Sowjetunion stand — und daß 
dies falsch war ... Rüstungskontrolle kann 
nicht Ungleichgewichte des militärischen 
Kräfteverhältnisses korrigieren, die im Ablauf 
einer Dekade entstanden sind. Wir können 
nicht hoffen, am Verhandlungstisch das zu er-
reichen, was wir im Bereich der Verteidi-
gungspolitik nicht erreichen können oder wol-
len."26 ) Und wenige Zeilen später folgt dann als 
einer von drei hervorgehobenen Kernsätzen: 
„Rüstungskontrolle kann nicht isoliert werden 
von der täglichen Politik mit der Sowjetuni-
on."27 )
Zunächst und vor allem aber will die neue 
amerikanische Regierung die Voraussetzun-
gen schaffen, um von einer Position der Stärke 
aus verhandeln zu können. Dies bedeutet 
nicht, worauf Reagan und Weinberger mehr-
fach dezidiert hingewiesen haben, Verhand-
lungen bis zur tatsächlichen Wiederherstel-
lung eines für die Regierung akzeptablen Kräf-
teverhältnisses aufzuschieben. Notwendig ist 
allerdings im amerikanischen Verständnis, 
durch eindeutige und glaubwürdige Signale in 
Form von erhöhten Verteidigungsausgaben 
und verabschiedeten Rüstungsprogrammen 
die Sowjetunion über die neue Verhandlungs-
situation nicht im unklaren zu lassen. Die Zeit-
vorstellungen hierfür haben sich, nicht zuletzt 
verursacht durch das Attentat auf den Präsi-
denten, im Laufe der Zeit verändert. Hat der 
Verteidigungsminister Weinberger noch an-
läßlich seiner zur Bestätigung führenden Be-
fragung im Senat mindestens sechs Monate 
Vorlaufzeit bis zum Beginn neuer Verhand-
lungen mit der Sowjetunion genannt, so 
schätzte der neuernannte Chef der amerikani-
schen Abrüstungsbehörde, Eugene Rostow, 
anläßlich eines Hearings im Senat am 22. Juni 
1981 den Zeitbedarf bis zum Beginn substanti-
ierter SALT-Verhandlungen auf weitere neun 
Monate28). Eines allerdings machte diese Be-
fragung Rostows unmißverständlich klar: daß 
die Vereinigten Staaten auch künftig an Rü-
stungskontrollverhandlungen ernsthaft inter-
essiert sind. Gleichsam zum Beweis hierfür 



kündigte Rostow anläßlich dieses Hearings an, 
daß die, Regierung Reagan in den nächsten 
Monaten zwei Verträge über nukleare Test-
stoppfragen, die noch unter Nixon und Ford 
mit der Sowjetunion ausgehandelt worden wa-
ren, dem Senat zur Ratifizierung vorlegen 
würde. Zufrieden und erleichtert kommen-
tierte der Vorsitzende des Senatsausschusses 
für Auswärtige Angelegenheiten, Charles Per-
cy, diese Ankündigung mit der Feststellung, 
dies sei ein wichtiges Signal an die Welt, „daß 
wir wieder im Rüstungskontrollgeschäft 
sind"29 ).

29) Ebd.
30) Edward L. Rowny, The Soviet are still Russians, 
in: Negotiating with the USSR, Survey, Frühjahr 
1980, Band 25/2, S. 8.

31) Vgl. hierzu die Erklärung Eagleburgers vor dem 
Unterausschuß für Europa und den Nahen Oster 
des Außenpolitischen Ausschusses vom 2. Jun 
1981, abgedruckt in: Amerika-Dienst vom 10 6 81 
S. 3.
32). Ebd., S. 5.
33) Ebd.

Doch damit beginnen die Schwierigkeiten für 
die amerikanische Regierung erst. Denn bis 
jetzt ist weitgehend offen, wie man konkret 
mit dem SALT-Vertrag verfahren will. Andeu-
tungen gibt es viele, Spekulationen noch mehr. 
Insofern ist Rostows Äußerung, Neuverhand-
lungen des Vertrages mit der Diskussion über 
die jeweils schwerste Rakete in beiden Poten-
tialen zu beginnen, nicht viel mehr als ein Hin-
weis.
Wie der generelle Ansatz aussehen könnte, 
hat General Rowny, der neuernannte Chef- 
Unterhändler für die SALT-Verhandlungen, in 
einem Vergleich der bisherigen Verhand-
lungsansätze in Ost und West einmal wie folgt 
beschrieben: „Im Gegensatz zu uns legten die 
Sowjets zunächst ihre politischen und militäri-
schen Ziele fest. Dann konzipierten und dislo-
zierten sie ihre Streitkräfte, so daß diese Ziele 
erreicht werden konnten. Dann erst — und 
nur als drittrangige Priorität — ließen sie sich 
auf Rüstungskontrollverhandlungen ein. Die 
Vereinigten Staaten dagegen sahen die Priori-
täten umgekehrt. Zuerst trafen wir die Ent-
scheidung, in Rüstungskontrollverhandlungen 
einzutreten. Dann nahmen wir hin, daß die 
Verhandlungen sowohl die Konzeption als 
auch die tatsächliche Auslegung unseres mili-
tärischen Potentials beeinflußten. Zum Schluß 
dann überlegten wir, was wir mit unseren ver-
stümmelten Streitkräften noch anfangen 
könnten. Es ist höchte Zeit, daß die Vereinig-
ten Staaten ihre Prioritätenskala revidie-
ren.“30 ) Deutet man die bisher ausgesandten 
Signale der Reagan-Administration richtig, 
dann ist eben diese Revision erfolgt und wird 
sich in künftigen Verhandlungen niederschla-
gen.

Perspektiven für die Atlantische Allianz

Neben dramatisch steigenden nationalen Ver-
teidigungsanstrengungen, insbesondere im 
Bereich strategisch-nuklearer Waffen, gehört 
die Verbesserung der Beziehungen zu Ameri-
kas Freunden und damit eine Stärkung der Al-
lianzen zu den höchsten Prioritäten der Au-
ßenpolitik Reagans. Zumindest in ihrer offi-
ziellen Rhetorik scheint den USA klar zu sein, 
daß sie insbesondere ohne eine funktionie-
rende Atlantische Allianz weder die Sowjet-
union auf eine Politik der Zurückhaltung und 
der Gegenseitigkeit verpflichten noch die 
grundlegenden, insbesondere ökonomischen 
Probleme der Entwicklungsländer in den Griff 
bekommen können31 ). Ob dies auch tatsäch-
lich so gesehen wird, ist angesichts des wach-
senden „Exzeptionalismus" durchaus nicht si-
cher. Es ist das Besondere der offiziellen Rhe-
torik gegenüber Freunden, zumal nach einem 
Regierungswechsel, zunächst einmal an alte 
Leistungen zu erinnern und neue Herausfor-
derungen zu beschreiben — beschwörend 
zwar, aber auf Erhaltung und Verbesserung 
bestehender Verbindungen abzielend. Auf 
diese Weise hat auch der transatlantische Dia-
log nach der Wahl Reagans wieder begonnen. 
Wer jedoch die Reden, Statements und Presse-
konferenzen der führenden Politiker Ameri-
kas sich näher anschaut, der findet darin, nicht 
einmal gut versteckt, eine andere Wirklich-
keit und auch andere Erwartungen.
Die Probleme der Amerikaner mit Europa be-
ginnen bereits beim „zentralen Element ameri-
kanischer Außenpolitik — einem Element, bei 
dem die Unterstützung durch das Bündnis ent-
scheidend wichtig ist": den „Einstellungen zu 
den Beziehungen zwischen Ost und West"32 ). 
Zwar haben sich die USA nach Kräften be-
müht, eine gemeinsame Vorstellung des Bünd-
nisses über die Probleme und die Richtung der 
Ost-West-Politik zu entwickeln und einen 
neuen Konsens hinsichtlich einer „festeren 
und realistischeren Haltung gegenüber der 
Sowjetunion" zustande zu bringen33 ). Mehr als 
allgemeine und unverbindliche Übereinstim-
mung und ein vergleichsweise hartes Kommu- 
niqu anläßlich der Außenministertagung der 
NATO in Rom ist dabei aber nicht herausge-
kommen. Eagleburger hierzu ebenso offen wie 



unmißverständlich am 2. Juni 1981: „Bei den 
Vorstellungen bezüglich der sowjetischen Be-
drohung existieren Unterschiede in der Öf-
fentlichkeit und in den Parlamenten in Europa 
und den Vereinigten Staaten. Unsere Regie-
rungen sind oft unterschiedlichem Druck aus-
gesetzt. Dies gilt ebenso für unsere Vorstel-
lung von Prioritäten in einigen der wichtigen 
Tagesfragen."34 )

38) Rede Eagleburgers vom 2. 6. 81, a. a. O., S. 13.

In einer Rede am 15. Juni in Chatham House 
wurde Eagleburger hinsichtlich der unter-
schiedlichen Ansichten über das künftige Ost- 
West-Verhältnis noch deutlicher. Nach eini-
gen Floskeln über einen gleichsam natürli-
chen ständigen Fundus an Problemen in einer 
Allianz von 15 Staaten und dem Versagen der 
Führungsmacht USA hielt er den Europäern 
als eine der Ursachen für den wenig erfreuli-
chen Zustand der Allianz „die Tendenz einiger 
in Europa" vor, „unrealistische Erwartungen in 
die Entspannungspolitik oder die Furcht, die 
Sowjetunion zu provozieren, als Erklärung für 
unzureichende Verteidigungsanstrengungen 
oder eine wenig kraftvolle, auch tatsächlich 
außenorientierte Außenpolitik zu gebrau-
chen"35 ).
Natürlich ist den Amerikanern hierbei klar, 
daß für diese Entwicklung nicht nur Führungs-
fehler ursächlich sind, sondern daß allgemeine 
gesellschaftliche Trends erheblich zur Ver-
schlechterung der Situation der Allianz beige-
tragen haben. Eagleburger: „Die größten Pro-
bleme für die Allianz liegen wahrscheinlich 
nicht im Osten oder Süden, sondern in unse-
ren eigenen Gesellschaften — im wachsenden 
Einfluß einer Generation, die weder wirt-
schaftliche Depression noch Krieg und seine 
Folgen erfahren haben."36 ) Doch ebensowenig 
sind die USA bereit, sich damit abzufinden — 
weder in ihrem eigenen Land noch in den Län-
dern der Bündnispartner. „Wir wissen, daß eu-
ropäische Regierungen sich hinsichtlich ihrer 
Verteidigungsanstrengungen wie auch hin-
sichtlich ihrer Politik gegenüber Moskau poli-
tisch stark eingeengt sehen. Doch dies sind 
wir auch. Wir verlangen von unseren Verbün-
deten nicht mehr als Präsident Reagan seinem 
eigenen Volk abverlangt — Opfer für den 
Frieden zu bringen und politische Führung zur 
Reduzierung von Hemmnissen für die Allianz 
auszuüben."37 )

34) Ebd., S. 7.
35) Rede Eagleburgers vom 15. Juni 1981 in Chat- 
tarn House, London, abgedruckt in: Wireless Bulle- 
in vom 16. 6. 81, S. 7
36) Ebd., S. 1
37) Ebd., S. 8.

Es kann daher kein Zweifel bestehen, daß 
Amerika zwar die Führung in der Atlanti-
schen Allianz wieder kraftvoll ausüben will, 
daß dies aber zunächst und unmittelbar die Er-
wartung — und mehr — bedeutet, daß West-
europa sich die grundlegenden Überzeugun-
gen der neuen amerikanischen Administra-
tion über die Natur und Zukunft des Ost- 
West-Konflikts zu eigen macht. Wer sich vor 
diesem Hintergrund die europäische Szene 
vor Augen führt, kann sich unschwer ausrech-
nen, welchen Belastungen die Allianz allein 
durch Abstimmung über das „zentrale Ele-
ment" amerikanischer Außenpolitik ausge-
setzt sein wird.
Dies gilt insbesondere für das deutsch-ameri-
kanische Verhältnis. Denn die Bundesrepublik 
Deutschland ist in den amerikanischen Augen 
„ein Schlüsselfaktor in allen Aspekten der 
amerikanischen Politik gegenüber Europa", da 
sie „unausweichlich in der Frontlinie steht, 
wenn es gilt, der Herausforderung durch die 
Sowjetunion zu begegnen"38 ). Ein offener Dis-
sens in der „zentralen Frage" der künftigen Po-
litik gegenüber der östlichen Supermacht 
würde angesichts dieser Sonderstellung der 
Bundesrepublik Deutschland im Bündnis den 
Wert dieses Bündnisses entscheidend beein-
flussen. Deshalb versucht die amerikanische 
Regierung mit allen Mitteln, diesen Dissens zu 
verhindern. Sie hat sich daher in den letzten 
Monaten bemüht, die deutsche Regierung zu-
mindest öffentlich das latente Mißtrauen nicht 
spüren zu lassen, das allenthalben in den USA 
sich angesichts der Kampagne gegen die 
Nachrüstung und des zunehmenden Antiame-
rikanismus auch in den deutschen Regie-
rungsparteien verbreitet. Mehr noch: Die 
deutsche Regierung wurde durch die Vorzugs-
behandlung in Washington demonstrativ von 
außen aufgewertet, um sie vor allem gegen-
über ihren innerparteilichen Gegnern zu sta-
bilisieren. Doch Übereinstimmung in den we-
sentlichen Fragen des Ost-West-Verhältnis- 
ses und seiner Voraussetzungen und Konse-
quenzen herrscht dennoch nicht. Wer offi-
zielle diplomatische Äußerungen zu bewerten 
versteht, weiß, was es bedeutet, wenn die ab-
schließenden Sätze der Passage über die Bun-
desrepublik Deutschland in einer Westeuropa 
gewidmeten Ansprache Eagleburgers lauten: 
„Der Besuch des Kanzlers hat ferner deutlich 
gemacht, daß das amerikanisch-deutsche Ver-
hältnis — einschließlich seiner politischen, 
militärischen und wirtschaftlichen Aspekte — 
ein Maß an Reife erreicht hat, das es uns er-



laubt, trotz Unterschieden aufgrund der Ge-
schichte und der geographischen Lage sowie 
unterschiedlicher Rollen in der Welt Überein-
stimmung zu erzielen. Wir haben Mittel und 
Wege entwickelt, um die unausweichlichen 
Meinungsverschiedenheiten offen und rasch 
und in einer Weise zu behandeln, die die Aus-
wirkungen dieser geringfügigen Reibungen 
auf das Gesamtverhältnis auf ein Minimum 
beschränkt."39 )

39) Ebd.
40) Rede Eagleburgers vom 15.6. 81, a. a. O., S. 7.

41) Rede Eagleburgers vom 2. 6. 81, a. a. O., S. 5.
42) Rede Eagleburgers vom 15. 6. 81, a. a. O., S. 8.

Aus den bestehenden europäisch-amerikani-
schen Differenzen über die Qualität der künf-
tigen amerikanischen Politik gegenüber der 
Sowjetunion ergeben sich notwendigerweise 
Folgen hinsichtlich der Schaffung von Voraus-
setzungen für diese Politik. Dies gilt insbeson-
dere für die Verteidigungsausgaben, die ange-
sichts einer beabsichtigten amerikanischen 
Politik des „Friedens durch Stärke" zwangsläu-
fig zur zentralen Voraussetzung des „zentralen 
Elements" der neuen amerikanischen Außen-
politik werden — dies um so mehr, als Ronald 
Reagan seinerseits für die Erhöhung der ame-
rikanischen Verteidigungsausgaben bei 
gleichzeitiger Senkung der sonstigen öffentli-
chen Ausgaben einen hohen innenpolitischen 
Preis zu zahlen bereit ist. Amerika glaubt da-
her berechtigterweise erwarten zu können, 
daß, wie bereits zitiert, Europa das leistet, was 
die USA sich selbst auch abverlangen.
Die Sätze Eagleburgers aus seiner Rede in 
Chatham House sagen alles über die Brisanz 
dieser Materie — im guten wie im schlechten: 
„Es ist den Regierenden in Europa klar, daß sie 
von Amerika nicht erwarten können, die Last 
der gemeinsamen Verteidigung allein zu tra-
gen. Nachdem nun die USA ein teures Pro-
gramm zur Modernisierung ihrer Streitkräfte 
begonnen haben, ist es wichtig, daß die Alliier-
ten diesem Beispiel folgen und Mittel zur Ver-
fügung stellen, die die NATO-Streitkräfte in 
die Lage versetzen, der größer gewordenen so-
wjetischen Bedrohung effektiv zu begegnen. 
Ohne eine solche Aktion der Europäer wird es 
unvermeidbar nicht nur zu transatlantischen 
Mißklängen kommen, sondern wir verzichten 
auch auf militärische Stärke, die unabdingbar 
ist, um die Sowjetunion zur Zurückhaltung, zur 
Abkehr von Konfrontation und zu sinnvollen 
Verhandlungen zu veranlassen."40 )
Dem ist nichts hinzuzufügen — außer viel-
leicht einer Spezifizierung, die hierzulande 
schon viele Diskussionen verursacht hat: der 
Höhe des von den Amerikanern erwarteten 

Beitrages der Europäer. Unter Bezugnahme 
auf Äußerungen von Haig stellte Eagleburger 
als Konsens anläßlich der Ministertagung des 
Verteidigungs- und Planungsausschusses der 
NATO fest: „Die Vereinigten Staaten und ihre 
Verbündeten werden weiterhin daran arbei-
ten, die Verteidigungsplanung der NATO zu 
verbessern, mit dem besonderen Nachdruck 
auf die Verteidigungsleistung als Norm über 
die 3 %-Marke hinaus."41 ) Damit wird nicht nur 
ein klarer Richtwert gesetzt, es wird auch 
deutlich, daß keine Rede davon sein kann, die 
3 %-Problematik sei „vom Tisch". Dies gilt al-
lenfalls insoweit, als Amerika noch mehr er-
wartet.
Von besonderer Brisanz ist in diesem Zusam-
menhang der Kampf um die Nachrüstung, den 
Eagleburger als „eine Herausforderung von 
wahrscheinlich historischer Bedeutung" be-
zeichnet hat42 ). Gerade weil der Wunsch, diese 
Waffen überhaupt und als landgestützte Sy-
steme in Europa zu haben, ursprünglich von 
den Europäern ausging, fühlen sich die USA 
heute, nachdem der Nachrüstungsbeschluß 
gefaßt und die Systeme in Auftrag gegeben 
wurden, düpiert, angesichts des Widerstandes 
in der Bundesrepublik Deutschland, den Nie-
derlanden, Belgien, England und — wenn auch 
dort verhältnismäßig geringfügig — Italien.
Besonders erschwerend für einen Konsens 
wirkt sich hierbei aus, daß die Amerikaner ha-
ben erkennen lassen, daß die neue Form der 
Linkage-Strategie bereits für den Verhand-
lungsteil des NATO-Doppelbeschlusses gel-
ten soll. Zwar hatte man sich anläßlich der Sit-
zung der Nuklearen Planungsgruppe der 
NATO in Bonn darauf verständigt, daß eine 
„Intervention" der Sowjetunion in Polen Rü-
stungskontrollverhandlungen generell auf ab-
sehbare Zeit unmöglich machen werden, die 
Tatsache jedoch, daß Verteidigungsminister 
Weinberger bereits einen Tag nach dieser Sit-
zung die Voraussetzungen drastisch ver-
schärfte, indem er schon „Drohung mit Gewalt 
oder Einschüchterung" als inkompatibel mit 
Rüstungskontrollverhandlungen bezeichnete, 
ließ viele in Europa annehmen, daß die USA 
offenbar gar nicht verhandeln wollten. Zwar 
haben Vorgespräche über die Begrenzung eu-
rostrategischer Waffen inzwischen begonnen. 
Das gegenseitige Mißtrauen sitzt jedoch tief: 
Die Europäer glauben nicht an den amerikani-
schen Verhandlungswillen; die Amerikaner 
glauben nicht an den europäischen Nachrü-
stungswillen. Beides kann, das wird immei 



deutlicher, für die Allianz böse Folgen haben. 
Nicht nur wäre eine transatlantische Entfrem-
dung zu befürchten, schon kurzfristig wäre 
klar, daß das Bündnis an Glaubwürdigkeit und 
damit an Abschreckungsfähigkeit gegenüber 
der Sowjetunion verlieren würde, daß, wie 
Eagleburger formulierte, „die Sowjetunion ein 
De-facto-Veto gegen Rüstungsentscheidun-
gen der NATO hätte"43 ). Und nicht nur dies. 
Das amerikanische Volk würde sich „betrogen“ 
fühlen, „weil es nicht verstehen könnte, warum 
die europäischen Alliierten weniger für ihre 
Sicherheit tun wollen als die Amerikaner"44 ).

47) Vgl. hierzu: Middle East Regional Security, State-
ment von Richard Burt, dem Direktor des Büros 
für Politisch-Militärische Angelegenheiten im ame-
rikanischen Außenministerium, vor dem Unteraus-
schuß für Internationale Sicherheit und Wissen-
schaftliche Angelegenheiten des Ausschusses für 
Auswärtige Angelegenheiten (Repräsentantenhaus) 
vom 23. 3. 81, abgedruckt in: Current Policy Nr. 270, 
United States Departement of State, Washington 
1981.

Doch es gibt vor dem Hintergrund der neuen 
amerikanischen Außenpolitik nicht nur Kon-
fliktfelder im Verhältnis zu Europa. So wird 
insbesondere der europäische Einigungspro-
zeß von der neuen amerikanischen Regierung 
nachhaltig unterstützt. Daneben gibt es einen 
Bereich, der Chancen und Risiken gleicherma-
ßen in sich birgt: die Wirtschaftspolitik. „Die 
Reagan-Administration ist sich des Primats 
der wirtschaftlichen Fragen in den Beziehun-
gen der Vereinigten Staaten zu Kanada und 
Westeuropa bewußt."45 ) Wenn diese Aussage 
stimmen sollte — und daran muß man ange-
sichts der ansonsten beschwörenden Formu-
lierungen über die zentrale Bedeutung der Si-
cherheitspolitik in der gegenwärtigen Situa-
tion Zweifel haben —, dann wäre das europä-
isch-amerikanische Verhältnis zwar momen-
tan um einiges zu entschärfen. Die NATO hat 
aber bisher noch nie davon profitiert, wenn die 
kooperative Dimension — wo man mehr Part-
ner denn Rivale ist — zugunsten der kompeti- 
ven Dimension — wo man mehr Rivale denn 
Partner ist — in den Hintergrund gedrängt 
wurde. Wobei noch hinzukommt, daß die er-
kennbar unterschiedlichen Lösungsvorstel-
lungen über die anstehenden und weitgehend 
ähnlichen Wirtschaftsprobleme und der über-
all um sich greifende Protektionismus nicht 
unbedingt geeignet sind, die transatlantischen 
Wirtschaftsbeziehungen ungetrübt zu gestal-
ten.
Es ist daher nach Abwägung aller amerikani-
schen Absichten einerseits und der möglichen 
bzw. wahrscheinlichen Reaktionen der West-
europäer andererseits mit Sicherheit vorher-
zusagen, daß die Außenpolitik des „Treuhän-
ders der Freiheit und des Friedens"46 ) gegen-

43) Ebd., S. 9.
44) Ebd.
45)  Rede Eagleburgers vom 2. 6. 81, a. a. O., S. 8.
46)  Rede von Alexander Haig vor der American So- 

iety of Newspaper Editors in Washington am 24. 4. 
1, a. a. O.

über der alten Welt auf erhebliche Schwierig-
keiten stoßen wird.

Die Golfregion

Besondere Bedeutung in der amerikanischen 
Außenpolitik kommt der Golfregion zu. Es ist 
jedoch die Überzeugung der Reagan-Admi-
nistration, daß punktuelle Lösungsansätze kei-
nen Erfolg bringen können. Der Grund für 
diese Überzeugung liegt einmal darin, daß die 
neue Regierung als wichtigstes Ereignis in der 
Golfregion die Ausweitung des sowjetischen 
Einflußbereiches sieht. Zum anderen denkt 
man offenbar daran, die Region zwischen der 
Türkei, Pakistan und dem Horn von Afrika mit 
Hilfe von Staaten der Region innerhalb eines 
strategischen Gesamtkonzeptes zu stabilisie-
ren. Es wird hierbei zwar nicht verkannt, daß 
der israelisch-arabische Konflikt hohe Priori-
tät hat, eine absolut dominierende Rolle dieses 
Problems wird jedoch demonstrativ abgelehnt. 
Der selbstgewählte Katalog von Absichten der 
neuen amerikanischen Regierung für die Golf-
region sieht demgegenüber so aus:

— die Fähigkeit zu demonstrieren, den Einfluß 
der Sowjetunion und ihrer Verbündeten zu be-
grenzen;
— den Zufluß von öl aus dem Persischen Golf 
in die Länder des freien Westens in angemes-
senen Mengen und zu vernünftigen Preisen zu 
garantieren;
— die Existenz der Freunde Amerikas in die-
ser Region zu sichern;
— kontinuierlich an einem Frieden zwischen 
Israel und seinen Nachbarn mitzuarbeiten ).47

Um diese Absichten in die Praxis umsetzen zu 
können, hat die Regierung Reagan folgende 
Maßnahmen vorgesehen:
— Militärhilfe für Staaten der Golfregion. Die 
Gesamtanforderung des Außenministeriums 
für das Budgetjahr 1982 liegt mit 6,87 Mrd. Dol-
lar um 1 Mrd. Dollar über dem letzten Haus-
haltsansatz der Carter-Administration; hier-



von sind allein 70 % für die Golfregion vorge-
seh 48en );
— Aufrechterhaltung einer militärischen Prä-
senz in der Golfregion. Diesbezüglich konnte 
die neue Regierung sich an bereits eingelei-
tete Maßnahmen der Carter-Administration 
anschließen, die eine ständige Präsenz verfügt, 
in Diego Garcia Waffen und Gerät für eine 
Marine-Brigade gelagert, ein Manöverpro-
gramm entworfen und Nutzungsverträge mit 
verschiedenen Regierungen der Region abge-
schlossen hatte. Neben der beschleunigten 
Fortführung dieser Programme sind gegen-
wärtig in der Administration Überlegungen im 
Gange, die insbesondere eine größere militäri-
sche Präsenz vorsehen;
— Bereitstellung speziell ausgerüsteter und 
ausgebildeter Verstärkungskontingente für 
die Golfregion;
— Verbesserung der Beziehungen zu den 
Staaten der Golfregion. Hierbei geht es nach 
Ansicht der US-Regierung zunächst und vor 
allem darum, die Glaubwürdigkeit der USA als 
verläßlicher Garant der Freiheit und Sicher-
heit dieser Staaten wieder herzustellen;
— Appell an die westeuropäischen Alliierten, 
einen Beitrag zur Sicherheit in der Golfregion 
zu leisten. Immer wieder wird in diesem Zu-
sammenhang betont, daß das Interesse der 
Westeuropäer an einer stabilen Golfregion 
mindestens ebenso groß sei wie das der Ame-
rikaner. Es gebe daher keinen Grund, die Alli-
ierten aus dieser Verantwortung zu entlas-
sen498). Es lohnt sich auch hier, die entspre-
chende Passage aus dem Kommissionsbericht 
des Council on Foreign Relations zu zitieren, 
um die politische „Bandbreite" dieser Überzeu-
gung zu dokumentieren. „Es ist wiedersinnig", 
heißt es dort, „daß zwar eine sowjetische Be-
drohung in Europa formal eine Bündnisange-
legenheit ist, eine sowjetische Bedrohung, die 
außerhalb Europas gegen vitale Interessen Eu-
ropas gerichtet ist, jedoch nicht"50 ). An eine 
formelle Ausdehnung der NATO wird dabei 
allerdings nicht gedacht51 ), obwohl die Bünd-

48) Security and Development Assistence, State-
ment von Außenminister Haig vor dem Auswärti-
gen Ausschuß des Senats vom 19. 3. 81, abgedruckt 
in; Current Policy Nr. 264, United States Departe-
ment of States, Washington 1981.
49) Statement von Richard Burt vom 23.3. 81, 
a. a. O.
50) Council on Foreign Relations, The Commission 
on US-Soviet Relations, a. a. O., S. 30.
51) Rede Eagleburgers vom 2.6. 81. S. 6.

52) Council on Foreign Relations, The Commission 
on US-Soviet Relations a. a. O.', S. 30.
53) Rede Eagleburgers vor der Friedrich-Ebert-Stif- 
tung vom 19. 6. 81, abgedruckt in: Wireless Bulletin 
vom 22.6. 81, S. 9.

nisgrenzen als „formaler Anachronismus" be-
trachtet werden52 ).
Was man von Europa und teilweise auch von 
Japan erwartet, ist dennoch nicht wenig. So 
insbesondere
— größere Verteidigungsanstrengungen in 
und für Europa, um die Flexibilität der Ameri-
kaner in der Golfregion zu erhöhen;
— intensivere politische Beziehungen der 
westeuropäischen Staaten zu den Staaten der 
Golfregion;
— verstärkte Militärhilfe der Westeuropäer 
für diese Region;
— ökonomische Hilfe nach dem Modell der 
Türkei;
— Verstärkung und Koordinierung der militä-
rischen Präsenz westeuropäischer Staaten in 
dieser Region, wobei in diesem Zusammen-
hang insbesondere an Großbritannien und 
Frankreich gedacht ist.

Dritte Welt

Die Politik der Regierung Reagan gegenüber 
der Dritten Welt ist pauschal nicht zu be-
schreiben. Schon die ersten Monate haben ge-
zeigt, daß hinsichtlich einiger Regionen durch-
aus unterschiedliche Konzepte zur Anwen-
dung kommen sollen. Dennoch lassen sich ei-
nige grundsätzliche Muster des neuen Ansat-
zes der amerikanischen Regierung für die Po-
litik gegenüber der Dritten Welt herausarbei-
ten.
Der entscheidende Unterschied zum Ansatz 
der Carter-Administration gegenüber der 
Dritten Welt liegt in der sicherheitspolitisch 
dominierten Sicht dieses Problemes. Zwar legt 
die neue Regierung, wie Eagleburgers Rede 
vom 19. Juni 1981 ausweist53 ), größten Wert 
auf die Feststellung, daß es zunächst darum 
gehe, den Ländern der Dritten Welt bei der 
Lösung ihrer ökonomischen und sozialen Pro-
bleme zu helfen, der Kontext dieser und ande-
rer Reden zeigt jedoch, daß die Wirkung des 
Ost-West-Gegensatzes in den Ländern der 
Dritten Welt das konzeptionelle Denken der 
neuen Regierung maßgeblich beeinflußt. 
Haigs Rede vom 19. März ist insoweit charak-
teristisch, wenn es heißt: „Die außenpoliti-
schen Interessen Amerikas sollten die Rich-



tung und das Maß unserer Hilfe für fremde 
Länder bestimmen. Die humanitären Aspekte 
sollen hierbei allerdings nicht übersehen wer-
den."54 )

54) Statement von Außenminister Haig vom 19.3.81, 
a. a. O.
55) Rede Eagleburgers vom 19.6. 81, a. a. O„ S. 9.

Noch deutlicher wird Eagleburger in seiner 
Rede vor der Friedrich-Ebert-Stiftung, wenn er 
leidenschaftlich den Kommunismus als reak-
tionäres Antimodell für die Dritte Welt cha-
rakterisiert und schließlich ausführt: „Wir 
müssen also bereit sein, den Ländern der Drit-
ten Welt Sicherheit und ökonomische Hilfe zu 
gewähren, um sie zur Selbstverteidigung ge-
gen sowjetisches Abenteuertum zu befähi-
gen.“55 )
Die Ursache für diese sicherheitspolitische und 
damit stark ideologische Sicht des Problems 
der Dritten Welt ist unschwer zu erkennen: Es 
sind die Schwierigkeiten in Mittelamerika 
und der Karibik. Dieser Region wird dann 
auch zwar nicht das meiste Geld, wohl aber die 
größte Aufmerksamkeit der Regierung Rea-
gan gewidmet sein. Diese Region hat auch 
Pate gestanden bei einer Unterscheidung, die 
zwar eine nicht unbedeutende Rolle in der Po-
litik der Regierung Reagan gegenüber der 
Dritten Welt spielen könnte, die aber vor al-
lem mit an Sicherheit grenzender Wahr-
scheinlichkeit zu Problemen mit den europäi-
schen Allianzpartnern führen wird. Gemeint 
ist die Unterscheidung zwischen „autoritären“ 
und „totalitären“ Diktaturen, wobei im neuen 
amerikanischen Verständnis zwar beide von 
Übel sind, im übrigen aber die autoritäre ge-
genüber der totalitären Diktatur als „besser" 
gilt. Dies klingt zwar für europäische Ohren 
ungewohnt, wenn man jedoch in Amerika 
nach den Gründen für diese unterschiedliche 
Bewertung fragt, erhält man eine Antwort, de-
ren Logik für die westliche Ordnungsmacht 
USA nicht abwegig ist. Zunächst, so wird fest-

gestellt, habe die Geschichte der letzten 30 
Jahre bewiesen, daß sich zwar autoritäre Dik-
taturen friedlich zu Demokratien wandeln 
könnten — wie z. B. in Griechenland, Spanien, 
Protugal —, daß dies aber für totalitäre Sy-
steme nicht gelte. Mehr noch. Weder seien au-
toritäre Staaten Stützpunkte für sowjetische 
Raketen gewesen, noch ließen sie sich welt-
weit als sowjetische Stellvertreter der Sowjet-
union mißbrauchen.
Diese Überlegungen führen notwendiger-
weise zur Menschenrechtspolitik Reagans. 
Auch für diese Politik gilt eindeutig die Maxi-
me, daß es zunächst und vor allem gelte, die 
sowjetische Expansion zu stoppen. Diese Sicht 
der Dinge ist zwar bereits heftig kritisiert wor-
den. Der Hinweis auf die Verdienste Carters 
in diesem Politikbereich ist aber vielfach allzu 
vordergründig. Wenn es richtig ist, wie Carter 
einmal formulierte, hinsichtlich der Verwirkli-
chung der Menschenrechte „das Beste zu tun", 
dann bedeutet dies realpolitisch, dort einzu-
wirken, wo man kann. Es liegt aber in der Na-
tur der Sache, daß der Einfluß auf Freunde grö-
ßer ist als der auf Gegner. Doch die Sowjet-
union profitierte nicht nur dadurch. Da der 
Friede die Grundbedingung jeder Menschen-
rechtspolitik ist, mußte die Sowjetunion 
zwangsläufig geschont werden. Sie war inso-
weit der Nutznießer einer Ausnahme der 
Menschenrechtspolitik, die zugleich die 
Grundvoraussetzung dieser Politik darstellte. 
An diesem Dilemma hat sich nichts geän-
dert.
Am Ende dieser Ausführungen, die sich aus-
schließlich mit der künftigen amerikanischen 
Außenpolitik befaßt haben und damit zwangs-
läufig eindimensional sind, scheint es notwen-
dig, an die zentrale Tatsache zu erinnern, daß 
für die neue amerikanische Regierung innen-
politische und insbesondere wirtschaftspoliti-
sche Fragen absoluten Vorrang haben. Ob die 
Weltereignisse hierauf allerdings Rücksicht 
nehmen werden, ist eine andere Frage.



Dieter Just / Peter Caspar Mülhens

Zur Wechselbeziehung von Politik und Demoskopie

Das Beispiel der aktuellen Sicherheitspolitik

I. Die neue Gefahr: Eine Pazifisten- und Neutralistenschwemme 
in der Bundesrepublik Deutschland?

Seit Beginn der öffentlichen Diskussion im 
Spätherbst 1980 um den Doppelbeschluß der 
NATO vom 12. September 1979 vergeht kaum 
ein Tag, an dem Amerikaner oder die bundes-
deutsche Opposition nicht auf einen beunru-
higenden Zuwachs an Pazifisten und Neutrali- 
sten hinweisen, die die westliche Sicherheits-
politik in ihrer Substanz gefährdeten. So 
stellte der bayerische Ministerpräsident Franz 
Josef Strauß am 8. Juli 1981 in einem „Quick"- 
Interview fest, die äußere Sicherheit Europas 
sei weniger von der Sowjetunion bedroht „als 
vielmehr von einer nicht ohne Schuld der SPD 
zustande gekommenen Pazifismus- und Neu-
tralismusbewegung mit Stoßrichtung gegen 
die amerikanische Präsenz in Europa". Oder 
Johann Georg Reißmüller konstatiert in ei-
nem Leitartikel der „Frankfurter Allgemeinen" 
am 9. Juli 1981 als „hörbarste Antwort aus un-
serem Land" den „Ruf nach westlichem Nicht- 
Nachrüsten" und zieht daraus die Konsequenz, 
daß „viele Sozialisten und nicht wenige Chri-
sten", aber auch die Bonner Koalition, die der 
Bevölkerung jahrelang eingeredet habe, mit 
ihrer Ostpolitik sei der Frieden sicherer ge-
worden, für jene sicherheitsgefährdende „Frie-
dens-Verstiegenheit“ die Schuld trage. Und 
der Pariser Korrespondent der ARD, Heiko 
Engelkes, diagnostiziert in einem Gespräch 
mit dem französischen Staatspräsidenten Mit-
terand am 12. Juli einen in der Bundesrepublik 
Deutschland weit verbreiteten Neutralismus. 
Auch der frühere französische Staatspräsident 
Giscard d'Estaing war über „neutralistische 
Strömungen" in Europa stark beunruhigt — 
ganz im Gegensatz zum SED-Zentralorgan 
„Neues Deutschland", das unter Berufung auf 
westliche Meinungsumfragen am 2. April er-
freut registrierte, die politische Szenerie in 
Westeuropa sei in Bewegung gekommen, da 
sich die Bevölkerung gegen eine Stationie-

rung von weiteren NATO-Raketen ausspre-
che.

Dieser also vielfach geortete und angesichts 
der Stabilität der politischen Stimmungen in 
der Bundesrepublik Deutschland tatsächlich 
— wäre seine Eskalation wirklich gemessen 
worden — überraschend breite Pazifismus und 
Neutralismus hat bei den amerikanischen 
Verbündeten schon dazu geführt, politische 
Konsequenzen anzudeuten. Während ein ho-
her Beamter des US-Außenministeriums am 
9. Juli laut Frankfurter Rundschau vom 10. Juli 
1981 noch relativ vorsichtig darauf hinwies, 
daß der in Europa wachsende „Pazifismus und 
Neutralismus" die Position der Sowjetunion 
stärke und die eigene Verhandlungsposition 
schwäche und implizit eine härtere, Rüstungs-
begrenzungen und Abrüstungsverhandlungen 
stärker in Frage stellende Haltung der USA 
ankündigte, kam der Chefredakteur der 
rechtsrepublikanischen amerikanischen Zeit-
schrift „Strategie Review", Hahn, in der Früh- 
jahrsausgabe 1981 unter dem Titel „A world 
without NATO?" auf der Basis eines Umfra-
geergebnisses, demzufolge 60 % der Bevölke-
rung der Bundesrepublik Deutschland gegen 
die Stationierung von Mittelstreckenraketen 
in ihrem Land seien, gleich auf die Frage, ob 
der Fortbestand der NATO angesichts dieser 
Stimmung überhaupt noch im amerikanischen 
Interesse liege. Hahn registrierte eine verbrei-
tete „Vichy-Mentalität" nicht zuletzt als Ergeb-
nis einer Dekade der Entspannungs- und Ost-
politik, hervorgerufen auch durch Bundes-
kanzler Schmidt, der sich über den Pazifismus 
in seinem Lande nicht wundern dürfe, weil er 
noch nach Afghanistan seinen Wahlkampf 
1980 auf Frieden und Entspannung in Europa 
abgestellt habe. Als Konsequenz gab Hahn zu 
bedenken, ob bei Hinnahme eines kollektiven



Sicherheitssystems nach sowjetischem Kon-
zept die USA einen Rückzug aus Europa und 
entsprechende Einsparungen dazu nutzen 
könnten, ihre strategisch-nuklearen Kapazitä-
ten zu erhöhen und ihre Position im Indischen 
und Pazifischen Ozean auszubauen. Drohung 

oder Resignation? Auf jeden Fall ein Hinweis 
darauf, daß ein sich in der Bundesrepublik 
Deutschland angeblich verbreitender Pazifis-
mus, Neutralismus und Antiamerikanismus 
auf amerikanischer Seite Irritationen ausge-
löst haben muß.

II. Schlußfolgerungen auf dünner Datendecke

Wenn man nach den demoskopischen Grund-
lagen sucht, anhand derer jene angebliche pa-
zifistische Einstellung breiter Teile der deut-
schen Bevölkerung festgemacht worden ist, 
trifft man auf eine dürftige Datenbasis:
— Ein im „Aktuellen Politischen Dienst" des 
EMNID-Instituts im August 1980 veröffent-
lichtes Umfrageergebnis, demzufolge sich 43% 
der deutschen Bevölkerung für ein neutrales 
Verhalten zwischen den Großmächten aus-
sprachen;
— eine Meinungsumfrage der United States 
International Communication Agency (USI- 
CA), derzufolge für die Bundesrepublik 
Deutschland das Sample-Institut ermittelt hat-
te, daß 40% der Deutschen die Dislozierung 
neuer Mittelstreckenwaffen in der Bundesre-
publik Deutschland vorbehaltlos ablehnen, 
aber im Falle eines Scheiterns von Verhand-
lungen 56% der deutschen Bevölkerung einer 
Stationierung amerikanischer Mittelstrecken-
waffen zustimmen würden;
— ein am l.Juni im ZDF-Politbarometer ver-
öffentlichtes Umfrageergebnis, demzufolge 
67% der Bundesbürger — darunter auch 61% 
der CDU/CSU-Wähler — dafür votierten, daß 
ohne Nachrüstung sofort mit dem Osten Ab-
rüstungsgespräche geführt werden sollten, 
nur 25% sich dafür aussprachen, nachzurüsten, 
aber gleichzeitig mit dem Osten über Abrü-
stungsmaßnahmen zu verhandeln.
Nur dieses letztgenannte Ergebnis könnte als 
alarmierend angesehen werden, wenn Frage-
stellung und Analyse die Interpretation ge-
statteten, mit der das ZDF die Öffentlichkeit 
überraschte (vgl. Abschnitt III).
Bei der angeblich wissenschaftlichen Unter-
mauerung politischer Urteile stört es die An- 

,wender offenbar nicht im geringsten, als aktu- 
ell herausgestellte Strömungen an Umfrageer-
gebnissen festzumachen, die bereits veraltet 
sind. Ein gutes Beispiel dafür ist die Nutzung 

des Neutralismus-Ergebnisses bei EMNID: 
Als dies — im Mai/Juni 1980 erhoben — vom 
Institut am 18. August veröffentlicht worden 
war, wurde es zuerst in der „Welt" unter der 
Schlagzeile ......43% für Bonner Neutralitäts-
kurs" mit' schon falscher Interpretation ver-
fremdet und am gleichen Tage von der Oppo-
sition (MdB Jenninger im Fraktionspresse-
dienst der CDU/CSU) als „Alarmsignal erster 
Ordnung" und „besorgniserregenden Stim-
mungswandel" gedeutet, für den „ohne jeden 
Zweifel die Partei des Bundeskanzlers" verant-
wortlich sei. Nach der Bundestagswahl wurde 
das gleiche. Umfrageergebnis von Wolfram 
von Raven — in einem Aufsatz zur NATO- 
Strategie in „Das Parlament" vom 29. Novem-
ber 1980 — herangezogen, um die europäi-
schen Regierungen vor einer Strategie des 
präventiven Wohlverhaltens dem Osten ge-
genüber aufgrund des Drucks der innenpoliti-
schen Bewegungen zu warnen. Und am 5. Fe-
bruar 1981 begründet — aus ganz anderer 
Sicht — der Friedensforscher Alfred Mech- 
tersheimer in „Die Tageszeitung“ auf der Basis 
des gleichen Umfrageergebnisses vom Juni/ 
Juli 1980: „Sie kennen vielleicht die jüngsten 
Umfrageergebnisse, wonach 43% bereit sind, 
über eine .Neutralisierung' bzw. Finnlandisie- 
rung' der BRD zu diskutieren. Sie sehen darin 
eine Chance, angesichts der verschärften Kon-
frontation zwischen der SU und USA zu über-
leben. In dieser hochprozentigen Einstellung 
schlägt sich auch die ökonomische Auflocke-
rung des Verhältnisses zwischen den USA und 
Westeuropa nieder .. .
Eine einzige und — wie sich zeigen sollte — 
auch noch falsch und willkürlich interpre-
tierte Umfrage mußte in der politischen Dis-
kussion somit dazu herhalten, zu jedem belie-
bigen Zeitpunkt einen Stimmungsumschwung 
zu untermauern und entsprechend der Posi-
tion des politischen Nutzers Bestürzung, War-
nung oder Hoffnung zu begründen.



III. Wenn methodische Fehler und falsche Interpretationen 
kumulieren ...

Daß Umfrageergebnisse politisch verfremdet 
werden, ist nicht neu; auffallend ist jedoch, 
daß gerade bei der Jagd nach den Pazifisten 
und Neutralisten in der Bundesrepublik 
Deutschland methodische Fehler und Fehlin-
terpretationen erschreckend kumulieren:
So entpuppen sich die 43% „Neutralisten" von 
1980 als völlig normaler Wert, wenn man sie in 
eine Zeitreihe von 1951 bis 1967 stellt, die das 
EMNID-Institut allerdings erst Ende Septem-

ber 1980 veröffentlichte: Das Bedürfnis der 
Deutschen, sich zwischen den beiden Groß-
mächten neutral zu verhalten (auf der Basis 
der Fragestellung keineswegs gleichlautend 
mit Neutralismus), war nur 1961 (34%) deutlich 
geringer als 1980 (43%), aber beispielsweise 
1956 — im Jahr des Ungarn-Aufstandes — ex-
trem höher (62%); 1981 ist es, den aktuell ver-
muteten neutralistischen Strömungen zum 
Trotz, erneut auf 36% abgesunken:

Das für USICA in der Bundesrepublik 
Deutschland erhobene Umfrageergebnis ba-
siert auf einer korrekten, allerdings nur auf 
„Cruise Missiles" bezogenen Fragestellung 
und führt zu dem wenig überraschenden Er-
gebnis, daß die Stationierung von Marschflug-

körpern in der Bundesrepublik bei einem 
Scheitern der im Doppelbeschluß vorgesehe-
nen Verhandlungen bei 56% der Bundesbür-
ger auf keinen Widerstand stoßen würde und 
lediglich 40% einer Stationierung unter kei-
nen Umständen zustimmen würden:



Indem USICA dann aber sowohl die harten 
Gegner als auch jene Befragten, die erst ein 
Scheitern der Verhandlungen vor einer Statio-
nierung abwarten wollen, unzulässigerweise 
addierte, kam das Institut, und in seinem Ge-
folge auch „Strategie Review", zu dem Schluß, 
die Stationierung amerikanischer Mittelstrek- 
kenwaffen in der Bundesrepublik Deutschland 
stoße bei zwei Dritteln der Bevölkerung, also 
bei einer breiten Opposition, auf Widerstand. 

Dies ist ein Paradebeispiel dafür, wie die feh-
lerhafte Addition grundsätzlich zutreffender 
Werte auf sensiblen Politikfeldern schwerwie-
gende Irritationen nach sich ziehen kann.
Die von der Forschungsgruppe „Wahlen 
Mannheim" für das ZDF-Politbarometer ge-
stellten Fragen schließlich kranken daran, daß 
in ihnen nicht der Doppelbeschluß, sondern 
der Gegensatz „abrüsten" und „aufrüsten (nach-
rüsten)" zur Debatte gestellt wurden:

Das Ergebnis weist nur eine deutliche Abnei-
gung gegen Aufrüstung und ein starkes Inter-
esse an Abrüstung und entsprechenden Ver-
handlungen aus, nicht aber eine Absage an 
den Doppelbeschluß in seinen beiden Elemen-
ten.
Voll zuzustimmen war somit dem Moderator 
von „Kennzeichen D", Hanns Werner Schwar-

ze, als er am 25. Juni 1981 bei einem Vergleich 
von Umfrageergebnissen zum Doppelbeschluß 
feststellte: „Demoskopie nimmt uns eigenes 
Nachdenken nicht ab ..." Aber auch er wies 
darauf hin, „daß eigentlich zwei Drittel aller 
Bundesbürger gegen den NATO-Doppel- 
beschluß sind", den das ZDF gar nicht erfragt 
hatte.

IV. Der Doppelbeschluß — das unbekannte Wesen

Eine im Vergleich zu den bisher behandelten 
Umfrageergebnissen zur Sicherheitspolitik 
sehr viel breiter angelegte infas-Untersu- 
chung vom Mai/Juni 1981 registrierte zuerst 
einmal einen sehr geringen Kenntnisstand 
über den Inhalt des NATO-Doppelbeschlus- 
ses: 63% der Bundesbürger — aber nur 46% 
der Volksschüler ohne Lehre — geben zwar 
an, vom NATO-Doppelbeschluß etwas gehört 
oder gelesen zu haben; aber auf eine „offene 
Frage" nach dem Inhalt des NATO-Doppel- 
beschlusses wurden überwiegend keine oder 
falsche Antworten gegeben: 48% konnten gar 
keine Angabe machen, 26% verstanden den 
Doppelbeschluß nur als Beschluß zur Auf- und 
Nachrüstung, 13% nur als Beschluß zur Her-
stellung eines militärischen Gleichgewichts 
and 2% allein zur Rüstungsbegrenzung. Ledig-

lich 9% definierten ihn korrekt mit „Verhan-
deln und gleichzeitig Nachrüsten".
Daß der Doppelbeschluß in allen Bevölke-
rungsgruppen am häufigsten als Aufrüstungs-
beschluß verstanden und in der Gleichgewich-
tigkeit seiner Zielsetzungen gar nicht erfaßt 
wird, mag die Ursache jener relativ hohen Ab-
lehnung sein, die in der USICA-Umfrage der 
Dislozierung amerikanischer Mittelstrecken-
waffen entgegengebracht wird.

Wie die infas-Umfrage zeigt, erwiesen sich die 
Bevölkerungseinstellungen zum Doppelbe-
schluß bei weitem ausgewogener als bislang 
öffentlich registriert, wenn angesichts des ge-
ringen Kenntnisstandes die Zielsetzungen des 
Doppelbeschlusses in der Fragestellung präzi-
ser vorgegeben werden:



Das Ergebnis ist klar: Für die Bundesbürger 
hat das Sicherheitsmoment (45% Zustimmung) 
größeres Gewicht als das Verhandlungsmo-
ment (38%).

Bei weiterer „Einkreisung" der sicherheitspoli-
tischen Problematik ergibt sich folgendes 
Bild:

Es zeigt sich (übrigens ohne große Unter-
schiede bei den Anhängerschaften der Partei-
en), daß
— mehr als die Hälfte der Bundesbürger 
(53%) gegen eine Aufhebung des NATO-Dop- 
pelbeschlusses und der Nachrüstung ist, 
— eine noch größere Mehrheit (58%) den 
NATO-Doppelbeschluß als Bemühung, die So-
wjetunion an den Verhandlungstisch zu brin-
gen, versteht.

Gleichzeitig setzen relative Mehrheiten der 
Bevölkerung (und große Mehrheiten der bes-
ser gebildeten Mitbürger) auf Verhandlun-
gen (Gesamtbevölkerung: 48%) und sprechen 
sich für den Moratoriumsvorschlag Bre-
schnews aus (Gesamtbevölkerung: 46%). Mili-
tärische Sicherheit und Begrenzung der Rü-
stung haben für die deutsche Bevölkerung so-
mit annähernd gleiches Gewicht.



V. Grundeinstellungen und Zukunftserwartungen

Entgegen öffentlich diskutierten Vermutun-
gen, die außen- und sicherheitspolitischen 
Grundeinstellungen der Deutschen seien im 
Gefolge der aktuellen friedenspolitischen Dis-
kussion in Bewegung geraten, haben sie sich, 
wie die infas-Ergebnisse ausweisen, im Früh-
jahr 1981 ebensowenig geändert wie nach Af-
ghanistan vor einem Jahr: Entspannungspoli-
tik hat für rund 90% neben der Sicherung der 
Arbeitsplätze und sozialer Sicherung höchste 
Priorität, die Bindung an die NATO ist weiter-
hin außerordentlich fest (über zwei Drittel der 
Bundesbürger sprechen sich wie in den ver-
gangenen Jahren für eine unveränderte Zuge-
hörigkeit zur NATO aus); stärker als die Ge- 
samtbevölkerung (13%) für eine Lockerung 
des Bündnisses votieren allein die mit einem 
formal höheren Bildungsniveau (23%), die Ab-
rüstungsverhandlungen gleichzeitig am deut-
lichsten Priorität geben.
Die Zukunftserwartungen der Bundesbürger 
sind gleichermaßen durch Hoffnung und 
Skepsis geprägt: Einerseits sehen 58% der Be-
völkerung die USA und 56% die Sowjetunion 
als verhandlungsinteressiert; andererseits 
rechnet eine Mehrheit der Bundesbürger 

(45%) mit einem Scheitern der Verhandlungen 
und einem neuen Rüstungswettlauf; 38% ver-
muten eine reduzierte Aufstellung amerikani-
scher Mittelstreckenwaffen in Westeuropa als 
Verhandlungsergebnis; nur 9% glauben daran, 
daß ein Abbau der sowjetischen Raketen er-
reicht wird und deshalb die amerikanischen 
Mittelstreckenwaffen gar nicht aufgestellt 
werden müssen.
Die bisher zur Verfügung stehenden demo-
skopischen Meßdaten lassen die in den letzten 
Wochen und Monaten so vielfach beschwo-
rene Gefahr eines die Festigkeit des Bündnis-
ses bedrohenden Pazifismus und Neutralis-
mus nicht erkennen, sondern bestätigen die 
über Jahre hinweg sehr stabilen Erwartungen 
einer großen Mehrheit der deutschen Bevöl-
kerung an die Verantwortlichen, die Sicher-
heit im Bündnis und die Fortsetzung des Ent-
spannungsprozesses gleichermaßen zu ge-
währleisten. Sie deuten aber auch ein zuneh-
mendes Interesse an raschen Verhandlungen 
über Abrüstung und Rüstungskontrolle an, zu-
mal gerade die besser Gebildeten und damit 
als Multiplikatoren wirksameren Bevölke-
rungsgruppen ihnen Vorrang geben.



Manfred Görtemaker: Reagan-Amerika und Westeuropa. Plädoyer für eine 
konstruktive Zusammenarbeit

Aus Politik und Zeitgeschichte, B 32/81, S. 3—19

Die USA haben zu altem Selbstvertrauen zurückgefunden. Die Jahre des Selbstzweifels, der 
Führungsschwäche und außenpolitischen Agonie scheinen vorüber. Die Wahl Ronald 
Reagans zum Präsidenten der Vereinigten Staaten und der Gewinn der Mehrheit im Senat 
durch die Republikanische Partei bedeuteten ein überzeugendes Mandat für eine konser-
vative Politik der Konsolidierung. Sie sind Ausdruck einer Veränderung des politischen 
Klimas der USA, das nach den Erschütterungen durch Vietnam und Watergate nun jene 
Kräfte begünstigt, die Selbstanerkennung und Stärkung im Innern und nach außen verspre-
chen. Im außenpolitischen Bereich rückte der Konflikt mit der Sowjetunion wieder in den 
Mittelpunkt des Interesses. Die Nord-Süd-Problematik wird demgegenüber vernachlässigt 
und im wesentlichen unter dem Gesichtspunkt der Eindämmung des Kommunismus inter-
pretiert. Präsident Carters Betonung der Menschenrechte als Maßstab bei der Führung der 
amerikanischen Außenpolitik wurde aufgegeben.
Was bedeutet dieser Richtungswechsel der amerikanischen Politik für das Verhältnis der 
USA zu Westeuropa? Welchen Stellenwert nehmen die westeuropäischen Verbündeten in 
der weltpolitischen Konzeption der Reagan-Administration ein? Und welche Konflikte, Be-
lastungen, aber auch Möglichkeiten der Zusammenarbeit gibt es? — Auf diese Fragen kann 
es derzeit nur andeutungsweise Antworten gegen. Die USA und Westeuropa könnten nach 
einem Jahrzehnt vielfältiger Umschichtungen und westlicher Schwäche am Beginn einer 
neuen Ära der Gemeinsamkeit stehen, sofern beiderseits des Atlantiks realpolitische Ver-
nünftigkeit regiert. Die USA benötigen die Unterstützung der westeuropäischen Partner 
bei der Vergrößerung der westlichen Verteidigungsfähigkeit, der Konsolidierung der 
NATO, der Stabilisierung der Golf-Region und der Bewältigung der wirtschaftlichen Pro-
bleme. Ohne Westeuropa wären die Ziele der amerikanischen Politik nicht erreichbar.

Wilfried von Bredow/Rudolf Horst Brocke: Das außenpolitische Konzept der 
Reagan-Administration. Darstellung, Hintergründe und Bewertung der 
neuen Außenpolitik der USA

Aus Politik und Zeitgeschichte, B 32/81, S. 20—34

Die Autoren gehen bei ihren Überlegungen zur Außenpolitik der USA seit der Amtsüber-
nahme Reagans von der These aus, daß die weit verbreitete Unsicherheit bei der Einschät-
zung dieser Außenpolitik ebenso wie erkennbare Unsicherheiten der außenpolitischen 
Handlungsträger in den USA nur Reflex eines tiefgreifenden weltpolitischen Wandels 
sind, der sich seit Mitte der siebziger Jahre in den internationalen Beziehungen bemerkbar 
zu machen begonnen hat. Die außenpolitische Konzeption der neuen Administration trägt 
dieser Entwicklung zwar Rechnung; jedoch den zumeist realistischen Prämissen dieser 
Konzeption entsprechen die bisher daraus abgeleiteten Handlungsrichtlinien nicht im-
mer.
Dem Antagonismus zur Sowjetunion und den von ihr repräsentierten ökonomischen, sozia-
len und politischen Zielvorstellungen sowie der Einsicht in die geschwächte Rolle als Welt-
führungsmacht auch gegenüber den Verbündeten oder in der .eigenen' Region Mittel- und 
Südamerika entspricht das, was in der neuen Administration an Sicherheits-, Bündnis- oder 
Entwicklungspolitik vorbereitet wird, oft nur ungenügend. Antriebsmoment für die Ver-
wendung herkömmlicher Instrumente der .neuen Außenpolitik mit dem Ziel der Wieder-
herstellung von Amerikas Führungskraft ist ein in der binnengesellschaftlichen Entwick-
lung der USA während des letzten Jahrzehnts (mit all ihren Desintegrationserscheinungen 
von Watergate bis zum Bankrott ganzer Städte) neu aufgeladener Konservatismus.
Das Dilemma dieser Situation für die Westeuropäer und speziell auch für die Bundesrepu-
blik Deutschland besteht darin, daß ihre außenpolitischen Spielräume kleiner werden, und 
zwar auf der falschen Seite. Wichtige Faktoren der US-Außenpolitik in Verbindung mit der 
Strukturschwäche der NATO, der Stagnation der westeuropäischen Integration und einer 
schwieriger werdenden innenpolitischen Situation in der Bundesrepublik könnten uns so 
vor eine völlig falsche Alternative führen: entweder Bündnistreue gegenüber den USA 
oder Deckung des Sicherheitsbedarfs der Bevölkerung. Dieses Dilemma läßt sich nur ge-
meinsam in einem allianzpolitischen „fair deal" verhindern. Nur so kann auch gewährleistet 
werden, daß eine koordinierte internationale Politik der westlichen Mächte dem weltpoliti-
schen Wandel im Nord-Süd-Verhältnis gerechter wird.



John H. Herz: Amerikanische Außenpolitik am Scheideweg

Aus Politik und Zeitgeschichte, B 32/81, S. 35—47
In regelmäßigen Abständen befindet sich die Diskussion der amerikanischen Außenpolitik 
in einer Periode von „Great Debates", Grundlagendebatten. Heute erscheint eine solche ins-
besondere deshalb geboten, weil sich mit der neuen Regierung in Washington eine tiefgrei-
fende Wandlung in der amerikanischen Außenpolitik abzuzeichnen beginnt. Der Autor 
macht es sich zur Aufgabe, sich auf die grundlegenden Probleme zu besinnen, denen sich im 
Zeitalter des weltweiten Verflochtenseins aller politischen und wirtschaftlichen Beziehun-
gen eine Weltmacht wie die Vereinigten Staaten als eine führende Wirtschafts- und Mili-
tärmacht gegenübersieht. Solche Probleme ermittelt er nicht nur (wie es sonst allzu oft ge-
schieht) im Ost-West-Verhältnis, also auf dem Gebiet von Strategie und Sicherheit, sondern 
vor allem auch im Nord-Süd-Komplex, der eben nicht nur die Dritte Welt und ihre Entwick-
lung, sondern alle Länder (einschließlich der entwickelten) berührt, da die Lösung der 
durch Bevölkerungsexplosion, Ressourcenschwund und Umweltgefährdung hervorgerufe-
nen Überlebensprobleme die ganze Welt angeht. Es wird dargelegt, inwiefern das Staatsin-
teresse Amerikas in besonderem Maße mit der Bewältigung dieser Fragen verknüpft ist. 
Vor diesem Hintergrund wird u. a. für die Herabsetzung des Verteidigungsbudgets (z. B. bis 
zum heute bereits weit überschrittenen, für wirksame Abschreckung erforderlichen Mini-
mum an Nuklearwaffensystemen), für die Erhöhung des Entwicklungshilfebudgets, für eine 
bedürfnisgerechte Steuerung von Technologietransfer und Kapitalinvestitionen sowie für 
ein neues System der Kooperation zwischen Entwicklungsländern, Industrieländern und 
internationalen Organisationen plädiert. Auf dem Gebiet der Sicherheitspolitik und insbe-
sondere des nuklearen Sicherheitsdilemmas wird eine Erneuerung der Entspannungs- und 
Rüstungskontrollpolitik sowie der Versuch einer Abgrenzung der bipolaren Interessen-
sphären auch außerhalb Europas empfohlen. Rückkehr zum Isolationismus mit Abkehr von 
Westeuropa (und Israel) steht nicht zur Debatte (wohl aber, wie das Bündnis „realpolitisch" 
zu begründen sei). Eine Politik der Unterstützung „befreundeter" Diktaturen kann dagegen 
nicht auf Amerikas Linie liegen. Im ideologischen Wettstreit mit der nichtdemokratischen 
Welt muß Amerika eine gesunde wirtschaftliche und eine demokratisch-politische Ent-
wicklung aller Länder, insbesondere derer der Dritten Welt, nach Kräften zu fördern versu-
chen. Sein „nationales Interesse" liegt nicht (nur) in militärischer Stärke und wirtschaftli-
cher oder sonstiger Beherrschung von Weltregionen. Im Zeitalter der nuklearen Vernicht- 
barkeit und der globalen ökologischen Gefährdungen verschmilzt es mit dem Interesse al-
ler Menschen und Länder am friedlichen über- und Zusammenleben.

Hans Rühle: Die Außenpolitik der Regierung Reagan

Aus Politik und Zeitgeschichte, B 32/81, S. 48—62

Die Wahl Ronald Reagans kennzeichnet eine tiefgreifende Veränderung der politischen 
Wertehierarchie in den USA und hat eine deutliche Wende der amerikanischen Außen- 
und Sicherheitspolitik zur Folge. Dieses Politik hängt ab vom Erfolg des wirtschaftspoliti-
schen Kurses der Reagan-Administration. Bleibt ihr ein Erfolg versagt, wird dies eine Kon-
zentration auf die Erhöhung des Schutzes allein des amerikanischen Territoriums zur Folge 
haben. Diese Gefahr besteht aber auch bei einem Erfolg des amerikanischen Wirtschafts-
programms, da die Toleranz der neuen Administration gegenüber dem als unzureichend 
empfundenen Verteidigungsbeitrag der westeuropäischen Verbündeten begrenzt ist.
Die neue amerikanische Außen- und Sicherheitspolitik zielt auf eine Politik des selektiven 
Engagements, d. h., sie sucht einen Mittelweg zwischen Globalismus und Isolationismus. 
Eine „Grand Strategy" für die Politik gegenüber der UdSSR fehlt noch, doch wird als ihr 
Grundkonzept eine notwendigerweise extrem instrumentelle „Linkage-Strategie" deutlich, 
entsprechend der jede Leistung des Westens an einer Gegenleistung des Ostens gemessen 
und vor ihr abhängig gemacht wird. Neben diesem Prinzip der Gegenseitigkeit kennzeich-
net das Ziel einer sowjetischen „Zurückhaltung" die amerikanische Politikkonzeption ge-
genüber der UdSSR. Dabei geht die Regierung Reagan von der Einsicht aus, daß eine Reali-
sierung dieser Konzeption nur auf der Basis militärischer Stärke möglich ist. Entsprechend 
deutet sich eine Veränderung der amerikanischen Rüstungskontrollpolitik in Richtung des 
in den letzten Jahren erkennbar gewordenen sowjetischen Konzeptes an, in dem nach der 
Festlegung der eigenen politischen und militärischen Ziele zuerst die Schaffung eines mili-
tärischen Potentials, das diese Ziele erreichbar macht, folgt und dann erst Rüstungskon-
trollverhandlungen angestrebt werden. Neu an der amerikanischen Politik gegenüber der 



UdSSR ist auch ihre differenzierte Sicht der inneren Schwäche der Sowjetunion und ihres 
Herrschaftsbereiches, Ansatzpunkte für „peaceful changes" in Osteuropa sowie für eine 
nicht nur den Status quo verteidigende Konzeption westlicher Politik.
Obwohl die Verbesserung ihrer Beziehungen zu den europäischen Bündnispartnern eine 
der höchsten Prioritäten der amerikanischen Regierung darstellt, ist eine Verschlechte-
rung der transatlantischen Beziehungen nicht ausgeschlossen. Die Differenzen zwischen 
den USA und einigen westeuropäischen Regierungen, auch mit der Bundesregierung, grün-
den auf eine unterschiedliche Vorstellung über die Probleme und die Richtung der Ost- 
West-Beziehungen. Die USA beobachten in Europa ein Festhalten an unrealistischen Er-
wartungen von der Entspannungspolitik und die Tendenz, aus Furcht, die Sowjetunion u. U. 
zu provozieren, notwendige Verteidigungsanstrengungen zu unterlassen. Die amerikani-
sche Regierung sieht natürlich den Druck, den die Anti-Nachrüstungskampagne auf einige 
westeuropäische Partner ausübt. Dennoch erwartet sie, daß sich die Europäer ihre grundle-
genden Überzeugungen über die Natur und die Zukunft des Ost-West-Konfliktes zu eigen 
machen. Entsprechend fordert sie einen u. U. noch über die „3%-Marke" hinausgehenden 
Verteidigungsbeitrag ihrer Verbündeten. Ebenso erwartet sie eine militärisch indirekte, 
politisch und wirtschaftlich direkte Unterstützung durch die Westeuropäer bei ihren Be-
mühungen, die Region des Persischen Golfes zu stabilisieren.
Im Gegensatz zur Carter-Administration betrachtet die Regierung Reagan die Probleme 
der Dritten Welt vorrangig aus einem sicherheitspolitisch dominierten Blickwinkel. Dies 
hat u. a. eine Unterscheidung zwischen „autoritären", d. h. nichtkommunistischen, und „tota-
litären", d. h. kommunistischen oder kommunistisch beeinflußten, Diktaturen zur Folge, wo-
bei davon ausgegangen wird, daß „autoritäre“ Diktaturen besser seien, weil sie sich friedlich 
in Demokratien umwandeln lassen, wie die Beispiele Griechenlands, Spaniens und Portu-
gals beweisen.

Dieter Just / Peter Caspar Mülhens: Zur Wechselbeziehung von Politik und 
Demoskopie. Das Beispiel der aktuellen Sicherheitspolitik

Aus Politik und Zeitgeschichte, B 32/81, S. 63—68

Seit Beginn der öffentlichen Diskussion um den Doppelbeschluß der NATO entdeckten 
deutsche und amerikanische Politiker und Medien in demoskopischen Umfragen breite pa-
zifistische und neutralistische Strömungen in der bundesdeutschen Bevölkerung und be-
drohliche Widerstände gegen den NATO-Beschluß wie auch gegen das Bündnis insgesamt. 
Der Aufsatz untersucht, wie diese Daten und ihre Interpretationen zustande gekommen 
sind und wo die Vermengung demoskopischer Ergebnisse mit politischen Zielsetzungen zu 
Irritationen geführt haben. Er verdeutlicht an Hand aktueller Umfrageergebnisse, wie der 
Bundesbürger die zentralen sicherheits- und entspannungspolitischen Fragen sowie den 
Doppelbeschluß der NATO bewertet. Ergebnis: Bei weiterhin sehr stabilen Grundeinstel-
lungen gleichgewichtige Zustimmung zum Doppelbeschluß in der Verzahnung von Ver- 
handlungs- und Nachrüstungskomponente.


	Impressum
	Reagan-Amerika und Westeuropa Plädoyer für eine konstruktive Zusammenarbeit
	I. Von Carter zu Reagan: Ende eines Traumas 
	II. Gebot zur Zusammenarbeit 
	III. Neue Atlantische Partnerschaft oder neuer Konflikt? 

	Das außenpolitische Konzept der Reagan-Administration Darstellung, Hintergründe und Bewertung der neuen Außenpolitik der USA
	L Einleitung 
	II. Das außenpolitische Konzept der Reagan-Administration: Selbstdarstellung 
	II. Hintergründe des außenpolitischen Konzepts und seiner Umsetzung 
	III. Zur Beurteilung der US-Weltpolitik unter Reagan 

	Amerikanische Außenpolitik am Scheideweg
	Die Außenpolitik der Regierung Reagan
	I. Vorbemerkungen 
	II. Politische Rahmenbedingungen 
	III. Umrisse der neuen amerikanischen Außenpolitik 

	Zur Wechselbeziehung von Politik und Demoskopie Das Beispiel der aktuellen Sicherheitspolitik
	I. Die neue Gefahr: Eine Pazifisten-und Neutralistenschwemme in der Bundesrepublik Deutschland? 
	II. Schlußfolgerungen auf dünner Datendecke 
	III. Wenn methodische Fehler und falsche Interpretationen kumulieren ... 
	IV. Der Doppelbeschluß — das unbekannte Wesen 
	V. Grundeinstellungen und Zukunftserwartungen 


